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105. Sitzung 

Bonn, Freitag, den 10. Mai 1996 

Beginn: 9.30 Uhr 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Die Sitzung ist 
eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 13 und die Zu-
satzpunkte 8 bis 14 auf: 

13. Abrüstungsdebatte 

Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht zum Stand der Bemühungen um 
Rüstungskontrolle und Abrüstung sowie der 
Veränderungen im militärischen Kräftever-
hältnis (Jahresabrüstungsbericht 1995) 

- Drucksache 13/4450 -  

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

ZP8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Uta 
Zapf, Gernot Erler, Volker Kröning, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Umfassendes Atomteststoppabkommen 

- Drucksache 13/4567 -  

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

ZP9 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeord-
neten Ge rt  Weisskirchen (Wiesloch), B rigitte 
Adler, Dr. Ulrich Böhme (Unna), weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Verhandlung vor dem Internationalen Ge-
richtshof zur Frage der völkerrechtlichen Le-
galität des Einsatzes oder der Androhung des 
Einsatzes von Atomwaffen 

- Drucksachen 13/1879, 13/3661 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Friedbert Pflüger 
Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Helmut Lippelt  

ZP10 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Ludger Volmer, Angelika Beer, Dr. Helmut 
Lippelt und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 

Neue europäische Sicherheitsarchitektur und 
die Rolle der französischen Atomwaffen 

- Drucksachen 13/2456, 13/3897 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger 
Karsten D. Voigt (Frankfu rt) 

ZP11 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion der 
SPD 

Keine Atomwaffentests durch China und 
Frankreich 

- Drucksache 13/2443, 13/4467 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger 
Dr. Eberhard Brecht 
Ludger Volmer 
Dr. Olaf Feldmann 

ZP12 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für die Angelegen-
heiten der Europäischen Union (22. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Heide-
marie Wieczorek-Zeul, Dr. Jürgen Meyer 
(Ulm), Michael Müller (Düsseldorf), weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Vertragsverletzung des EURATOM-Ver-
trags durch Frankreich 

- zu dem Antrag des Abgeordneten Ch ristian 
Sterzing und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Einleitung eines Vertragsverletzungsver-
fahrens gegen Frankreich wegen Mißach-
tung des Artikels 34 Abs. 2 des EURATOM-
Vertrags (EAGV) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Willibald Jacob, Rolf Köhne, Dr. Gregor 
Gysi und der Gruppe der PDS 

EURATOM-Vertrag im Zusammenhang mit 
den geplanten Atomtests im Mururoa-Atoll 

- Drucksachen 13/2749, 13/2270, 13/2200, 
13/4470 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Christian Sterzing 
Ulrich Irmer 

ZP13 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Friedbert Pflüger und der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ulrich 
Irmer, Dr. Helmut Haussmann, Dr. Olaf 
Feldmann, Jörg van Essen und der Fraktion 
der F.D.P. 

Den KSE-Vertrag achten, die Rüstungskon-
trolle in Europa neuen Herausforderungen 
anpassen 

- zu dem Antrag der Abgeordneten Gernot 
Erler, Volker Kröning, Uta Zapf, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der SPD 

Abrüstung konventioneller Streitkräfte in 
Europa: Sicherung und Fortentwicklung 
des KSE-Vertrages 

- Drucksachen 13/3711, 13/3134, 13/4565 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Friedbert Pflüger 
Gert  Weisskirchen (Wiesloch) 
Ludger Volmer 
Dr. Olaf Feldmann 

ZP14 Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Abgeordneten 
Dr. Friedbert Pflüger, Hans-Dirk Bierling, 
Claus-Peter Grotz, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der CDU/CSU sowie der 
Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann, Ulrich 
Irmer, Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann und der 
Fraktion der F.D.P. 

Umsetzung des ÜbereinkommenS zur Ab-
rüstung chemischer Waffen (Chemiewaf-
fenübereinkommen - CWÜ) 

- zu dem Antrag der Fraktion der SPD 

Abrüstung chemischer Waffen 
- Drucksachen 13/3231, 13/2595, 13/4569 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Hans-Dirk Bierling 
Gert  Weisskirchen (Wienloch) 
Ludger Volmer 
Dr. Olaf Feldmann 

Zum Jahresabrüstungsbericht 1995 liegt je ein Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen und der Gruppe der PDS vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die gemeinsame Aussprache eineinhalb Stunden 
vorgesehen. - Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Dann werden wir so verfahren. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Bun-
desaußenminister Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Fall 
von Mauer und Stacheldraht hat die Welt grundle-
gend verändert. Die seither erfolgten dramatischen 
Abrüstungsdurchbrüche sind Teil dieses histori-
schen Wandels. Europa war während des Kalten 
Krieges ein einziges bedrohliches Waffenlager. Seit-
dem sind zwischen Atlantik und Ural fast 50 000 Pan-
zer, Artillerie, Hubschrauber und Kampfflugzeuge 
verschrottet worden. Weltweit waren noch 1990 weit 
über 60 000 nukleare Sprengköpfe einsatzbereit. 
Heute zerstören die USA und Rußland zusammen je-
des Jahr 4 000 Atomsprengköpfe. Bis zum Jahre 2003 
werden diese gefährlichsten Waffen auf etwa ein 
Drittel, also zirca 20 000, reduziert sein. 

Ja, das ist immer noch viel zu viel. Aber trotzdem 
ist es im Vergleich zu dem, was war, ein gewaltiger 
Erfolg. Wir hätten uns das vor zehn Jahren nicht träu-
men lassen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Heute geht es der Abrüstung gerade wegen ihrer 
großen Erfolge ein klein wenig wie der NATO: Ei-
nige meinen, sie sei nun weniger wichtig, wenn nicht 
gar überflüssig geworden. Dazu kann ich nur sagen: 
Das Gegenteil ist der Fall. Weitere Fortschritte bei 
Abrüstung, Rüstungskontrolle und Vertrauensbil-
dung sind eine entscheidende Voraussetzung dafür, 
daß die Welt nicht erneut in feindliche Lager zerfällt 
und daß die Menschheit ihre ganze Kraft endlich der 
großen Friedensaufgabe unserer Zeit zuwenden 
kann: der Bekämpfung von Armut und Umweltzer-
störung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Deshalb dürfen wir in unserem Abrüstungsengage-
ment nicht nachlassen. 

Viele der schlimmsten Waffen, zum Beispiel die 
noch vorhandenen rund 45 000 nuklearen Spreng-
köpfe und die über 70 000 Tonnen chemischer 
Kampfstoffe allein in Rußland und den USA, können 
nicht einfach überwacht, abgerüstet und vernichtet 
werden. Das ist vielmehr ein technisch komplizierter, 
langwieriger und auch unwahrschein lich teuerer 
Prozeß. Wir Deutschen helfen dabei, so gut es geht. 

Mit Rußland und der Ukraine laufen langjährige 
Programme zur Beseitigung nuklearer und chemi-
scher Waffen; in Kürze wird auch Weißrußland dazu-
kommen. 

Jede Mark, mit der wir zur Beseitigung dieser ge-
fährlichen Hinterlassenschaft des Kalten Krieges bei- 
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Bundesminister Dr. Klaus Kinkel 

tragen, ist, wie ich meine, wirklich gut angelegtes 
Geld. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nächste Woche 
beginnt die Überprüfungskonferenz zum KSE-Ver-
trag. Dabei geht es um einen Eckpfeiler europäischer 
Sicherheit. Die fast 50 000 zerstörten Waffensysteme, 
das enge Netz an Ve rifikation und gegenseitiger In-
formation, breit angelegte vertrauens- und sicher-
heitsbildende Maßnahmen - all das steht hinter der 
völlig umgewandelten Situation, in der wir uns heute 
in Europa befinden. Es hat den Alptraum eines stra-
tegischen Überraschungsangriffs auf unser Land be-
seitigt; Grund genug für uns, bei dieser bevorstehen-
den Konferenz alles zu tun, damit die Wirkungskraft 
dieses Vertrages bewah rt  wird. 

Während die einstigen Gegner in der Ost-West-
Auseinandersetzung abrüsten, wird in anderen Tei-
len der Welt weiter aufgerüstet. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Leider!) 

Dieses verlagerte Wettrüsten unterminiert nicht nur 
die Stabilität wichtiger Regionen, es entzieht vor al-
lem auch die Gelder für den dringend notwendigen 
und ungeheuer wichtigen wirtschaftlichen Aufbau 
dort . 

Die Rüstungsausgaben der Entwicklungsländer 
werden auf jährlich 150 bis 200 Milliarden Dollar ge-
schätzt, soviel wie die Ausgaben für Gesundheit und 
Erziehung zusammen. Das muß man sich einmal vor-
stellen. 

Wer die Krisenherde dieser Welt von Bosnien bis 
Ruanda betrachtet, weiß: Oft sind es Waffen primitiv-
ster Art , mit denen ganze Regionen und Landstriche 
im wahrsten Sinne des Wortes terrorisiert werden. 

Allein im letzten Jahr wurden weltweit 20 000 
Menschen durch Minen getötet oder verstümmelt. 
Die geschätzten 10 Millionen versteckten Minen 
kennen keinen Waffenstillstand. Sie unterscheiden 
eben nicht zwischen Soldaten, Männern, Frauen, 
Kindern. Diese heimtückischen Mordwerkzeuge ma-
chen auch nach dem Ende von Feindseligkeiten 
ganze Landstriche, ganze Regionen auf Dauer unbe-
wohnbar. 

Ich habe mich deshalb persönlich sehr stark für ei-
nen deutschen Verzicht auf Antipersonenminen ein-
gesetzt, und mit der Entscheidung, künftig auf diese 
Waffen vollständig zu verzichten, ist die Bundesre-
gierung mit wahrhaft gutem Beispiel vorangegan-
gen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Das war auch gerade vor Beginn der dritten Genfer 
Verhandlungsrunde über eine Verschärfung des 
Landminenprotokolls ein ganz, ganz wichtiges Si-
gnal. Ich hoffe, daß das weltweit Schule macht. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Es ist auch in 
Genf sehr gut angekommen!) 

In Genf wurden jetzt erheblich schärfere und teil-
weise völlig neue Verbote und Beschränkungen für 

Einsatz und Export  von Landminen vereinbart. Na-
türlich wären wir gern weitergegangen, besonders 
bei den Antipersonenminen. Dennoch glaube ich, 
ein erster und wichtiger Erfolg zur Ächtung dieser 
Menschheitsgeißel ist erreicht, und wir dürfen uns 
nicht entmutigen lassen. 

Jetzt muß das neue Minenprotokoll möglichst 
rasch in Kraft treten und weltweit Geltung erlangen. 
Dafür müssen wir uns mit Nachdruck einsetzen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich appelliere auch an alle Länder, dem Beispiel 
der Staaten zu folgen, die, wie Deutschland, ein ein-
seitiges Exportmoratorium beschlossen haben. Die 
Länder, die das UN-Waffenübereinkommen bisher 
noch nicht unterzeichnet haben, fordere ich zum 
baldigen Beitritt auf. 

Genf ist noch nicht das Ende des Kampfes, den wir 
gemeinsam in dieser Richtung führen müssen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Auch im ehemaligen Jugoslawien, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ist Abrüstung einer der Schlüssel 
für eine friedliche Zukunft. Das militärische Un-
gleichgewicht zwischen bosnischen Serben und der 
Föderation Bosnien und Herzegowina liegt bei den 
meisten schweren Waffen bei 3:1. Bei einigen Waf-
fenkategorien ist das Verhältnis sogar noch schlech-
ter. Dieses Ungleichgewicht darf jetzt nicht durch 
Aufrüstung ausgeglichen werden. 

(Gernot Erler [SPD]: Genau das passiert 
aber!)  

- Wir versuchen es ja zu verhindern. 

Die Rüstungskontrollvereinbarungen des Dayton-
Abkommens sind vor allem deutscher Initiative zu 
verdanken. Ich erinnere daran, daß auf meine Ini tia-
tive am 18. Dezember 1995 auf dem Petersberg 
hierzu die Auftaktkonferenz im OSZE-Rahmen statt-
gefunden hat. 

Ende Januar ist das Abkommen über Vertrauens-
bildung in Bosnien und Herzegowina abgeschlossen 
worden. Es wird umfassende militärische Transpa-
renz schaffen. Der OSZE - das ist ein Novum - wird 
dabei bei Verifikation und Streitschlichtung eine 
wichtige Rolle zugewiesen. Aber wir müssen den 
Konfliktparteien zurufen - sie müssen das wissen -: 
Rüstungskontrolle und Wiederaufbau gehören zu-
sammen. Wer rüsten will und weiter aufrüstet, ver-
wirkt die Hilfe beim Wiederaufbau. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Wir sind an sich bei der Abrüstungsproblematik im 
früheren Jugoslawien im Vergleich zu anderen Berei-
chen der Umsetzung des Daytoner Abkommens rela-
tiv weit gekommen. Ich habe vor zwei Tagen in den 
USA wieder ausführliche Gespräche zu diesem The-
menkreis geführt. Wenn ich mir die Gesamtimple-
mentierung des Daytoner Abkommens ansehe, dann 
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darf ich feststellen: Der Abrüstungsbereich - zumin-
dest so, wie es bisher aussieht - ist relativ weit gedie-
hen. Aber ich räume ein: Das ändert nichts daran, 
daß wir mit großer Sorge darauf achten müssen, daß 
jetzt nicht sozusagen über andere Kanäle eine Wie-
deraufrüstung erfolgt. 

Meine Damen und Herren, der vorliegende Abrü-
stungsbericht der Bundesregierung zeigt: 1995 war 
ein Jahr von bemerkenswe rten Fortschritten auf dem 
Weg, unsere Welt mit weniger Waffen sicherer zu 
machen. Fast auf den Tag genau vor einem Jahr 
konnten wir in New York zusammen mit 174 anderen 
Staaten den Atomwaffensperrvertrag unbefristet 
verlängern. Das war ein großer Erfolg. Wenn wir 
auch den atomaren Geist nicht in die Flasche zurück-
zwingen können - das werden wir wohl jedenfalls 
auf absehbare Zeit nicht schaffen -, so müssen wir 
doch alles tun, um ihn wenigstens zu zähmen. 

Unser Beitrag war für den positiven Ausgang die-
ser Konferenz außerordentlich wichtig. Entsprechend 
war auch unser Engagement. Ich glaube, daß unsere 
besondere Glaubwürdigkeit als ein Staat, der ein für 
allemal auf Massenvernichtungswaffen verzichtet 
hat, dabei eine große Hilfe war. Das ist etwas, was 
uns bei dieser Konferenz und bei anderen Konferen-
zen dieser Art  außerordentlich entgegenkommt. 

Meine Damen und Herren, das nächste vordringli-
che Ziel ist jetzt das generelle Verbot von Atomtests. 
Die Verhandlungen über einen umfassenden nuklea-
ren Teststopp müssen spätestens im Herbst dieses 
Jahres erfolgreich abgeschlossen werden. Ich rufe 
alle Staaten auf, auch in der Zeit bis zum Inkrafttre-
ten einer solchen Vereinbarung keinerlei Atomtests 
mehr durchzuführen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die internationale Überwachung des Teststopps 
wird auch von uns einen erheblichen finanziellen 
Beitrag erfordern. Ich bitte Sie alle hier im Deutschen 
Bundestag um Verständnis und sehr herzlich um Un-
terstützung. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Trotz Sparhaus-
halt!)  

Mit der unbegrenzten Verlängerung des Atomwaf-
fensperrvertrags und dem erwarteten umfassenden 
Verbot von Atomtests sind zwei wesentliche Forde-
rungen meiner Zehn-Punkte-Initiative vom Dezem-
ber 1993 erfüllt. Was sind nun die nächsten Schritte? 

Es geht um die Umsetzung des Verhandlungsman-
dats zum Produktionsstopp für Spaltmaterial zu Waf-
fenzwecken, dem sogenannten Cut-off. Es geht um 
die Aushandlung eines Verifikationsprotokolls auf 
der Überprüfungskonferenz zur B-Waffen-Konven-
tion Ende 1996. Es geht um die Ratifizierung des 
START-II-Vertrages auch durch die russische Duma, 
nachdem der US-Senat dies getan hat. Es geht um 
die rasche Inkraftsetzung des Chemiewaffen-Über-
einkommens sowie des Vertrags über den Offenen 
Himmel. 

Bei den Gesprächen in Washington ist wieder 
deutlich geworden, daß wir bei den Überlegungen,  

die zur Erweiterung der NATO angestellt werden, 
von russischer Seite verstärkt mit Einwendungen 
zum KSE-Vertrag und zur START-Problematik zu 
rechnen haben. Das ist etwas, was wir in unsere 
Überlegungen einbeziehen müssen und was bei der 
Diskussion der NATO-Erweiterung, so glaube ich, in 
der Zukunft eine relativ große Rolle spielen wird. 

Meine Damen und Herren, Abrüstung bleibt auch 
nach dem Ende des Kalten Krieges für unsere Au-
ßenpolitik von absolut zentraler Bedeutung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich bin froh - ich sage das deutlich und klar -, daß 
wir hier einen parteiübergreifenden Konsens haben. 
Daß das so ist, hilft in den internationalen Verhand-
lungen außerordentlich und hat unsere deutsche Po-
sition im internationalen Dialog zur Abrüstung ganz 
entscheidend gestärkt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Ich erinnere nur an die Ratifikation des Chemie-
waffen-Übereinkommens, an die Entschließung zur 
Verlängerung des Atomwaffensperrvertrages und an 
die Entschließung zum Verbot von Antipersonenmi-
nen. Ich bedanke mich ausdrücklich bei den Kolle-
ginnen und Kollegen des Bundestages für diese Un-
terstützung. 

Europa und die Welt sind in den vergangenen Jah-
ren sicherer geworden. Dazu haben Abrüstung, Rü-
stungskontrolle und natürlich auch die Nichtverbrei-
tung wesentlich beigetragen. 

Die Bilder von den Krisenherden dieser Welt be-
weisen jedoch Tag für Tag: Es bleibt noch unendlich 
viel zu tun. Die Widerstände am Verhandlungstisch 
sind oft sehr groß, aber ich versichere Ihnen, daß die 
Bundesregierung in ihren Anstrengungen nicht 
nachlassen wird. Unseren Kindern und Enkeln eine 
friedliche und bewohnbare Welt zu hinterlassen ist 
jede Anstrengung wert . Deshalb muß die Abrüstung 
als ganz, ganz wesentliches Thema auf unserer Ta-
gesordnung bleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort  der Abgeordneten Uta Zapf. 

Uta Zapf (SPD): Herr Präsident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Ich habe voll Befriedigung, Herr 
Außenminister, Ihre Betonung gehört, daß Abrüstung 
von zentraler Bedeutung bleibt und daß die Bundes-
regierung sich mit ihrer ganzen Kraft in diesem Be-
reich engagieren will. 

(Günther Friedrich Nolting [F.D.P.]: Sie wer

-

den das unterstützen!) 

- Wir werden das ganz sicher unterstützen; wir ha-
ben das in der Vergangenheit heftig unterstützt, ja 
sogar angetrieben, Herr Nolting. Sie werden das 
sicher nicht vergessen haben. 
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Trotzdem muß ich sagen: Ich bedaure, daß das 
Thema Abrüstung in der allgemeinen politischen 
Diskussion und in den Debatten des Deutschen Bun-
destages einen geringen Stellenwert einnimmt. Das 
läßt sich sehr genau an dem mühsamen Zustande-
kommen dieser Abrüstungsdebatte aufweisen - im-
mer wieder verschoben, immer wieder verkürzt -, 
auch daran, wie mit den eingebrachten Anträgen 
umgegangen worden ist: Sie wurden spät in der 
Nacht aufgerufen, und dann haben die Redner und 
Rednerinnen ihre Beiträge zu Protokoll gegeben, 
weil niemand im Saale war. Auch heute sehe ich den 
Saal nicht überbesetzt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Zuruf von der CDU/CSU: 

Sie wissen doch genau, warum!) 

Heute steht der Abrüstungsbericht 1995 auf der 
Tagesordnung. Ich möchte allerdings daran erinnern, 
daß wir den Abrüstungsbericht für das Jahr 1994, der 
heute nicht auf der Tagesordnung steht, überhaupt 
noch nicht verabschiedet haben. Formal gesehen ist 
dies ein Mangel, inhaltlich allerdings nicht, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Die Abrüstung 
geht eben schneller als die Berichte!) 

weil es ja wenig Sinn macht, einen völlig veralteten 
und überholten Bericht zu diskutieren. 

Beschämend ist das Desinteresse deshalb, weil die 
Feststellung im Abrüstungsbericht der Bundesregie-
rung, die Herr Kinkel eben noch einmal bestätigt hat, 
richtig ist, daß Rüstungskontrolle, Abrüstung und 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen 
dazu beigetragen haben, Europa in den vergange-
nen Jahren sicherer zu machen. Deshalb sollten Ab-
rüstungsthemen ganz vorn auf der Tagesordnung 
stehen. 

Der Abrüstungsbericht der Bundesregierung ver-
dient Aufmerksamkeit. Er ist ein umfassender, inter-
essanter, materialreicher Bericht und ein wichtiges 
Arbeitsinstrument für die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch einmal 
die ausgezeichnete Zusammenarbeit im Bereich des 
Unterausschusses Abrüstung und Rüstungskontrolle 
positiv hervorheben. In kooperativer Anstrengung 
der Fraktionen ist es gelungen, wichtige Abrüstungs-
verhandlungen mit gemeinsamen Initiativen partei-
übergreifend zu unterstützen, und auch heute liegen 
zwei solche gemeinsamen Initiativen - die eine zum 
KSE-Vertrag und die andere zum Chemiewaffen-
Übereinkommen - hier vor. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Dieses Lob der 
Opposition freut uns!) 

Wir bedanken uns auch ausdrücklich bei den Ab-
rüstungsabteilungen der Ministe rien für die gute Zu-
sammenarbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Damit komme ich auch schon zum Ende des Lo

-

bens. 

(Zuruf des Abg. Günther F riedrich Nolting 
[F.D.P.]) 

- Doch, doch, jetzt kommen all die Einschränkungen. 
Die müssen erwähnt werden, Herr Nolting. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das Loben war 
so schön bisher!) 

- Es hat Ihnen gefallen. Aber jetzt kommt das, was 
mir besser gefällt. 

Ein solches Lob kann allerdings nicht dazu führen, 
die Unterschiede zwischen meiner Fraktion und den 
Fraktionen der Regierungskoalition zu verwischen. 
Ein ganz wichtiger Unterschied liegt da rin, daß wir 
uns mit dem bislang in der Abrüstung Erreichten we-
niger leicht zufriedengeben als die Koalition. Als Ab-
geordnete haben wir nicht die Aufgabe, die Regie-
rung zu loben, sondern auf Mängel deutlich hinzu-
weisen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN - Karsten D. Voigt [Frank

-

furt] [SPD]: Richtig! - Weiterer Zuruf von 
der SPD: Das andere machen die ja schon! - 
Dr.  Olaf Feldmann [F.D.P.]: Lob tut auch 

gut, wo es berechtigt ist!) 

Einen allgemeinen Mangel der Abrüstungspolitik 
der Bundesregierung offenbart dieser Be richt über-
deutlich. Es mangelt ihr an Kreativität und an neuer 
Initiative: 

(Günter Verheugen [SPD]: Das ist aber 
wahr!) 

kein Wort  zu möglichen Perspektiven präventiver 
Abrüstung oder der Verhinderung qualitativer Auf-
rüstung; kein Ansatz zur Fortentwicklung der kon-
ventionellen Abrüstung in Europa - dazu wird mein 
Kollege Gernot Erler noch Stellung nehmen -; bei 
den Positionen zu laufenden Verhandlungen ein 
ängstliches Anpassen an den Konsens der Groß-
mächte und westlicher Industriestaaten. 

Die vielgelobte Zehn-Punkte-Initiative von Herrn 
Außenminister Kinkel 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Verdient Lob!) 

enthält keinen einzigen Vorschlag, der nicht schon 
vorher durch die USA abgesegnet wurde. 

Auch bei den Landminen, Herr Außenminister, 
wozu Sie eben lobend hervorgehoben haben, was 
die Bundesregierung in der letzten Zeit gemacht hat, 
nämlich völlig auf Antipersonenminen zu verzichten, 
sind Sie nicht in der Vorreiterrolle gewesen; sondern 
eine ganze Reihe europäischer Staaten und NATO-
Staaten haben diese Ro lle übernommen 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Kleine! Sehr 
kleine! - Karsten D. Voigt [Frankfu rt] [SPD]: 
Was haben Sie gegen kleine Staaten? Diese 

Arroganz!) 

- nicht nur kleine - und ihren Verzicht erklärt. Ich 
denke, das muß man hier deutlich machen, auch 
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wenn wir dankbar sind, daß der Verzicht doch erklärt 
wurde - wenn auch spät. 

Wo bleiben die Vorschläge zum Ausbau und zur 
Stärkung der OSZE im Bereich der friedlichen Kon-
fliktregelung? Wo bleibt der Beitrag der Bundesre-
gierung, wenn es um die Einrichtung eines zivilen 
Friedensdienstes geht? Sie haben im Zusammen-
hang mit Dayton auf die Wichtigkeit des zivilen Auf-
baus hingewiesen. 

Es gibt einen interfraktionellen Antrag, der sogar 
mit den Kirchen abgestimmt ist. Er hängt in der 
CDU/CSU-Fraktion und wird blockiert. Ich fordere 
Sie auf, diesen Antrag in den Bundestag einzubrin-
gen und zur Diskussion zu stellen, damit wir über die 
Ausgestaltung einer solchen Institution reden kön-
nen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich als weiteres Beispiel die C -Waf-
fen -Konvention anführen. Das Abkommen ist noch 
immer nicht in Kraft. Sie haben es beklagt, Herr Mi-
nister. Bisher haben zwei wichtige Staaten, Rußland 
und die USA, dieses Abkommen noch nicht ratifi-
ziert. Es ist offenkundig, daß auch die bisherigen Be-
mühungen der Bundesregierung nicht ausgereicht 
haben. Die Bundesregierung muß mehr tun. 

Wer ständig vor der Gefahr chemischer Waffen 
warnt, aber noch nicht einmal in der Lage ist, seine 
engsten Partner und Freunde zur Ratifizierung zu 
drängen oder seinen ganzen politischen Einfluß, den 
eine Männerfreundschaft aufzubringen vermag, ein-
zusetzen, bringt wohl zuwenig Mut vor seinen Män-
nerfreunden auf. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Keine Einmi-
schung in innere Angelegenheiten! - Hei-
terkeit - Zuruf von der SPD: Das ist eine 

äußere Angelegenheit!) 

- Das war auch nicht so, sondern politisch gemeint, 
Herr Feldmann. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns partei-
übergreifend für die unbefristete und unkonditio-
nierte Verlängerung der Geltung des Nichtverbrei-
tungsvertrages eingesetzt. Die Glaubwürdigkeit 
eines solchen Einsatzes verlangt aber auch, daß man 
jetzt intensiv auf den Abschluß weiterer notwendiger 
Vereinbarungen dringt, die das Nichtverbreitungsre-
gime stärken können und die in den Konferenzdoku-
menten zur Verlängerungskonferenz angesprochen 
sind. 

Die Nichtkernwaffenstaaten knüpften an ihre Zu-
stimmung hohe Erwartungen. Insbesondere forder-
ten sie Fortschritte bei der verbindlichen Zeitplanung 
für nukleare Abrüstung und eine äußerste Zurück-
haltung der Kernwaffenstaaten bei Atomwaffentests. 
Diese Erwartungen sind in hohem Maße durch die 
Kernwaffentests von China und Frankreich ent-
täuscht worden. 

China hat erneut einen Atomwaffentest angekün-
digt und ist offensichtlich unerschütterlich willens,  

seine Tests bis zum Abschluß eines Teststoppvertra-
ges auszuführen. 

Frankreich hat die Se rie seiner Tests abgeschlos-
sen. Ich finde es aber bedauerlich, daß die Bundesre-
gierung den Protest, den wir mit einem Antrag, der 
auf der heutigen Tagesordnung steht, angemeldet 
haben, nicht unterstützt hat. Auch dies halte ich für 
einen politischen Mangel. 

Dieses Verhalten der Kernwaffenstaaten führte zu 
erheblichen Verärgerungen bei den nicht gebunde-
nen Staaten. Der Konsens bei wichtigen Abrüstungs-
vorhaben ist gestört, und dadurch kann unter Um-
ständen der Fortgang bei wichtigen Vereinbarungen 
behindert werden. Diese wichtigen Vereinbarungen 
sind: ein umfassendes Verbot von Atomtests, das in 
diesem Jahr abgeschlossen werden soll; ein Abkom-
men über das Verbot der Produktion waffenfähigen 
Spaltmaterials, das sogenannte Cut-off; die Verbes-
serung der Kontrollmöglichkeiten, also der „safe-
guards", der IAEO zur besseren Aufdeckung illega-
ler Atomprogramme und die Einrichtung eines inter-
nationalen Plutoniumüberwachungsregimes. 

Meine Damen und Herren, ein Vertrag zum umfas-
senden Teststopp wäre nur dann ein wichtiger Schritt 
zur nuklearen Abrüstung, wenn er in der Tat die Wei-
terentwicklung von Nuklearwaffen bremsen oder 
verhindern würde - so steht es im Abrüstungsbe-
richt. Dies. bedeutet als Mindestforderung nicht nur 
die sogenannte Zero Threshold Option, wie sie jetzt 
auf dem G-7-Gipfel vorgesehen worden ist, sondern 
auch das Verbot subkritischer Tests, also Tests, bei 
denen keine Kernsprengungen ausgelöst werden. 
Diese müssen ebenso in den Verbotstatbestand ein-
bezogen werden. 

Offensichtlich ist die Bundesregierung aber nicht 
bereit, diese weitergehende Forderung zu tragen. 

Atomtests werden in Zukunft ohnehin durch Com-
putersimulation ersetzt werden. Hier wird ein Pro-
blem deutlich: Die Kernwaffenstaaten wollen offen-
sichtlich ihre Kernwaffenforschung fortsetzen. Sie 
argumentieren, daß diese Forschung aus Gründen 
der Sicherheit in bezug auf alternde Arsenale not-
wendig sei. Der Jason-Report, der in den USA im Au-
gust vergangenen Jahres veröffentlicht worden ist, 
hat dieser Darstellung ausdrücklich widersprochen. 
Es ist offensichtlich, daß die Gesamtheit der neu ge-
planten Technologien sowohl für obe rirdische Kern

-waffenexperimente als auch für die Computersimula-
tion von nuklearen Explosionen geeignet ist, die Er-
forschung und Entwicklung von neuen Kernwaffen 
zu ermöglichen. Ich denke, dies sollten wir nicht 
mittragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch diesen Ansatz entsteht bei den Nichtkern-
waffenstaaten natürlich der Verdacht, daß das umfas-
sende Teststoppabkommen dazu dient, den Kreis der 
kernwaffenbesitzenden Staaten auf die bisherigen 
zu begrenzen - wogegen ja nichts einzuwenden ist; 
das wollen wir ja alle. Der erhoffte Schritt hin zum 
Ende der Atomwaffenproduktion findet nicht statt. 
Herr Minister, Sie haben diesen erhofften Schritt zum 
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Ende der Atomwaffenproduktion im Abrüstungsbe-
richt ausdrücklich angesprochen. 

Wer also den Verdacht ausräumen will, hier werde 
ein Vertrag nur für die Habenichtse gemacht, ohne 
die eigene Verpflichtung zur nuklearen Abrüstung 
einlösen zu wollen, muß endlich Fortschritte in weite-
ren Bereichen einfordern. 

Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen 
dem Teststoppabkommen und dem „ Cut-off"-Ab-
kommen. Das „Cut-off " -Abkommen soll dazu die-
nen, die Herstellung von Kernwaffen sozusagen an 
der materiellen Wurzel abzuschneiden. Damit würde 
ein „Cut-off " -Abkommen einen wesentlichen Schritt 
zu einer kernwaffenfreien Welt darstellen. Bisher ha-
ben die Verhandlungen zu diesem „Cut-off" - ob-
wohl ein Mandat vorliegt - noch nicht begonnen. 
Auch auf der Prioritätenliste der Bundesregierung, 
Herr Minister, habe ich das „Cut-off" vermißt. 

Außenminister Kinkel hat in seiner Zehn-Punkte-
Initiative, die hier schon angesprochen worden ist, 
das „Cut-off" auch nur mit einem einzigen Satz un-
terstützt. Das scheint es ja wohl schon gewesen zu 
sein. 

Wir fordern die Bundesregierung auf - um das 
„Cut-off"-Abkommen endlich in die Gänge zu brin-
gen -, die Forderung der ungebundenen Staaten 
nach der Einrichtung eines neuen Ad-hoc-Ausschus-
ses zum Thema „Nukleare Abrüstung" zu unterstüt-
zen. Die Kernwaffenstaaten lehnen die Koppelung 
dieser beiden Verhandlungsansätze ab. Wer aber 
Proliferationsgefahren ernsthaft bannen will, wer die 
Noch-Habenichtse von Atomwaffengelüsten abhal-
ten will, muß auch mit dem im Atomwaffensperrver-
trag festgeschriebenen Abrüstungsgebot E rnst ma-
chen. Die Einrichtung eines solchen Ad-hoc-Aus-
schusses ist eine berechtigte Forderung. 

Im Zusammenhang mit dem Verhandlungsmandat 
zum „Cut-off" verlangen Pakistan und Ägypten auch 
die ausdrückliche Einbeziehung bereits existierender 
Lagerbestände von Spaltmaterial in das Verhand-
lungsmandat. Sie haben selber auf die große Menge 
an Abrüstungsplutonium hingewiesen, die herum-
liegt. Deshalb ließe sich meines Erachtens auch die-
ser Punkt im Rahmen eines internationalen Plutoni-
umregimes, das solche Bestände unter inte rnationale 
Kontrolle stellt, lösen. Ich meine, auch das ist ein 
Punkt, auf den wir hinarbeiten müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein weiterer Punkt in diesem Zusammenhang ist 
die Verbesserung der Safeguards. Es gibt Vor-
schläge der IAEO, die im sogenannten 93-plus-2-Pa-
ket enthalten sind, von denen einige schon umge-
setzt wurden. Die weitestgehenden Vorschläge in 
Teil 2 des Paketes, die umfangreiche Inspektionen 
und ein Umweltmonitoring vorsehen, sind allerdings 
noch nicht umgesetzt. Hier scheint die Bundesregie-
rung im Bremserhäuschen zu sitzen. 

Damals haben Sie diese Maßnahmen auf unsere 
Kleine Anfrage hin positiv beurteilt. Um so mehr bin 
ich erstaunt, wenn ich nun in internationalen Publi-
kationen lesen muß, daß sich die Bundesregierung  

offensichtlich heftig gegen die Umsetzung dieser 
Maßnahmen stemmt. 

Herr Außenminister, ich fordere Sie auf, diesen 
Maßnahmen zuzustimmen. Das Beispiel Iran macht 
deutlich, daß die Entdeckung verdeckter Atomwaf-
fenprogramme nur durch ein verbessertes Monito-
ring möglich ist und daß die vermuteten verdeckten 
Atomprogramme des Iran mit den bisherigen Kon-
trollmöglichkeiten nicht aufzuspüren waren. Deswe-
gen sind diese Safeguards von höchster Wichtigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Zuletzt möchte ich ein Thema ansprechen, das auf 
der Tagesordnung der Abrüstungsagenda stehen 
muß, nämlich das Abkommen über das Verbot biolo-
gischer Waffen. 

Obwohl die 4. Überprüfungskonferenz zum BWÜ 
in der Zeit vom 25. November bis 13. Dezember 1996 
ansteht, wird das BWÜ in dem Prioritätenkatalog der 
Bundesregierung nicht erwähnt. Dabei ist es aus vie-
len Gründen notwendig, die Konvention über biolo-
gische Waffen zu verbessern und sie um vertrauens-
bildende Maßnahmen sowie ein funktionierendes 
Verifikationsregime zu ergänzen. 

Der rasche Fortschritt in der Mikrobiologie und der 
Biotechnologie sowie die zunehmenden Proliferati-
onsgefahren, die sich insbesondere am Beispiel Irak 
gezeigt haben, machen Transparenz und Kontrolle 
zu einer vordringlichen Aufgabe im Bereich der Ein-
dämmung biologischer Waffen. Das Verifikationsre-
gime, das im Zusammenhang mit dem Chemiewaf-
fenübereinkommen erarbeitet worden ist, kann hier 
ein Vorbild sein. 

Jetzt kommt wieder ein bißchen Lob; das muß zum 
Schluß auch noch einmal sein. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Endlich! Wir 
haben schon Entzugserscheinungen!) 

- Ja, Sie haben schon Entzugserscheinungen. 

Die Transparenz, die die Bundesrepublik - 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie sind außer-
dem am Schluß Ihrer Redezeit. 

Uta Zapf (SPD): - das ist mein letzter Satz - durch 
die öffentliche Abhaltung ihrer B-Schutz-Tagungen 
praktiziert, möchte ich in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich lobend erwähnen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Dafür bekom

-

men Sie auch Beifall!) 

Ich glaube, daß das für die Transparenz und die Ver-
trauensbildung hilfreich ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Dr. Olaf 
Feldmann [F.D.P.]) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
dem Abgeordneten Dr. Friedbert Pflüger das Wo rt . 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt eine 
Perspektive hinein!) 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Kollegin Zapf be-
klagt, daß es für die Abrüstung einen zu geringen 
Stellenwert im öffentlichen Interesse gibt. Das liegt 
daran, daß sich die Menschen an den Abrüstungs-
prozeß gewöhnt haben, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, Quatsch!) 

daß sie ihn als etwas empfinden, was inzwischen wie 
selbstverständlich vonstatten geht. 

(Zuruf von der SPD: Eine sehr gewagte 
These!) 

Damit haben sie recht: Der Abrüstungsprozeß hat in 
den letzten fünf Jahren so dramatische Erfolge ge-
habt, daß die Öffentlichkeit nicht mehr jeden Schritt 
auf diesem Gebiet mit Posaunen und Trompeten be-
gleitet. Das zeigt im Grunde nur, wie erfolgreich der 
Abrüstungsprozeß gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben fünf Jahre der dramatischen Abrüstung 
überall auf der Welt hinter uns. 

(Brigitte Schulte [Hameln] [SPD]: Überall 
nicht, Herr Kollege!) 

Wir haben in den letzten Jahren einen enormen 
Transfer militärischer Ressourcen in den zivilen Be-
reich erlebt. Ich werde gleich versuchen, das im ein-
zelnen zu quantifizieren. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das muß nicht sein!) 

Zunächst aber, so glaube ich, müssen wir uns für 
einen Moment vergegenwärtigen, was Abrüstung 
und Rüstungskontrolle heute genau bedeuten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das haben Sie nämlich bis heute 

nicht verstanden!) 

Wir haben in den 70er Jahren und auch noch Anfang 
der 80er Jahre vor allen Dingen Rüstungskontrolle 
gehabt, das heißt Obergrenzen, die vereinbart wor-
den sind, um den Ost-West-Konflikt einigermaßen zu 
stabilisieren. Seit etwa Mitte der 80er Jahre ist zur 
Rüstungskontrolle das Element der Abrüstung ge-
kommen, vor allen Dingen mit den Verträgen über 
die Vernichtung der Mittelstreckenraketen in Europa 
und mit den START-Vereinbarungen über den Ab-
bau der strategischen Nuklearrüstung. 

Dieser Prozeß hat durch das Ende des Kalten Krie-
ges eine neue, große Dynamik erhalten. Gleichzeitig 
ist aber durch den Zusammenbruch der Sowjetunion 
ein neues Aufgabengebiet entstanden, nämlich die 
Verhinderung der Weiterverbreitung von Nuklear-
waffen und von nuklearem Know-how. Das ist, wenn 
wir über Abrüstung reden, heute eine der ganz ent-
scheidenden Aufgaben. Wir müssen darauf achten,  

daß auf dieser Welt nicht neue, andere Staaten, even-
tuell aggressive und fundamentalistische Staaten, in 
den Besitz von Massenvernichtungswaffen kommen 
und andere Teile der Welt bedrohen. Auch das ge-
hört zur Abrüstungspolitik, und ich bin dankbar, daß 
das in der Bundesregierung erkannt worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben gerade vor wenigen Tagen die Unter-
zeichnung des Abkommens über eine nuklearwaf-
fenfreie Zone Afrika erlebt. 

(Uta Zapf [SPD]: Weit weg! - Lachen bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Der Südpazifik ist ebenfalls nuklearwaffenfrei. La-
teinamerika ist nuklearwaffenfrei. Alles zusammen 
gesehen, ist die Hälfte der Erde und fast die gesamte 
südliche Hemisphäre heute eine atomwaffenfreie 
Zone. 

Wenn Sie, Frau Kollegin Zapf, sagen, dies sei alles 
weit weg, dann zeigt das nur den provinziellen An-
satz, den Sie bei diesen Dingen verfolgen. Es geht 
bei Abrüstung und Nonproliferation wirk lich um die 
Welt und nicht nur um unsere Nabelschau hier in Eu-
ropa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Aber auch wenn wir nach Europa gucken, können 
wir heute feststellen, daß die einmalige Konzentra-
tion von Rüstungen und Soldaten auf der Welt, die 
wir hier in Zeiten des Kalten Krieges erlebt haben, 
der Vergangenheit angehört. Das ist ein Erfolg, den 
sich niemand, vor allem nicht die Friedensdemon-
stranten auf der Hofgartenwiese im Jahre 1983, hat 
vorstellen können. Es hat eine gigantische Abrü-
stung gegeben. 

Ich finde, wir sollten auch einmal den Versuch ma-
chen - und ich bin dazu bereit -, unter uns darüber 
zu reden, was das in Pfennig und D-Mark im einzel-
nen bedeutet. Ich wi ll  versuchen, das hier deutlich zu 
machen. 

Ich stelle die These auf - wir können dann darüber 
diskutieren -, daß es seit 1991 eine Friedensdivi-
dende von etwa 170 Milliarden DM gegeben hat. 

(Karsten D. Voigt [Frankfu rt] [SPD]: Oder 
172? - Zuruf des Abg. Dr. Helmut Lippelt 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich will versuchen, das im einzelnen aufzuzeigen, 
und Sie sind herzlich eingeladen, im weiteren Ver-
lauf der Debatte dazu Stellung zu nehmen. 

Wir haben im Jahre 1989, vor der Wiedervereini-
gung, einen Bundeswehrplan gehabt, der vorsah, 
wie sich der Haushalt der Hardthöhe in den folgen-
den Jahren entwickeln sollte. Das war der letzte Bun-
deswehrplan vor der Wiedervereinigung. Er ist auch 
im Parlament diskutiert worden. 

Dieser Bundeswehrplan sah vor, daß zwischen 
1991 und 1996 jedes Jahr Beträge von 55 bis 
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56 Milliarden DM - zum Preisstand von 1988 - ausge-
geben werden. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Schlimm genug!) 

Wenn wir jetzt gucken, wie sich der Haushalt real 
entwickelt hat, dann stellen wir fest, daß wir in jedem 
Jahr zwischen 11 und 20 Milliarden DM gespart ha-
ben. Die Gesamtersparnis beträgt 87 Milliarden DM 
- immer Bundeswehrplan 1989 gegenüber den rea-
len Ausgaben des Verteidigungsministeriums. 

(Uta Zapf [SPD]: Eine Milchmädchenrech-
nung!) 

Hinzu kommen die enormen Ressourcen, die da-
durch eingespart worden sind, daß der DDR-Haus-
halt für die NVA weggefallen ist. Ihn kann man bei 
213 000 Soldaten einschließlich der Grenztruppen, 
die es damals auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
gab, auf etwa 20 Milliarden Mark quantifizieren. 

(Uta Zapf [SPD]: Das rechnet ihr auch noch 
hinzu?) 

Selbst wenn ich ganz konservativ schätze - und das 
will  ich tun -, würde ich sagen, es sind 15 Milliarden 
Mark. Das ergäbe zusammen einen Betrag von 
75 Milliarden DM, der an Ressourcen eingespart wor-
den ist. 

(Uta Zapf [SPD]: Das haben wir auch noch 
eingespart? Wunderbar!) 

Hinzu kommen aber weitere Beträge. 1 Milliarde 
DM hat die Bundeswehr aufgewendet, um Mate rial 
der ehemaligen NVA abzurüsten und zu zerstören. 
300 Millionen DM sind für das Minenräumen an der 
innerdeutschen Grenze ausgegeben worden. Die 
Bundeswehr hat - völlig unbeachtet von der Öffent-
lichkeit - in den letzten vier Jahren 100 Millionen 
DM ausgegeben, um die Kontrolle und die Abrü-
stung von Massenvernichtungswaffen im Irak mitzu-
finanzieren, 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat bei Libyen aber nicht 

gereicht!) 

eine ganz ausgezeichnete Leistung, die wir hier voll-
bracht haben und die überall in der Welt, nur nicht 
bei der Opposition, Anerkennung findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Uta Zapf [SPD]: Das ist überhaupt nicht 

wahr, Herr Pflüger!) 

Wir haben trotz großer Haushaltszwänge bei uns 
50 Millionen DM an Abrüstungshilfe für die Ukraine 
und für Rußland gezahlt, damit der technisch schwie-
lige Prozeß in den Griff bekommen wird, diese enor-
men Bestände an Plutonium, an hochangereichertem 
Uran, an C-Waffen überhaupt umzuwandeln und zu 
beherrschen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege 
Pflüger, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kolle-
gen Lippelt? 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Ja, sehr gern. 

Dr. Helmut Lippelt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Kollege Pflüger, ich will diese Zahlen hier über-
haupt nicht bestreiten. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-
NEN]: Das solltest du aber!) 

Aber wären Sie in der Lage, sie einmal auf die immer 
noch bestehenden jährlichen Gesamtausgaben zu 
beziehen? Sie kennen doch wahrscheinlich den Be-
richt von UNDP, Sie kennen die eindrucksvolle Gra-
phik, die da vor uns liegt, und vielleicht tritt das ja 
deshalb so wenig in Erscheinung, weil die Erwartun-
gen angesichts der jährlichen Ausgaben ganz andere 
sind. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Herr Kollege 
Lippelt, das einzige an Ihrer Zwischenfrage, was ich 
wichtig, interessant und verständlich fand, war, daß 
Sie gesagt haben, daß Sie die Zahlen nicht bestreiten 
wollen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Das, finde ich, ist in der Tat das Entscheidende. 

Natürlich können Sie sich drüber beklagen - ich 
gehe gem auf den anderen Teil auch ein -, daß ange-
sichts dessen, was wir auf der Welt an Problemen zu 
lösen haben, von der Klimakatastrophe bis hin zu 
Hunger und Armut in der Dritten Welt, noch immer 
viel zu viel Ressourcen für Militär ausgegeben wer-
den. Nur hilft es doch nicht, sich in die Welt zu stel-
len und zu sagen „Frieden schaffen ohne Waffen", 
sondern wir müssen sehen, in welchem politischen 
Umfeld wir uns befinden. Wir können doch nicht Ab-
rüstung als Selbstzweck betrachten, sondern müssen 
doch immer sehen, was wir in einer gegebenen Si-
tuation leisten können! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und da ist das, was hier von der Hardthöhe, vom Ver-
teidigungsministerium geleistet worden ist, ganz ex-
zeptionell. 

Aber ich will Ihnen, da Sie die Zahlen nicht bestrei-
ten, noch ein paar weitere geben, Herr Kollege Lip-
pelt. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
noch eine Zwischenfrage, Herr Kollege Pflüger? 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Nein, ich möchte 
gerne fortfahren. 

Ich möchte Ihnen noch ein paar Zahlen sagen. Wir 
haben hier in der Bundesrepublik Deutschland 
600 Bundeswehrstützpunkte aufgelöst. 11 400 Hek-
tar Bundeswehrterritorium wurden der zivilen Nut-
zung übergeben. Dabei ist für den Bundeshaushalt 
ein Erlös von 9 Milliarden DM entstanden. Wir haben 
hier in Deutschland vor 1989 1,5 Millionen Soldaten 
gehabt, die deutschen Soldaten, die Soldaten der Al-
liierten und die russischen Soldaten. Alle zusammen 
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1,5 Millionen Soldaten! Heute, sieben Jahre später, 
haben wir weniger als 500 000 Soldaten auf unserem 
Boden stehen. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da können wir uns ja gar nicht mehr 

verteidigen!) 

Der Kollege Kinkel hat darauf hingewiesen, wie 
viele Waffensysteme in Europa auf Grund der Ver-
einbarung über die konventionelle Sicherheit in Eu-
ropa, des KSE-Vertrages, vernichtet worden sind. Al-
lein wir als Bundesrepublik haben weit über 8 000 
angriffsfähige Waffensysteme zerstört. Wer ange-
sichts dieser Zahl - ich darf sie noch einmal nennen - 
von  170 Milliarden DM, nach konservativen Berech-
nungen, angesichts der wirklichen Auflösung von 
Konzentrationen von Waffen und Militär von einer 
Militarisierung der Außenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland spricht, Frau Kollegin Beer, der hat die 
Realität nicht verstanden. Dieser Vorwurf ist absurd. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir streiten ja außerhalb des Kreises der Außen- 
und Verteidigungspolitiker im Bundestag derzeit 
über Sparprogramme und über wirtschaftliche und 
sozialpolitische Strukturveränderungen. Wir sehen 
alle, wie schwer das in unserem Lande ist, wo es Be-
sitzstände und Lobbyorganisationen gibt. Ich glaube, 
man kann die These wagen, daß die Bundeswehr in 
den letzten fünf Jahren diesen Strukturwandel zu ei-
nem sehr großen Teil bereits vor der gesamten Ge-
sellschaft hinter sich gebracht hat: eine enorme Lei-
stung, mit immer weniger Geld die NVA zu integrie-
ren, einen Abrüstungsprozeß - zum Teil auch in der 
Welt - mitzufinanzieren und trotzdem - das ist eben 
das, was uns unterscheidet, Frau Kollegin Beer - ver-
teidigungsfähig zu bleiben und die Sicherheit unse-
res Landes nicht zu riskieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn wir uns einmal einen Blick auf die nuklea-
ren Kapazitäten erlauben, so haben wir allein in 
Westdeutschland in den achtziger Jahren 3 500 nu-
kleare Sprengköpfe gehabt. Die ostdeutschen Zahlen 
sind uns nicht genau bekannt. Das war eine Konzen-
tration von Massenvernichtungswaffen, oft auch 
Waffen, die nur wenige Kilometer weit fliegen - nu-
kleare Artillerie, Kurz- und Mittelstreckenraketen; 
ein wesentliches Thema, das der Kollege Dregger im-
mer wieder angesprochen hat -, eine ungeheure Ge-
fährdung auf dem Boden unseres Landes, was da-
mals als notwendig erachtet worden ist, um die Ba-
lance, um das Gleichgewicht des Schreckens zu er-
halten und damit den Frieden zu sichern. 

(Dr. Helmut Lippelt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es freut uns ja, daß Sie jetzt 

endlich merken, was es hier alles  gab!)  

Aber damals sind Sie herumgezogen und haben 
gesagt: Jetzt müssen diese Waffen weg. Und Sie ha-
ben dafür demonst riert. Sie haben dafür demon-
striert, und wir haben es gemacht, Herr Kollege Lip-
pelt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Von den 3 500 nuklearen Sprengköpfen gibt es heute 
weniger als 5 Prozent. Das ist eine Leistung, die Sie 
doch anerkennen sollten, wenn Sie selbst mit Ihren 
eigenen politischen Überzeugungen im reinen blei-
ben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir werden in Kürze ein Atomteststoppabkommen 
unterzeichnen. Ich finde es auch hier sehr bezeich-
nend, wie Sie argumentieren. Als die Franzosen vor 
kurzem in Mururoa Atomtests durchführten, haben 
Sie von der ökologischen Bedrohung gesprochen, die 
davon für die Menschheit ausgeht. 

(Uta Zapf [SPD]: Ist doch auch richtig!) 

Jetzt, wo sich abzeichnet, vor allen Dingen auch 
nach dem Moskauer Nukleargipfel vom 20. April, 
daß wir das erste Mal - vor wenigen Jahren fast noch 
unmöglich - einen umfassenden, weltweiten Atom-
teststopp bis zum Sommer unter Dach und Fach be-
kommen, freuen Sie sich überhaupt nicht darüber 
und sagen nicht: gut für die Ökologie, gut für die 
Umwelt, sondern Sie beklagen sich darüber, daß in 
Labors weiterhin die Sicherheit von Kernkraft über-
prüft werden soll. Erkennen Sie doch einmal an, was 
für ein gewaltiger Fortschritt es ist, die Länder der 
Welt dazu zu bringen, einem umfassenden nuklearen 
Teststoppabkommen beizutreten. Das ist doch ein 
Fortschritt! Den sollten Sie doch wenigstens ansatz-
weise anerkennen, auch wenn er Ihnen vielleicht 
nicht weit genug geht. 

(Zuruf von der SPD: Er ist aber nur durch 
den Widerstand durchgesetzt worden, nicht 

durch Ihre Politik!) 

Wir können auch in anderen Bereichen, zum Bei-
spiel beim C-Waffen-Abkommen, sehen, daß wir na-
türlich Fortschritte gemacht haben. Die Amerikaner 
werden ratifizieren. Der Auswärtige Ausschuß des 
Senats hat in der letzten Woche dieses C-Waffen-Ab-
kommen bereits passieren lassen. Und wir werden 
ganz sicher nach den russischen Wahlen auch aus 
Rußland ein solches Signal bekommen. Der Vertrag 
über Chemiewaffen - da sind wir alle zuversichtlich - 
wird bis zum Ende des Jahres in Kraft treten. 

Im ganzen können wir folgendes festhalten: Abrü-
stung darf niemals ein Selbstzweck sein. Die These 
„Frieden schaffen ohne Waffen" hat niemals auf der 
Welt zu mehr Sicherheit geführt. Im Gegenteil, sie 
hat Aggressoren und Diktatoren eingeladen, 

(Widerspruch beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN) 

andere Länder, naive Regierungen in irgendeiner 
Weise zu bedrohen, zu erpressen oder gar zu beset-
zen. Dagegen ist die Politik der Union „Frieden 
schaffen mit weniger Waffen", nämlich die Abrü-
stung in einen Prozeß der Sicherheitspolitik einzu-
betten, erfolgreich gewesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es kommt darauf an, auch in Zukunft diesen Abrü-
stungsprozeß mit großer Kraft voranzutreiben. Der 
Abrüstungsprozeß bleibt fragil, vor allen Dingen mit 
Blick auf die ehemalige Sowjetunion. 
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Aber ich möchte heute der Bundesregierung - an 
der Spitze dem Bundesverteidigungsminister und 
dem Bundesaußenminister - für den großen Einsatz 
in den letzten Jahren danken. Die letzte Entschei-
dung, der Verzicht auf Antipersonenminen, den Sie 
immer wieder gering bewe rten - gerade Sie, Frau 
Kollegin Beer -, wird in Amerika und auch von Orga-
nisationen in der Bundesrepublik, den kirchlichen 
und humanitären Organisationen, sehr hoch bewer-
tet. Ich bin in der letzten Woche in Amerika gewe-
sen, und dort hat man gesagt: Diese Entscheidung 
der Bundesregierung ist auch für uns von großer Be-
deutung. Wir werden, was die Minenthematik an-
geht, auch nach der Genfer Konferenz, die sehr er-
folgreich gewesen, weitere Erfolge haben. 

Aber, wie gesagt: Alle diese Abrüstungsfragen ste-
hen im Zusammenhang mit Sicherheit. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Sie müssen 
zum Schluß kommen. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Die Sicherheit 
unseres Landes steht an erster Stelle, und im Rah-
men dieser Sicherheitsbemühungen haben wir sehr 
viel für die Abrüstung geleistet. Das wird auch in Zu-
kunft so bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile das 
Wort der Abgeordneten Angelika Beer. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Präsident! Verehrter Herr Außenminister Kinkel! 
Verehrter Herr Verteidigungsminister! 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: „Verehrt" 
klingt gut!)  

Bündnis 90/Die Grünen können das hier eben ge-
rade vorgetragene Eigenlob für die Abrüstungspoli-
tik der Bundesregierung 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Voll unterstrei-
chen!) 

nicht nachvollziehen und den gerade gehörten dog-
matischen Beitrag erst recht nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das war doch 
kein dogmatischer Beitrag!) 

Vielmehr zeigt die Entwicklung der Abrüstungs- und 
Rüstungskontrollpolitik seit 1990 eine aus unserer 
Sicht überaus besorgniserregende Tendenz zu einer 
qualitativen Umrüstung. Bei dem Versuch der Bun-
desregierung, der Öffentlichkeit Umrüstung als Ab-
rüstung zu verkaufen, handelt es sich um Augenwi-
scherei, die von dem politischen Willen geprägt ist, 
zukünftigen Konflikten mittels eines hochtechnisch 
qualifizierten Militärapparates auch militärisch zu 
begegnen. 

Am Beispiel der Politik der Bundesregierung in be-
zug auf die Landminen und die Rüstungskontrolle 
bei Atomwaffen läßt sich aufzeigen, daß es der Bun-
desregierung nicht um humanitäre oder friedenspoli-

tische Ziele geht. Vielmehr wird unter Verzicht auf 
technisch überholte Waffensysteme eine Umrüstung 
forciert, die einem zukünftigen Rüstungswettlauf, 
Herr Kinkel, in den nächsten Jahren Tür und Tor zu 
öffnen droht. 

Mit dem längst überfälligen Verzicht auf Antiper-
sonenminen, die Deutschland weder produziert noch 
exportiert, werden militärische Kapazitäten abgesi-
chert. Auch wenn es als Abrüstungsmaßnahme de-
klariert wird, handelt es sich real um die Legitimation 
des Einstiegs in die Neuproduktion einer Generation 
von tödlichen Minen. Damit wurde nicht nur ein 
durchgreifender Erfolg der Genfer Minenkonferenz 
verhindert; damit trägt die Bundesregierung eben-
falls Verantwortung für das Scheitern der Konferenz 
und für den Rüstungswettlauf, der nun vor der Tür 
steht. Dieses Beispiel - aus unserer Sicht das mora-
lisch erschütterndste Beispiel - macht deutlich: Mili-
tärische und wirtschaftliche Interessen haben huma-
nitäre Aspekte und den Schutz der Zivilbevölkerung 
zur Seite gedrängt. 

Als weiteres Beispiel der Rüstungskontrolle nenne 
ich die Atomwaffen. Es kann trotz zugegeben beein-
druckender Abschlüsse in der Endphase des Ost

-

West-Konfliktes inzwischen nicht mehr von einer 
substantiellen Abrüstung gesprochen werden. Denn 
die Kernwaffenstaaten sind nicht bereit, das Abrü-
stungsgebot des Nichtweiterverbreitungsvertrages, 
der hier so gelobt worden ist, umzusetzen. Vielmehr 
versuchen sie, ihr eigenes Atomwaffenmonopol auf 
Kosten der Nichtkernwaffenstaaten abzusichern. 

Die Atomtestversuche Frankreichs und Chinas 
sind zu Recht auf internationalen Protest gestoßen, 
weil man die direkte Auswirkung, das Risiko für Um-
welt und Menschen, verurteilt hat. Aber diese Kritik 
bleibt aus unserer Sicht schon etwas grotesk, wenn 
man sieht, was mit den Atomteststoppverhandlungen 
und dem Verbot erreicht werden soll. Es geht eben 
nicht um den Verzicht auf den Einsatz von Atomwaf-
fen und auf die weitere Entwicklung der Technolo-
gie. Vielmehr werden nur die Tests, die technisch 
nicht mehr adäquat sind, durch Simulationstests er-
setzt. Das heißt ja nichts anderes, als daß es weiter 
darum geht, die Verfügungsgewalt über Waffen, die 
die Menschheit zerstören können, abzusichern. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Bundesrepublik als Atommacht im Wartestand 
kommt in diesem Prozeß eine überaus zweifelhafte 
Rolle zu. Sie versucht - so muß es trotz aller Ver-
zichtserklärungen scheinen -, sich die Option auf 
eine Verfügungsgewalt über Atomwaffen offenzu-
halten. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Das ist 
doch Unfug!) 

Sie hätten auf Garching II verzichten sollen, statt 
es mit aller Gewalt gegen internationalen Protest 
durchzusetzen. Sie hätten die sogenannte Nuklear- 
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schutzgarantie Frankreichs eindeutig zurückweisen 
sollen. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Warum 
denn?) 

- Gerade Sie, Dr. Pflüger, haben das versäumt. 

Wir müssen befürchten, daß Deutschland zur Ver-
festigung nuklearer Strategien beiträgt. Denn der 
von Vertretern der Koalition zutreffend als fragil be-
zeichnete Rüstungskontrollprozeß in Europa wird 
durch die Politik der Bundesregierung und vor allen 
Dingen durch das Streben nach der NATO-Osterwei-
terung in seiner Substanz gefährdet. Gerade auf 
Grund der potentiellen Instabilität, die sich aus dem 
desolaten Zustand der osteuropäischen Transforma-
tionsprozesse ergibt, ist in diesem Bereich äußerste 
Sensibilität angesagt, die unserer Bundesregierung 
leider fehlt. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Hal-
ten Sie diese Rede mal in Warschau! Dann 

bekommen Sie was zu hören!) 

De facto würde die Osterweiterung der NATO 
eine Aufrüstung mitteleuropäischer Staaten bedeu-
ten. Das wissen Sie sehr gut; denn alle NATO-Mit-
glieder müßten sich dem westlichen Standard tech-
nisch anpassen, zwar auf niedrigerem Niveau, aber 
eben qualitativ erhöht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das mehr 
Sicherheit oder weniger?) 

Das ist die Destabilisierung Osteuropas. 

Ich möchte jetzt die Frage der Kontrolle des Exp-
orts von Rüstungs- oder rüstungsrelevanten Gütern 
ansprechen; denn dabei geht es zur Zeit lediglich 
darum, zu verhindern, daß Regionalmächte, deren 
Gefahr wir nicht unterschätzen wollen, die Möglich-
keit bekommen, sich diese Massenvernichtungswaf-
fen anzueignen. Trotzdem müssen wir sehen, daß be-
stimmte Strategien entwickelt werden, wie zum Bei-
spiel die aus Amerika kommende Counter-Prolifera-
tion-Strategie, die äußerst bedenklich stimmen, weil 
sie militärische Komponenten beinhalten und beden-
kenlos die Erfolge des ABM-Vertrags in Frage stel-
len. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Das 
stimmt nicht! Man versucht gerade das 

Gegenteil zu erreichen!) 

Die Verquickung von ordnungspolitischen, militä-
rischen und wirtschaftlichen Interessen ist äußerst 
problematisch und hemmt die möglichen positiven 
Effekte von Rüstungsexportkontrollen. Die Bemü-
hungen, internationale Rüstungstransfers einzu-
schränken und zu kontrollieren, müssen erstens ver-
stärkt und zweitens mit einer deutlichen friedenspoli-
tischen Zielsetzung verfolgt werden. Das vermissen 
wir bislang. 

Mit unserem Entschließungsantrag setzen wir uns 
deshalb unter anderem dafür ein, daß die Bundesre-
gierung auch einseitig auf Rüstungsexporte verzich-
tet und daß sie sich in den internationalen Gremien  

für eine Verschärfung der Rüstungskontrollmecha-
nismen einsetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hat sie doch sehr 
erfolgreich getan!)  

Ich komme jetzt zur sogenannten und oft gerühm-
ten Abrüstung der Bundeswehr. Von Koalitionsseite 
wird ja - so auch gerade eben - die Reduzierung der 
Bundeswehr und der Nationalen Volksarmee gern 
als Abrüstung deklariert und verkauft. Sie ver-
schweigen dabei zwei Dinge: Erstens. Wenn man 
den konkreten Integrationsprozeß der NVA mit der 
Bundeswehr nüchtern betrachtet, dann wurde weni-
ger integriert , sondern vielmehr eine Armee von der 
anderen dichtgemacht. 

Zweitens erfolgte die weitere Reduzierung der 
Bundeswehr nicht aus friedens-, sondern aus militär

-

und finanzpolitischen Gründen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sind Ihnen die 
Zwei-plus-Vier-Verhandlungen entgangen?) 

Weil die neue Bundeswehr mit ihren teuren Waffen-
systemen, deren Finanzierung in Zukunft unseren 
Sozialstaat gefährdet, Mittel verschlingt, stößt die 
Bundesregierung ab, was nicht mehr zum Kämpfen 
taugt. 

Die Kaderung der Armee, die Milliardenprojekte, 
die in den nächsten Jahren für Krisenreaktionskräfte 
ausgegeben werden sollen, sind das sicherheitspoliti-
sche Risiko, und das hat nichts mit Abrüstung, aber 
viel mit schleichender Umrüstung zu tun. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Neue 
Sicherheitsrisiken erfordern neue Ant

-worten!) 

Ich fasse zusammen: Zur Zeit findet keine reale 
Abrüstung statt. Einzelne Abkommen und Reduzie-
rungen dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
nur solche Waffensysteme wegverhandelt werden, 
die niemanden mehr interessieren. Am deutlichsten 
ist das im Bereich der Anti-Personen-Minen gewor-
den. 

Wir brauchen nur nach Bonn zu schauen und uns 
die von vielen hier im Haus Sitzenden hofierte Rü-
stungsmesse, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Warum waren 
Sie in Genf nicht dabei?) 

diese High-tech-Messe, die am 13. Mai beginnt, an-
zusehen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Warum haben 
Sie in Genf kurzfristig abgesagt?) 

Dort werden die Zeichen der Zukunft gesetzt. Das 
sind keine friedenspolitischen Zeichen, das ist die 
Gefährdung einer Sicherheitspolitik hin zu einem 
Krisenszenario, bei dem man nur noch danach 
schielt, wirtschaftliche Rüstungsinteressen und na-
türlich die der militärischen Interventionsfähigkeit 
durchzusetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Platt! Sehr platt!)  
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Wir unterstützen den Protest der Friedensbewe-

gung gegen diese Messe, und es wäre gut, wenn 
diese noch kurzfristig abgesagt würde; denn auch 
elektronische Krieger gehen über Leichen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kröning? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Kröning, bitte schön. 

Volker Kröning (SPD): Wir teilen Ihre Kritik an sol-
chen Messen, und Sie kennen auch unsere Position, 
daß die Bundesrepublik Deutschland auf jeglichen 
Export  von Minen verzichten sollte. 

Ich frage Sie wegen Ihrer Kritik an der Entschei-
dung, auf Anti-Personen-Minen zu verzichten - Sie 
wissen, daß wir, beide Seiten dieses Hauses, diesen 
Verzicht gemeinsam erkämpft haben -, ob Sie diesen 
Verzicht der Bundesrepublik Deutschland, der bei 
der Genfer Konferenz und über sie hinaus eine er-
hebliche Wirkung gehabt hat, für glaubwürdig hal-
ten oder nicht. 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Kröning, mit dem Verbot des Expo rts, aber 
auch der weiteren Produktion von Anti-Personen-Mi-
nen hinkt die Bundesrepublik hinter anderen NATO-
Staaten, die diesen Schritt längst vollzogen haben, 
hinterher. Die Doppelmoral der Bundesregierung, 
Anti-Personen-Minen zu verbieten und gleichzeitig 
neue Millionenbeträge für die Entwicklung neuer 
High-Tech-Minen einzustellen, ist menschenverach-
tend und gefährdet Menschenleben in der Welt. Das 
heißt, daß nicht nur die bisher etwa 120 Millionen 
Landminen weltweit eingesetzt werden können, son-
dern zukünftig auch jene Minen, die zu einem neuen 
Rüstungswettlauf und zu noch mehr grausamen To-
desopfern führen werden. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das sind aber 
keine Anti-Personen-Minen! Sie verwirren 

die Leute!) 

Das ist unsere Kritik. Wir wollen die Ächtung von 
Landminen und keine Pseudolösung, wie sie hier lei-
der auch von der SPD mitgetragen worden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Dr. Olaf Feldmann 

[F.D.P.]: Hoffnungslos einseitig!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
eine zweite Zwischenfrage von Herrn Kröning? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ja, 
natürlich. 

Volker Kröning (SPD): Ich stelle fest, daß Sie mei-
ner Frage ausgewichen sind. Aber Sie haben im Vor-
beigehen wieder eine Behauptung aufgestellt, die 
ich mich nachzuprüfen gezwungen sehe. Womit be-
legen Sie, daß die Bundesrepublik Deutschland noch 
Anti-Personen-Minen herstellt? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich 
habe das nicht behauptet. Ich habe nur gesagt, daß 
es ein Witz ist, auf die Herstellung von Minen zu ver-
zichten, die wir längst nicht mehr produzieren. Da 
sollten Sie mir eigentlich recht geben. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Pflüger? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Pflüger. 

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Beer, würden Sie bereit sein, zuzugestehen, daß die 
bundesweite Initiative gegen Landminen zwar ge-
sagt hat, daß sie die Entscheidung der Bundesregie-
rung, auf Anti-Personen-Minen zu verzichen, nicht 
weit genug geht, daß sie aber gleichzeitig im Konzert 
mit fast allen anderen humanitären Organisationen 
und allen Ländern, die in Genf dabeigewesen sind, 
den humanitären Fortschritt dieser Entscheidung 
eindeutig anerkennt, und finden Sie nicht, daß Sie 
aufhören sollten, sich in dieser Weise von allem, was 
politisch auf der Welt und in unserem Land debattiert 
wird, zu isolieren? 

Angelika Beer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Kollege Pflüger, Sie sollten Briefe der Landminen

-

Kampagne ganz durchlesen und nicht nur beliebige 
Sätze zitieren. Dann würde Ihnen nämlich auffallen, 
daß in dem gleichen Schreiben steht, daß eben das 
Beharren der Bundesregierung auf Weiterentwick-
lung von High-Tech-Minen, so wie es real der Fall 
ist, leider an der überzeugenden Humanität des er-
sten Schrittes Zweifel läßt. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Es sind die billi

-

gen Plastikminen, die die Leute verletzen, 
nicht die High-Tech-Minen!) 

Ich muß sagen, daß ich diese Kritik der Landminen

-

Kampagne zutiefst teile. Es ist eine inhumane Politik 
und eine Augenwischerei, die Sie bis heute immer 
noch versuchen zu betreiben. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sie betreiben 
Augenwischerei! Es sind die Plastikminen, 

die die Leute verletzen!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich möchte 
keine weiteren Zwischenfragen zulassen. 

Da die Bundesregierung offensichtlich nicht lernfä-
hig ist, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Oder Sie!) 

möchte ich noch einmal unsere Alternativen vorstel-
len. 
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Wir sind der Überzeugung, daß die Bundesrepu-
blik einseitig selbstverpflichtende Schritte durch-
führen muß, die zeigen, daß Abrüstungswille und 
-fähigkeit vorhanden sind. Dies, Herr Kollege Pflü-
ger, würde bedeuten, daß Sie sich dafür einsetzen, 
daß als erstes zum Beispiel ein Verbot sämtlicher 
Landminen ausgesprochen wird. Wir fordern die wei-
tere Reduzierung der Bundeswehr und den Stopp 
der Umstrukturierung der Krisenreaktionskräfte, 
weil sie potentiell bedeuten, eine Interventionsarmee 
aufzubauen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Davon verste-
hen Sie nichts!) 

Wir fordern die sofortige Abschaffung der Wehr-
pflicht wie aller anderen Zwangsdienste und den 
Verzicht auf Rüstungsexporte. 

(Beifall bei der PDS) 

Rüstungsexport ist Mord. Egal, wie Sie ihn nennen 
oder deklarieren, egal, wie hochentwickelt eine 
Mine ist, sie zu entwickeln heißt, sie wird ange-
wandt, und das heißt, es sterben Menschen. Dazu 
werden Sie unsere Zustimmung nicht bekommen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS - Dr. Andreas Schocken-

hoff [CDU/CSU]: Schwachsinn!) 

Wir fordern darüber hinaus, die Entwicklung von 
eigenständigen Satellitenaufklärungsmechanismen 
sofort zu beenden. 

Den Verteidigungsminister, auch wenn er im Mo-
ment vielleicht den Einzelplan 05 mit dem Einzel-
plan 14 abgleicht, fordern wir angesichts der Schief-
lage in dieser Nation und vor der nächsten entschei-
denden Debatte noch einmal auf: Verzichten Sie auf 
Ihre modernen Waffensysteme, reduzieren Sie den 
Einzelplan 14 bereits vor den nächsten Anträgen der 
Opposition! Sie wissen doch, daß Sie die 340 000 
Mann nicht finanzieren können. Sie wissen, daß 
Traumprojekte wie der Jäger 90 und viele andere nie 
realisierbar sind. Rechtzeitig darauf zu verzichten 
würde bedeuten, daß nicht mehr diejenigen ausblu-
ten, die im Moment für eine bankrotte Staatspolitik 
blechen müssen; so muß man es wohl bezeichnen 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist so was 
von absurd!) 

wenn Rentner, Arme und Arbeitslose für Rüstungs-
projekte ihre letzten Pfennige hergeben sollen. 

Jetzt wäre der richtige Zeitpunkt, zu sagen: Wir rü-
sten ab. Dann können Sie es tun. Wir unterstützen 
Sie dabei jederzeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS sowie bei Abgeordneten der 

SPD) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Dr. Olaf Feldmann. 

Dr. Olaf Feldmann (F.D.P.): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die F.D.P. begrüßt den 
Abrüstungsbericht 1995. Die Ergebnisse unserer Ab-

rüstungspolitik können sich sehen lassen. Wir haben 
auch 1995 große Fortschritte gemacht. Die F.D.P. ist 
stolz auf die Vorreiterrolle Deutschlands. 

(Beifall bei der F.D.P. - Angelika Beer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Vorreiter

-

rolle?) 

Wir verdanken dies auch den umsichtigen und 
hartnäckigen Abrüstern in den Ministerien, denen 
ich an dieser Stelle dafür danken möchte. 

(Beifall bei der F.D.P. und bei Abgeordneten 
der SPD - Zuruf der Abg. Uta Zapf [SPD]) 

- Liebe Frau Zapf, der aktuelle Abrüstungsbericht, 
über den wir heute diskutieren, ist schon wieder 
überholt - so schnell geht Abrüstung -; 

(Lachen bei der SPD) 

denn mittlerweile haben 55 Staaten das Landminen-
protokoll unterzeichnet, auf das man sich auf der 
Genfer Landminenkonferenz geeinigt hatte. Auch 
wenn dort  nicht alle unsere Vorstellungen verwirk-
licht werden konnten, sollten wir gemeinsam so 
schnell wie möglich auf eine Ratifizierung hinarbei-
ten; denn wir sollten hierbei weiterhin eine Vorreiter-
rolle spielen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das Landminenprotokoll ist eine wichtige Etappe 
auf dem Weg zur Ächtung von Minen. Frau Beer, 
warum sind Sie denn kurzfristig aus der Informati-
onsreise ausgestiegen? Da hätten Sie nämlich erlebt, 
welche Vorreiterrolle Deutschland hat, und Sie hät-
ten erlebt, welche Drittländer diesen gemeinsamen 
Abschluß blockiert haben. Da wären Sie schamrot 
geworden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unbefristete 
Verlängerung des NVV ist ein wichtiger Schritt zur 
Verringerung der nuklearen Proliferationsgefahr. 
Nach dem Ende der französischen Atomtestserie 
muß es noch in diesem Jahr endlich zu einem umfas-
senden Teststoppvertrag für Atomwaffen kommen. 
Dieser Vertrag darf nicht durch Ausnahmeregelun-
gen für sogenannte f riedliche Testexplosionen ausge-
höhlt werden. Ein umfassender Teststopp wird auch 
die Akzeptanz der Nichtverbreitungspolitik bei den 
Nichtkernwaffenstaaten erhöhen. 

Die nukleare Abrüstung hat durch die Umsetzung 
des START-I-Vertrages an Dynamik gewonnen. Jetzt 
darf die Ratifizierung von START II durch Rußland 
nicht mit der NATO-Osterweiterung oder der ABM-
Problematik verknüpft und verzögert werden; denn 
mit der Umsetzung von START II werden alle Staaten 
gewinnen. 

Die Implementierung des KSE-Vertrages war 
ebenfalls ein großer Erfolg unserer Abrüstungspoli-
tik. Bei der 1996 anstehenden Überprüfungskonfe-
renz werden wir die Bemühungen unterstützen, eine 
einvernehmliche Flankenschutzregelung für Ruß-
land zu erreichen. Dies darf aber keineswegs die völ-
kerrechtliche Verbindlichkeit des Vertrages tangie-
ren. 
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Herr Minister Kinkel, Sie haben darauf hingewie-
sen, daß sich aus diesen Abrüstungsverträgen große 
finanzielle Lasten für die betroffenen Staaten erge-
ben. Wir dürfen insbesondere die Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion nicht mit den Lasten alleinlassen. 
Im Interesse unserer eigenen und der Sicherheit 
Europas müssen wir auch die Kooperationsbereit-
schaft Rußlands nutzen und stärken. Dazu leisten die 
18 Millionen DM, die wir für Abrüstungshilfe in den 
Haushalt eingestellt haben, einen wichtigen Beitrag. 

Ich unterstreiche das, Herr Minister, was Sie ge-
sagt haben: Abrüstungshilfe ist eine Investition in 
unsere eigene Sicherheit. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Gernot Erler [SPD]) 

Deswegen - die Konsequenz müssen wir dann auch 
ziehen - müssen wir diese Abrüstungshilfe trotz an-
gespannter Haushaltslage fortsetzen. 

(Gernot Erler [SPD]: Erhöhen!) 

- Noch besser! Herr Kollege Erler, da stimmen wir 
beide überein. 

Die Bundesregierung hat durch ihr großes Engage-
ment entscheidend zum erfolgreichen Abschluß des 
CWÜ-Abkommens beigetragen. Dafür gebührt ihr 
Lob. Leider haben bis heute erst 47 Staaten ratifi-
ziert. Wir wissen, daß das Abkommen erst nach Hin-
terlegung der 65. Ratifizierungsurkunde in Kraft tre-
ten kann. Die F.D.P. forde rt  die Bundesregierung auf, 
weiterhin intensive Überzeugungsarbeit zu leisten, 
damit das CWÜ-Abkommen schnellstmöglich in 
Kraft treten kann. 

Den Chemiewaffenbesitzern USA und Rußland 
kommt dabei eine Schlüsselrolle zu. Ihre Zustim-
mung wäre das entscheidende Signal für viele noch 
zögernde Staaten. 

Die F.D.P. begrüßt auch, daß auf Initiative Deutsch-
lands das Dayton-Abkommen wichtige rüstungskon-
trollpolitische Regelungen enthält. Wir hoffen, damit 
zu einer stabilen Friedensentwicklung im früheren 
Jugoslawien beizutragen. Dort, wie überall in der 
Welt, schaffen nur Offenheit und Transparenz das 
Klima, in dem weitreichende Abrüstungsschritte 
möglich sind. Diesen Weg wollen wir weitergehen. 
Wir wollen weitreichende Abrüstungsschritte ma-
chen - realistisch, aber konsequent. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie des Abg. Gernot Erler [SPD]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Heinrich Graf von Einsie-
del. 

Heinrich Graf von Einsiedel (PDS): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Selbstver-
ständlich ist es zu begrüßen, daß es in den letzten 
Jahren zu einem nicht unerheblichen Abbau von 
Streitkräften und Waffensystemen gekommen ist. 
Immerhin wurde die Zahl der wichtigsten Waffensy-

steme - also Panzer, gepanzerte Kampffahrzeuge, 
Geschütze, Kampfflugzeuge, Kampfhubschrauber - 
in  Europa um 62 000 reduziert und die Obergrenze 
für diese Systeme auf die - allerdings immer noch 
phantastische - Zahl von rund 150 000 begrenzt. Da-
von steht die Hälfte bei der NATO und nur ein Fünf-
tel, rund 30 000, bei der Russischen Föderation, aber 
weitere 40 000 bei Staaten, die früher zum War-
schauer Pakt gehörten, heute jedoch als Anwärter für 
den Beitritt zur NATO behandelt und angesehen 
werden - ein Kräfteverhältnis also von NATO und 
ihren potentiellen Verbündeten gegenüber Rußland 
von4:1. 

Die Kollegen Pflüger und Lamers rechnen uns vor, 
die Bundesrepublik habe 8 700 Waffensysteme abge-
baut. 

(Michaela Geiger [CDU/CSU]: Das stimmt 
auch!) 

Das ist wohl wahr, aber fast 6 800 davon waren Sy-
steme der NVA und damit des Warschauer Paktes - 
also  damals doch gegen uns gerichtet -, und nur 
etwa 1 900 gehörten zur NATO. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Jetzt sind sie 
aber weg, das ist doch auch ein Erfolg!) 

- Richtig, aber das ist doch keine Abrüstung auf un-
serer Seite. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Was ist es 
denn?) 

Meine Damen und Herren, die NATO verfügt heute 
immer noch über fünfmal so viele Panzer, wie Hitlers 
Wehrmacht beim Überfall auf die Sowjetunion hatte. 
Ich frage mich und Sie - und ich bin überzeugt, die 
Mehrheit der Bürger der Bundesrepublik würde Sie 
fragen, wenn sie sich dieser Kräfteverhältnisse be-
wußt wäre -: Wozu dieser ungeheure Aufwand? Brau-
chen wir das, um „verteidungsfähig" zu bleiben, wie 
der Herr Kollege Dr. Pflüger behauptet? 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Die Panzer sind 
doch eingemottet! Die fahren doch nicht!) 

Wer sich noch daran erinnern kann, wie seinerzeit 
im Deutschland der Weimarer Republik die durch die 
Versailler Rüstungsbeschränkungen bedingte militä-
rische Unterlegenheit als unerträgliche nationale De-
mütigung empfunden und von den nationalistischen 
Kräften entsprechend ausgeschlachtet worden ist - 
bis hin zur Machtergreifung Hitlers -, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Na, jetzt aber 
keine schiefen Vergleiche!) 

der kann sich vielleicht eine Vorstellung davon ma-
chen, wie dieses militärische Ungleichgewicht von 
russischen Nationalisten aller Couleur ausgeschlach-
tet werden könnte. 

Wäre es angesichts dieses Kräfteverhältnisses und 
des daraus erwachsenden Risikos innerhalb Ruß-
lands nicht angebracht, einmal eine Atempause in 
der Rüstung einzulegen und ernsthaft über den wei-
teren Abbau dieser immer noch ungeheuren Überka-
pazitäten mit ihren enormen Folgekosten nachzu-
denken? 
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Aber nein, nach den Plänen der Regierung steht 
uns eine Runderneuerung des Großgeräts der Bun-
deswehr ins Haus: 180 neue Kampfflugzeuge mit Ko-
sten zwischen 30 und 50 Milliarden DM - so genau 
weiß das niemand; und noch immer waren die tat-
sächlichen Kosten dann weit höher als die Voraus-
schätzungen -; 15 Milliarden DM für neue Hub-
schrauber; ein neues Transportflugzeug, dessen Ent-
wicklung die beteiligten NATO-Staaten 8 Milliarden 
DM kosten soll, von den immensen Anschaffungsko-
sten nicht zu reden; 185 neue Haubitzen, mehr als 
9 Millionen DM pro Stück - Gesamtkosten von 
1,7 Milliarden DM -, die zu erwartenden üblichen 
Preissteigerungen nicht eingerechnet. 

Diese Liste ließe sich beliebig fortsetzen: Aufklä-
rungssatelliten, Raketenabwehr, neue elektronische 
Führungssysteme usw. Nennen Sie das Abrüstung? 

Obendrein steht aber noch eine weitere gewaltige 
Aufrüstungsrunde vor der Tür: die leider auch von 
großen Teilen der SPD befürwortete NATO-Erweite-
rung, heute neuerdings auch verschämt „NATO-Öff-
nung" genannt. Die geschätzten Gesamtkosten be-
laufen sich nach einer Studie des Budgetbüros des 
US-Kongresses allein für die zunächst vier als neue 
NATO-Mitglieder vorgesehenen Staaten - Polen, Un-
garn, Tschechien und Slowakei - auf irgend etwas 
zwischen 100 und 200 Milliarden DM. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Ist doch 
völliger Quatsch! Wir haben fünf verschie-
dene Szenarien aufgebaut! - Gerhard Zwe-
renz [PDS]: Wir haben es doch! Lassen Sie 

es uns doch ausgeben!) 

- Ich war gerade, Herr Dr. Pflüger, beim Defense Col-
lege der Nordatlantischen Versammlung. Dort ist das 
vorgerechnet worden. 

Die Hälfte dieser Kosten sollen die Länder, die der 
NATO beitreten wollen, selbst tragen, und zwar 50 
bis 100 Milliarden DM. Na, wenn sie es sich leisten 
können! Das alles wird uns - vor allen Dingen auch 
den Russen - als militärisch angeblich ganz unbe-
deutend, als reiner Werte- und Stabilitätsexport ver-
kauft. 

Wenn alle diese Planungen zur Realität werden 
sollten, dann werden in den nächsten 15 Jahren weit 
über 1 000 Milliarden in sogenannte militärische Si-
cherheit verpulvert. Wie das Kaninchen auf die 
Schlange, so starren Sie auf diese eingebildete Si-
cherheit. Das Schlimme dabei ist, daß Sie para llel zu 
dieser Verschleuderung von Ressourcen den Sozial-
staat weitgehend demontieren und - das ist vielleicht 
noch schlimmer - daß Sie mit dieser Fixierung auf mi-
litärische Sicherheit den Kriegsgeist verewigen und 
die Entwicklung des Willens zum Frieden verhin-
dern, 

(Beifall bei der PDS) 

wie es 1930 in einem unter anderen von Einstein, 
Freud, Thomas Mann und Stefan Zweig unterschrie-
benen internationalen Manifest des Pazifismus ge-
gen den Rüstungswettlauf hieß. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Wir sind heute 
weiter und klüger!) 

Lassen Sie mich ein zentrales und höchst akutes 
Sicherheitsproblem nennen, das Sie über all diese 
militärischen Klimmzüge sträflich vernachlässigen. 
Es ticken in Europa einige atomare Zeitbomben, die 
jederzeit hochgehen können, wie weit Sie auch im-
mer die NATO erweitern wollen und wieviel neue, 
modernste Waffensysteme Sie einführen mögen. Das 
sind marode Kernkraftwerke - nicht nur, aber haupt-
sächlich in Rußland. Wenn eines davon hochgehen 
sollte - die Wahrscheinlichkeit dafür ist weiß Gott 
nicht gering -, dann würden die Folgen heute noch 
viel verheerender sein als vor zehn Jahren nach 
Tschernobyl, weil Rußland oder die Ukraine und an-
dere Staaten, in denen solche Atommeiler stehen, bei 
weitem nicht mehr über die Mittel verfügen, die der 
Sowjetunion vor zehn Jahren noch zur Verfügung 
standen, um solche Katastrophen mehr schlecht als 
recht - eigentlich nur sehr schlecht - in den Griff zu 
bekommen. 

Russische Experten haben errechnet, daß diese Re-
aktoren für weniger als 20 Milliarden DM durch mit 
Erdgas betriebene Kraftwerke zu ersetzen sind. 
Zweigen Sie diese 20 Milliarden DM von Ihren Rü-
stungsplanungen ab, indem Sie zum Beispiel den Jä-
ger 90 streichen. Dann haben Sie mehr für unsere 
und unserer Kinder und Enkel Sicherheit getan, als 
Sie mit noch so viel Militär je erreichen könnten. 

Danke. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Claus-Peter Grotz das Wo rt . 

Claus-Peter Grotz (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dieser Tage bekamen wir 
aus Anlaß des 51. Jahrestages des 8. Mai 1945 eine 
Sendung des Volksbundes Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge. Sie wurde „Ein Aufruf gegen das Verges-
sen" genannt. Wie können wir diesem Aufruf besser 
Genüge tun im Bewußtsein der ungeheuren Opfer 
des Zweiten Weltkrieges, im Bewußtsein der Verant-
wortung der heutigen und der zukünftigen Genera-
tion, als eine Politik des Frieden-schaffen-mit-immer-
weniger-Waffen zu verfolgen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat einen überzeugenden 
Jahresbericht vorgelegt. Ich habe sehr wohl regi-
striert, daß Frau Kollegin Zapf aus den Reihen der 
SPD sehr differenziert Stellung genommen hat. Las-
sen Sie es mich einmal so sagen: Für jemanden, der 
aus Schwaben stammt und somit in der Regel sehr 
geizig ist, haben Sie wirklich viel Lob ausgespro-
chen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Keine Kritik am 
Minister!)  

Mir fällt aber bei den Ausführungen aus den ande-
ren Reihen der Opposition auf, daß ein unbedarfter 
Zuhörer geradezu den Eindruck bekommen könnte, 
wir befänden uns inmitten eines neuen Rüstungs-
wettlaufes. Sie, Graf Einsiedel und Frau Beer, hätten 
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Ihre Reden Anfang der 80er Jahre nicht anders zu 
halten brauchen, aber sie wären damals genauso 
falsch gewesen. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Frau Beer ist ja 
schon lange wieder weg!) 

Am Ende dieses Jahrhunderts der Extreme, wie es 
ein Historiker nannte, nach Rüstungswettläufen, 
nach zwei Weltkriegen und nach einem Kalten Krieg, 
der mehr als einmal kurz vor einem heißen Krieg 
stand, sind wir jetzt mitten im Jahrzehnt der Abrü-
stung. 

Nachdem der Bundesaußenminister von der histo-
rischen Dimension dieses Prozesses gesprochen hat, 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Völlig zu 
Recht!) 

möchte ich mir erlauben, einmal an die Ausgangssi-
tuation der 80er Jahre zu erinnern, an jene gespensti-
schen Szenarien, die das Aufziehen einer neuen 
Kriegsgefahr beschworen, als ob wir, die Bundesre-
publik, und die NATO die eigentlichen Verursacher 
wären. Ich habe den Eindruck, daß sich nach wie vor 
ein Teil der Abgeordneten in diesem Haus in seinem 
Weltbild der 80er Jahre eingemauert hat. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Aber eines ist doch unumstößlich: Wir würden hier 
heute nicht über einen Jahresabrüstungsbericht de-
battieren, sondern vielleicht über einen Jahresrü-
stungsbericht, wäre seit Anfang der 80er Jahre diese 
Bundesregierung unter Helmut Kohl nicht so konse-
quent in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
geblieben. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wir haben in der Abrüstung immer ein zentrales 
Ziel unserer Politik gesehen. Aber Abrüstung ist ein-
gebettet, ist ein Teil, ist eine Funktion von Außen- 
und Sicherheitspolitik; sie ist an Voraussetzungen 
gebunden. Auf absehbare Zeit werden wir auch be-
waffnete Streitkräfte brauchen. Denn die Hoffnung 
des Jahres 1989, wir könnten eine dauerhafte Frie-
denssicherung quasi zum Nulltarif bekommen - 
diese Hoffnung hatten wir ja alle -, hat sich leider 
nicht erfüllt. Dabei ist aber für uns die Verfügungsge-
walt des demokratischen Rechtsstaates über militäri-
sche Machtmittel ethisch einzig und allein - aber 
darin eben sehr wohl - in der Pflicht begründet, den 
Frieden zu erhalten und die Freiheit zu sichern. 

Unsere Abrüstungskonzeption hat sich in diesem 
Jahrzehnt der Abrüstung bewährt: gegenseitig, aus-
gewogen, gleichzeitig und kontrolliert. Vor 14 Tagen 
wurde in einer großen süddeutschen Tageszeitung 
eine Bilanz dieser Abrüstung aufgestellt. Die Über-
schrift lautete: „Deutschland führt bei der Abrü-
stung" . 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehr gut und 
sehr richtig!) 

Ich möchte die Zahlen gar nicht im einzelnen nen-
nen; ich möchte vielmehr heute einmal den Blick auf 

die Menschen richten, die von dieser Abrüstungs-
politik betroffen waren, auf jene Hunderttausende, 
die als Soldaten Teil dieser Abrüstung wurden, und 
auf jene Millionen, die als Arbeitnehmer in der Indu-
strie davon betroffen wurden, und möchte gerade 
diesen Menschen danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der vorliegende Abrüstungsbericht ist auch eine 
Zwischenbilanz. Ich denke, wir müssen zwar auf 
weitere Abrüstungsschritte drängen; wir müssen 
aber daneben die Abrüstung etwas weg von einer 
rein quantitativen hin zu einer qualitativen Dimen-
sion orientieren. Was meine ich damit? Mir bereitet 
große Sorge, daß Zigtausende von Waffensystemen 
zwar - Gott sei Dank - nicht mehr in der Waffenstati-
stik auftauchen, daß aber bespielsweise in Nordeu-
ropa, in russischen Häfen schwimmende Zeitbom-
ben, nämlich die früheren Atom-U-Boote der russi-
schen Marine, vor sich hindümpeln. Deswegen halte 
ich es für erforderlich, einen Schwerpunkt auf die 
qualitative Abrüstung zu legen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unsere Politik der Ab-
rüstung hat sich bewährt. Wir unterstützen sie, und 
wir werden auf weitere Schritte drängen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich erteile dem 
Abgeordneten Gernot Erler das Wo rt . 

Gernot Erler (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich befürchte, daß in der Öffent-
lichkeit im Augenblick ein etwas falscher Eindruck 
entsteht, nämlich als ob es im Deutschen Bundestag 
tiefgreifende Meinungsunterschiede und Konflikte 
im Hinblick auf das Thema Abrüstung gibt. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Dabei muß 
sogar die Opposition die Regierung loben!)  

Ich möchte als Vorsitzender des Unterausschusses für 
Abrüstung und Rüstungskontrolle hier feststellen: In 
den meisten Fällen arbeiten wir dort ausgezeichnet 
zusammen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der F.D.P. und der SPD) 

Dies ist auch wichtig, weil die Abrüstung ein für die 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland zu wich-
tiges Thema ist, als daß man es in einem Parteien-
streit zerfasern lassen sollte. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Sehr gut, Herr 
Vorsitzender!) 

Ich war ein kleines bißchen darüber enttäuscht, 
Herr Kollege Dr. Pflüger, daß Sie sich hier ein wenig 
darauf beschränkt haben, Oberbuchhalter von Abrü-
stungserfolgen zu sein. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das mußte doch 
mal gesagt werden!)  



9272 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 105. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. Mai 1996 

Gernot Erler 

Ich war zwar beeindruckt von den vielen Zahlen. 
Aber es geht doch nicht darum, daß wir uns hier dar-
auf verständigen, ob es Erfolge gegeben hat oder 
nicht, sondern wir müssen, wenn wir als Politiker 
darangehen, fragen: Sind wir auf dem richtigen Weg 
in der Fortsetzung des Erreichten, oder gibt es Ge-
fahren, die Handlungsbedarf erzeugen? Es ist doch 
eigentlich unsere politische Verantwortung, darauf 
eine Antwort zu geben. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Auch 
das!) 

Ich möchte einmal ein Beispiel herausgreifen, wo 
ein bißchen nach dem Motto „Die Stimmung ist bes-
ser als die Lage" durchaus Handlungsbedarf zu er-
kennen ist. Niemand bestreitet, daß nach 1990 - 
überhaupt das interessanteste Jahr für Abrüstungs-
perspektiven, für Friedensperspektiven, mit der gro-
ßen Charta von Paris und mit dem KSE-Vertrag -, 
nach diesem interessanten Jahr große Erfolge prakti-
scher Art  errungen worden sind. 

In 40 Monaten über 50 000 Hauptwaffensysteme 
zu delaborieren, zu beseitigen ist ein großer Erfolg. 
Daß an dem Stichtag, dem 16. November letzten Jah-
res, 95 Prozent des vertraglich Vereinbarten tatsäch-
lich weg war, ist ein großer Erfolg. 

Natürlich gibt es Berechtigung für den Stolz der 
Bundesregierung, der ganzen Bundesrepublik, daß 
sie sogar ein halbes Jahr vorher - als das Land, das 
die zweitgrößte Verpflichtung hatte - dieser Ver-
pflichtung nachgekommen ist. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
F.D.P. - Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: War ja 

auch eine tolle Leistung!) 

- Ja, sage ich ja! 

Was noch nicht so erwähnt worden ist: Es gibt ja 
noch einen anderen Teil des KSE-Prozesses. Das sind 
die vertrauens- und sicherheitsbildenden Maßnah-
men, das Wiener Dokument von 1994 - für die Fach-
leute -, das zu einer Fülle von praktischer Vertrau-
ensbildung durch wechselseitige Inspektionen ge-
führt hat. 

Ich war selbst einmal der erste Abgeordnete, der 
an einer solchen Inspektion teilnehmen durfte, und 
kann sagen: Da passiert viel mehr, als in den Doku-
menten steht. Es ist unerhört wichtig, daß sich dieje-
nigen, die hier militärische Aufgaben haben, unter-
einander persönlich kennenlernen und sich austau-
schen. Da passiert viel mehr als die Zählung von ir-
gendwelchem Waffengerät. 

Das ist alles so schön, daß man doch eigentlich an-
nehmen müßte: Wenn am 15. Mai, in der nächsten 
Woche, die Überprüfungskonferenz in Wien be-
ginnt, müßte dort eigentlich eine hervorragende 
Stimmung sein, und man könnte dort  dazu überge-
hen, diese Erfolge abzufeiern. 

Meine Prognose ist - wir werden ja dabei sein; es 
zeigt das Interesse des Deutschen Bundestages, daß 
wir mit einer Delegation zur Eröffnung dieser Konfe-
renz in Wien sein werden -, daß das leider nicht so 
sein wird. Wir werden do rt  feststellen, daß wir uns im 

Augenblick über weite Strecken hinweg bei der Be-
wahrung des ganzen KSE-Prozesses ein bißchen mit 
dem Rücken an der Wand befinden. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Das 
glaube ich nicht!) 

Wir sind nicht deswegen mit dem Rücken an der 
Wand, weil es bei der Erfüllung noch Lücken gibt - 
in  Aserbaidschan, in Armenien, in der Ukraine, in 
Belorus -, nicht, weil es noch darum geht, daß 14 500 
Transuralsysteme Rußlands darauf warten, wirklich 
kontrolliert delaboriert zu werden. 

Vielleicht ist es ja auch möglich, bei dieser schwie-
rigen Frage der Flankenregelung in flexibler Ausle-
gung des Vertrages eine Lösung zu finden. Hierzu 
hat es vernünftige Vorschläge gegeben, und ich bin 
eigentlich guter Hoffnung, daß das möglich ist. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans Klein) 

Was aber dazu führt, daß man in Wirklichkeit de-
fensiv in diese Konferenz hineingeht, das sieht man, 
wenn man einen Vergleich mit den Dokumenten von 
1990 zieht. Da war nämlich durchaus vorgesehen, 
daß bei der Überprüfungskonferenz auch neue Ziele 
angepeilt werden. 

Wir haben ja viele Bereiche, die durch den KSE-
Vertrag noch gar nicht abgedeckt sind. Es gibt noch 
keine vertraglichen Obergrenzen im Sinne des KSE- 
I-Prozesses bei den Personalstärken. Es gibt viele an-
dere Waffensysteme, die noch gar nicht einbezogen 
sind - nur die fünf Hauptwaffensysteme. Es gibt noch 
keine Regelung für die Marine. 1990 war vorgese-
hen, daß das alles stufenweise noch kommt. Heute 
muß man sagen, es wäre bereits ein Erfolg, wenn der 
Status quo abgesichert würde. 

Das zeigt doch, daß die Euphorie aus dem Beginn 
der 90er Jahre zu einem Ende kommt. Das heißt, daß 
hier etwas nicht mehr richtig stimmt, und zwar die 
Philosophie. Die Philosophie, auf der KSE aufgebaut 
wird, ist in einer gewissen Bedrohung, und diese Be-
drohung kommt interessanterweise nicht von innen. 
Sie liegt nicht daran, daß die heutigen Abrüster we-
niger engagiert sind. 

Ich möchte Ihnen, Herr Kinkel, einmal sagen, daß 
Sie in Ihrem Amt wirklich hervorragende, engagierte 
Diplomaten haben - einer der besten Expo rtartikel 
der Bundesrepublik Deutschland -, die da etwas tun. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der 
F.D.P. sowie bei Abgeordneten des BÜND

-

NISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Gefahr ergibt sich vielmehr aus dem politi-
schen Kontext, der sich gewandelt hat. Ich will hier 
einmal deutlich sagen, daß dieser politische Kontext 
inzwischen auch zu einer Gefahr für die Fortsetzung 
des Abrüstungsprozesses geworden ist. Die Diskus-
sion über die gesamteuropäische Sicherheit, die lei-
der immer mehr reduziert wird auf einen einzigen 
Punkt, nämlich die NATO-Osterweiterung, hat uns 
in eine Sackgasse geführt, und sie führt auch dazu, 
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daß im Grunde genommen eine intellektuelle Verar-
mung stattfindet. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Was sagt der 
Karsten Voigt dazu?) 

Ich kenne nur noch Konferenzen und Begegnungen, 
wo immer dieselben Statements sowohl vom Westen 
wie auch vom Osten ausgetauscht werden, was be-
wirkt, daß der Hintergrund für den Abrüstungspro-
zeß schwieriger wird. 

Ich finde es überhaupt nicht akzeptabel, daß die 
russische Regierung anfängt, ein Junktim herzustel-
len zwischen der Ratifizierung von CWÜ, der Ratifi-
zierung von START II und der Fortsetzung des KSE-
Prozesses mit dem Hinweis auf einen veränderten 
Kontext in bezug auf die NATO-Osterweiterung. Ich 
finde es nicht akzeptabel und nutze jede Chance, um 
kritisch mit der russischen Seite darüber zu reden. 

Es ist eine Realität, daß hier eine Gefahr droht, die 
uns herausfordert, die uns Phantasie abverlangt. Wir 
stellen fest, daß es nicht mehr darum geht, engagiert 
nur im Detail zu verhandeln; vielmehr müssen wir 
uns Sorgen über den Kontext machen. Wir können 
Abrüstung nur noch sicherstellen, indem wir den 
politischen Kontext verbessern, in dem Abrüstung 
stattfinden kann. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

F.D.P.) 

Das ist eine Herausforderung an die Politik, Herr Kol-
lege Pflüger. Ich fände es gut, wenn wir in der Rich-
tung weiterhin konstruktiv arbeiten und uns nicht Er-
folgszahlen um die Ohren schlagen. 

(Dr. Friedbert Pflüger [CDU/CSU]: Wir müs-
sen beides machen, würde ich sagen!)  

- Ja, Sie machen das eine, und ich konzentriere mich 
mehr auf das andere. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch auf ei-
nen anderen Punkt zu sprechen kommen, der mir 
ebenfalls große Sorgen macht. Herr Außenminister, 
Sie haben vorhin an die Stimmung erinnert, die zum 
Beispiel auf der Petersberger Konferenz am 
18. Dezember letzten Jahres herrschte. Wir waren 
mit dem Unterausschuß auf Ihre Einladung hin da-
bei; ich habe die Reden noch in guter Erinnerung. 
Wir haben gedacht: Es ist doch gut, daß sich die Bun-
desregierung in besonders auffälliger Weise und im 
Unterschied zu anderen westlichen Verbündeten 
und Freunden für diesen rüstungskontroll- und abrü-
stungspolitischen Teil stark macht. 

Im Appendix  1 B des Dayton-Abkommens sind die 
Perspektiven aufgezeigt, um die es geht, nämlich um 
vertrauens- und sicherheitsbildende Maßnahmen. 
Jeder sieht es als logisch an, daß man nach diesen Er-
fahrungen des Krieges mit Tausenden von unschuldi-
gen Opfern im ehemaligen Jugoslawien nur auf eins 
setzen kann: auf Abrüstung, auf die Wegnahme von 
Waffen, von denen man sicher ist, daß sie immer ge-
gen wehrlose Menschen eingesetzt werden. Diese 
Hoffnung, daß man tatsächlich zu niedrigeren Ober-
grenzen und zu einer flächendeckenden Abrüstung  

in diesem ganzen Bereich kommt, wird ja in Art. IV 
zum Ausdruck gebracht. 

Herr Kinkel, Sie wissen ganz genau, daß wir heute, 
wenige Wochen vor D plus 180, vor dem 6. Juni, 
schon wissen, daß das Etikett nicht stimmt. In Wirk-
lichkeit wird es zur Aufrüstung kommen, die besten-
falls noch als Rüstungskontrolle bezeichnet werden 
kann, weil es nur eine begrenzte Aufrüstung sein 
wird. Die Chancen sind heute schon nicht mehr vor-
handen, daß es Ceilings, Obergrenzen unterhalb die-
ser berühmten 75 Prozent der bündnisjugoslawi-
schen Bestände geben wird. Das heißt rechnerisch, 
daß die kroatischen Bestände und vor allen Dingen 
die bosnischen Bestände heraufgesetzt werden. Her-
kömmlich nennt man dies Aufrüstung. 

Auch die folgende Feststellung ist ein Beitrag zu 
meinem Thema Kontext: Während Sie sich mit enga-
gierten Leuten, zum Beispiel Herrn Eide aus Norwe-
gen, bemühen, die Ceilings herunterzusetzen, veran-
stalten unsere amerikanischen Freunde internatio-
nale Konferenzen, um die schon von ihnen beschlos-
sene Aufrüstung der bosnischen Seite zu finanzie-
ren. Sie sagen: Wir geben 100 Millionen Dollar, die 
islamischen Staaten haben auch 100 Millionen Dollar 
gegeben, gebt ihr den Rest der 700 Millionen Dollar. 

Ich könnte Ihnen hier aufzählen - in der amerika-
nischen Presse ist das zu lesen -, daß schon längst 
feststeht, mit welchen Waffensystemen die bosnische 
Seite aufgerüstet werden soll. 

(Bundesminister Dr. Klaus Kinkel: Das ist 
eingehend besprochen!) 

- Das ist eingehend besprochen worden; das höre ich 
gerne. Aber dahinter steckt doch eines: daß hier im 
Grunde genommen auf die aus Ihrer und aus unserer 
Sicht falsche Philosophie gesetzt wird. Ich habe mich 
über das, was Sie vorhin dazu gesagt haben, sehr ge-
freut. 

Heißt das nicht, daß dieser Kontext für Abrüstung 
wirklich schwieriger wird, wenn es nicht einmal 
möglich ist, innerhalb der westlichen Wertegemein-
schaft zu einer gemeinsamen Politik zu kommen? 
War das nicht auch der Hintergrund für die ganze 
Tragödie in Jugoslawien, und setzt sich das jetzt 
nicht fort  in dieser Frage der Abrüstung, dem wich-
tigsten Teil des Dayton-Abkommens? Ergeben sich 
hier nicht groteske Mißverhältnisse, Herr Kinkel, 
wenn wir zum Beispiel 700 Millionen DM für 4 000 
deutsche Soldaten in einem Jahr bezahlen? Das ist 
notwendig zur Unterstützung von Ifor; das bestreitet 
ja niemand. 

Wenn jetzt 800 Millionen Dollar zur Aufrüstung 
von Bosnien sozusagen als die amerikanische Vari-
ante der Absicherung von Dayton zur Debatte stehen 
und wir gleichzeitig feststellen, daß 200 Beamte der 
OSZE mit einem Etat von 35 Millionen DM, die damit 
den wichtigsten Teil, nämlich die politische Umset-
zung, die Vorbereitung von demokratischen Wahlen, 
bewältigen sollen, um Hilfe rufen, weil sie das nicht 
hinbekommen werden - Sie sagen, es sei völlig un-
möglich, das mit diesen Mitteln zu realisieren -, dann 
muß ich sagen: Das sind die Verwerfungen in dem 
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politischen Kontext, die leider Abrüstung schwieri-
ger machen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Dr. Olaf Feld-

mann [F.D.P.]) 

Deswegen komme ich zu der Schlußfolgerung, daß 
wir, die wir in diesem Unterausschuß und insgesamt 
hierbei zusammenarbeiten, uns mehr um diese politi-
schen Fragen kümmern müssen. Wir müssen uns 
auch als Fachleute für Abrüstung in die allgemeinpo-
litischen Fragen einmischen. Wenn es uns nicht ge-
lingt, intelligenter, mit mehr Phantasie, mit mehr Vor-
stellungskraft die politischen Rahmenbedingungen 
zu beeinflussen - das gilt für die Frage der gesamt-
europäischen Sicherheit, das gilt aber auch für die 
Zielvorstellungen im Dayton-Prozeß, für die Priorität 
der zivilen Absicherung von Dayton, die meilenweit 
hinter der erfolgreichen Arbeit von Ifor zurückbleibt -, 
dann verschlechtern sich die Rahmenbedingungen 
für Abrüstung. 

Es kann nicht so sein, daß die Zukunft darin liegt - 
was  am Horizont als eine negative Möglichkeit auf-
scheint -, daß wir wieder einmal Zeuge werden, wie 
Herr Gaddafi nach den Erfahrungen, die er mit der 
internationalen Reaktion auf seine Versuche, zu C-
Waffen zu kommen, gesammelt hat, jetzt mit unter-
irdischen Anlagen in die Berge hineingeht und man 
darauf wieder hört, daß die Amerikaner mit Luftan-
griffen drohen. Das ist die schlechteste Va riante von 
Abrüstung, das ist die hoffnungslose Variante von er-
zwungener Abrüstung. 

Wir brauchen ein internationales System, in dem 
die Bedingungen für die Fortsetzung des seit 1990 
aufgebrochenen Abrüstungsprozesses geschaffen 
werden. Ich mahne uns a lle, in diesem Sinne tätig zu 
sein. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hans-Dirk 
Bierling, Sie haben das Wo rt . 

Hans-Dirk Bierling (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber 
Herr Kollege Erler, ich möchte mich ausdrücklich für 
das bedanken, was Sie gleich zu Beginn, aber auch 
an vielen anderen Stellen Ihrer Rede gesagt haben, 
für Ihre Aufforderung, Ihre Mahnung an uns alle, bei 
dieser wichtigen Thematik, in diesen wichtigen Fra-
gen von nationaler und internationaler Abrüstungs-  
und Rüstungskontrollpolitik zu einem möglichst ho-
hen Grad an Gemeinsamkeit zu kommen. 

Es hilft in Debatten wie dieser nicht, mit Schaum 
vor dem Mund Reden von vor zwanzig Jahren oder 
von 1980 zu halten, die damals schon falsch waren. 
Zwei solcher Reden haben wir heute gehört. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Leider!) 

Ich meine, in der nationalen ebenso wie in der inter-
nationalen Abrüstungs- und Rüstungskontrollpolitik 

ist es notwendig, immer wieder mit Energie und mit 
Ausdauer das Wünschenswerte mit dem Machbaren 
zu vergleichen, es abzugleichen und dabei natürlich 
die Sicherheit des eigenen Landes und die Sicherheit 
unserer Partner im Auge zu behalten. 

Ein Wort  noch zu Frau Beer. Frau Beer, Sie haben 
von 1990 bis 1994 nicht die Gelegenheit gehabt, in 
diesem Hause, also auch an diesen Fragen, mitzuar-
beiten. Ich glaube, Sie haben in dieser Zeit, die vor-
hin für den Prozeß von Abrüstung und Rüstungskon-
trolle schon als so wichtig beschrieben wurde, eine 
ganze Menge verpaßt. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Man muß leider feststellen, daß noch 
immer die gleichen Fehler gemacht wer

-

den!)  

Frau Beer, als Beispiel erinnere ich an Ihre Äuße-
rungen zur Personalreduzierung des deutschen Mili-
tärs. Ich darf Sie erinnern, daß die Festlegungen Be-
standteil der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen waren, 
das heißt die Festlegungen resultieren aus diesen 
Verhandlungen. Wenn Sie darüber nachdenken, 
sehen Sie das sicher schon anders, als Sie es vorhin 
gesagt haben. 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Wir haben die Zwei-plus-Vier-Ver

-

handlungen hier sehr ausführlich diskutiert 
und stellenweise kritisiert! Da waren Sie 

allerdings noch nicht hier!)  

- Ich war damals in der ersten frei gewählten Volks-
kammer einer derjenigen, die die „Zwei" der Zwei-
plus-Vier-Verhandlungen ausgemacht haben. Also 
waren auch wir daran beteiligt. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Schon damals 
waren Sie auf dem Holzweg, Frau Beer!)  

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, seit Jah-
ren bemüht sich diese Bundesregierung um das Zu-
standekommen internationaler Verträge, um damit 
die Staaten der Welt zu Fortschritten auf dem Gebiet 
der Ächtung chemischer und biologischer Waffen zu 
bewegen. Das ist mein eigentliches Thema. 

Dieses Hohe Haus ist sich einig da rin, daß es auf 
dem Gebiet der Abrüstung keine wichtigeren Ziele 
gibt als die ABC-Waffen unter Kontrolle zu bekom-
men und zu halten sowie die Bestände deutlich zu 
reduzieren. Die Bundesrepublik Deutschland besitzt 
selbst, wie bekannt, keine ABC-Waffen und hat dar-
auf auch für die Zukunft verzichtet. Das ist natürlich 
eine gute Ausgangsbasis dafür, in der Staatenge-
meinschaft für Abrüstung und Verzicht auf ABC-
Waffen zu werben. Die Bundesregierung tut dies, 
wie der Jahresabrüstungsbericht belegt, sehr inten-
siv, auch wenn das von einigen in diesem Hause im-
mer wieder bestritten wird. 

Wir sind uns aber - ich komme auf das zu spre-
chen, wozu uns unter anderem der Kollege Erler ge-
mahnt hat - wohl dennoch einig da rin, daß wir alle 
die Bundesregierung weiter ermutigen - und dies 
auch fordern müssen und werden -, inte rnational 
intensiv für Abrüstung und Rüstungskontrolle einzu- 
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treten. Das ist eine der ganz wichtigen Aufgaben des 
Parlaments. 

Der Deutsche Bundestag hat in den letzten Jahren, 
Monaten und Tagen insbesondere mit seinen dafür 
zuständigen Ausschüssen einiges dazu beigetragen, 
daß Abrüstung und Rüstungskontrolle in Deutsch-
land und in der Staatengemeinschaft vorankommen. 
Ich erkläre für die CDU/CSU-Fraktion ausdrücklich 
unsere Genugtuung darüber, daß es immer wieder 
gelingt, über Fraktions- und Koalitionsgrenzen hin-
weg in abrüstungs- und rüstungskontrollpolitischen 
Fragen zu einem Konsens zu finden. Nur ein aktuel-
les Beispiel dafür ist der uns heute zur Beschlußfas-
sung vorliegende interfraktionelle Antrag von CDU/ 
CSU, F.D.P. und SPD zum Chemiewaffenüberein-
kommen. 

Ich bin auch froh darüber, daß unsere Kollegen 
vom Bündnis 90/Die Grünen diesem Antrag am Mitt-
woch im Auswärtigen Ausschuß zugestimmt haben, 
obwohl sie im Unterausschuß für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und im mitberatenden Verteidi-
gungsausschuß noch nicht zugestimmt hatten. 

Wieder einmal bleibt nur die PDS-Gruppe unver-
ständlich, die im Unterausschuß für Abrüstung und 
Rüstungskontrolle und im mitberatenden Verteidi-
gungsausschuß zustimmte, sich im federführenden 
Auswärtigen Ausschuß aber enthielt. Das ist schon 
schizophren. Aber wen wundert das? 

Ich meine, daß wir, abgesehen von dieser Merk-
würdigkeit, allen Grund haben, mit dem gemeinsam 
Erreichten zufrieden zu sein - obwohl wir an diesem 
Punkt keinesfalls aufhören dürfen - und auch der 
Bundesregierung für ihr unermüdliches internationa-
les Eintreten zur Umsetzung unserer Vorstellungen 
zu danken. 

Die Einlassung der USA, ihre erstmals der Menge 
nach angegebenen Chemiewaffenbestände bis zum 
Jahr 2004 vernichten zu wollen, ist ein positives Zei-
chen. Allerdings sind die Hürden bis zum Inkrafttre-
ten des Chemiewaffenübereinkommens noch hoch. 
Gerade deshalb darf die Bundesregierung in ihren 
Bemühungen nicht nachlassen - ich glaube, das wird 
sie auch nicht tun -, die Staaten zur Solidarität in der 
Verantwortung für die Menschen dieser Welt zu be-
wegen. 

Die Bundesregierung erklärt in ihrem Bericht, daß 
die Bundesrepublik große Anstrengungen in Rich-
tung der ehemaligen Sowjetunion macht. Diese Hilfe 
ist angesichts der schrecklichen Hinterlassenschaft 
von 40 000 Tonnen chemischer Kampfstoffe notwen-
dig. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, es ist 
sicher nicht sinnvoll, alle Punkte dieses Berichtes zu 
wiederholen. Ich nehme an, Sie haben ihn gelesen. 

Die Bundesrepublik hat auch auf dem Gebiet der 
Abrüstung chemischer Waffen einige Erfahrungen, 
die unseren Nachbarn zur Verfügung stehen. Zum 
Besuch der Versuchsanlage in Munster sind unsere 
östlichen Nachbarn immer eingeladen. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie müssen zum Ende 
kommen. 

Hans-Dirk Bierling (CDU/CSU): Mein letzter Ge-
dankengang, Herr Präsident. 

Was Zukunft, Inkrafttreten und Wirksamkeit sol-
cher internationaler Rüstungskontrollen und Abrü-
stungsverträge anbelangt, muß noch sehr viel Druck 
auf die Mitglieds- oder Unterzeichnerstaaten ausge-
übt werden. Wir fordern die Bundesregierung dazu 
auf. Das Chemiewaffenübereinkommen ist da nur 
ein aktuelles Beispiel. Lippenbekenntnisse allein tun 
es nicht; Taten müssen folgen. Wir haben gehandelt, 
wir haben ratifiziert und hinterlegt. Nun muß die 
Bundesregierung erreichen, daß andere Staaten den 
Vertrag ebenfalls ratifizieren und hinterlegen, damit 
er endlich wirksam werden kann. Besondere Verant-
wortung tragen dabei die USA und Rußland, aber 
auch einige unserer Pa rtner in der Europäischen 
Union haben wohl noch Nachholbedarf. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Kol-
lege Hans Raidel. 

Hans Raidel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es tut sicherlich 
gut, Herr Minister, insbesondere von der Koalition, 
aber auch von der SPD zu hören, daß es eine Erfolgs-
story  ist, was 1995 im Rahmen der Abrüstung gelei-
stet worden ist. 

Von den Grünen haben wir, Frau Kollegin Beer, 
eigentlich nichts anderes als Ihre Kritik erwartet. 
Vielleicht denken Sie aber einmal darüber nach: Es 
sind keine Engel, die den Teufel an die Wand malen, 
so wie Sie das getan haben. Erinnern Sie sich, was 
sich Ihre Partei in Sachen „Castor" alles geleistet hat 
und zuschulden hat kommen lassen! 

(Angelika Beer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Etwas anderes fällt Ihnen nicht ein! - 
Günther Verheugen [SPD]: Bis jetzt war die 

Debatte ruhig!) 

- Das paßt vielleicht nicht hierher - meinen Sie -, 
deutet aber doch an, welcher Geist manchmal bei 
Ihnen herrscht. 

Wir werden zu Recht als Musterknabe dargestellt. 
Wir haben uns diesen Titel nicht selbst gegeben. Die 
nationale und internationale Presse bescheinigt uns 
diese Vorreiterrolle im Bereich der Rüstungskon-
trolle. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: Das ärgert ja 
gerade Frau Beer und die Grünen!) 

Die vorzeitige Erfüllung der Reduzierungsver-
pflichtungen bei den schweren konventionellen Waf-
fensystemen sowie die Indienststellung des Beobach-
tungsflugzeuges Tupolew sind wichtige Meilensteine 
auf unserem gemeinsamen Weg mit den anderen 
Staaten. 
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Auch wenn das Ergebnis kritisiert worden ist, so ist 
festzustellen: Unsere Rolle, unser Vorgehen bei der 
Abschaffung von Minen konnte sich weitgehend se-
hen lassen, wobei wir gerne einräumen - worauf Sie 
hingewiesen haben -, daß wir nicht alles auf einmal 
erreicht haben. 

Meine Damen und Herren, sind es denn keine Er-
folge, wenn insbesondere auf dem Budapester Gipfel 
weitere Fortschritte erreicht wurden, wenn es die 
Weiterentwicklung des Wiener Dokumentes gibt, 
wenn ein Verhaltenskodex zu politischen und militä-
rischen Aspekten der Sicherheit erarbeitet worden 
ist, wenn wir mittlerweile im globalen Informations-
austausch weiterkommen, wenn OSZE-Prinzipien 
der Nichtverbreitung erarbeitet und anerkannt wur-
den? 

Ist es denn kein Erfolg, wenn auf dem Budapester 
Gipfel insgesamt eine Rüstungskontrollagenda in 
Auftrag gegeben wurde mit den zwei Schwerpunk-
ten: zum einen eine regionale Sicherheitskooperation 
zu erarbeiten und einzurichten mit dem Ziel des so-
genannten regionalen Tisches - auf solche Fragen 
soll also bereits in den Regionen reagie rt  und einge-
gangen werden - und zum anderen ein Rahmenkon-
zept für die konzeptionelle Weiterentwicklung der 
konventionellen Rüstungskontrolle zu schaffen? 

Ist es denn kein Erfolg, wenn im Ständigen Rat im 
Moment bereits über ein Sicherheitsmodell für das 
21. Jahrhundert nachgedacht wird und die NATO 
aus ihrer Sicht einen ersten Entwurf erarbeitet und 
vorlegt? In diesen Fragen bewegt sich doch eigent-
lich sehr viel. 

Wir sollten gemeinsam auf diesem Wege weiterge-
hen und uns in den Zielsetzungen einig sein, daß 
viele Wege notwendig und differenzierte Betrachtun-
gen wichtig sind; das bestreitet hier niemand. Herr 
Kollege Erler, ich unterstreiche das, was Sie dazu ge-
sagt haben. 

Lassen Sie mich als Beispiel noch den Vertrag über 
„Open Skies" hervorheben. Damit wurde etwas er-
reicht, was wir uns auf der Zunge zergehen lassen 
sollten: Es wurde ein Sicherheitsplan für die Luft ge-
schaffen, der von Vancouver in Kanada bis zum russi-
schen Wladiwostok reicht. „Open Skies" soll zu Of-
fenheit und Transparenz beitragen. Die Vertragsstaa-
ten haben sich verpflichtet, ihren Luftraum zur Beob-
achtung ihrer Territorien mit Sensoren und hochsen-
siblen Kameras zu öffnen. Ziel ist die Konfliktverhü-
tung, die Krisenbewältigung, die Überwachung von 
Rüstungsabkommen sowie die Beobachtung der mili-
tärisch bedeutsamen Potentiale und Aktivitäten der 
Vertragspartner. 

Mittlerweile, so muß man sagen, haben sich diese 
Ideen so weit entwickelt, daß auch andere Staaten, 
andere Länder und andere Regionen an diesen Mo-
dellen Gefallen finden und sie übernehmen wollen. 
Ich nenne die Länder Israel, Ägypten, China und 
Rußland, die ASEAN-Staaten und die Rio-Gruppe. 
Wir unterstützen die Bemühungen all dieser Länder 
mit einem vertieften Erfahrungsaustausch, wenn das 
gewünscht wird. 

Wer wirklich guten Willens ist, der muß diese Poli-
tik unterstützen. Der Antrag, der von den Grünen 
eingebracht worden ist, ist bereits vom Kern und 
Grundsatz her abzulehnen. Wer Teil II Ihres Antrages 
auf Drucksache 13/2456 genau liest, wird feststellen 
müssen, daß es hier weniger um Fragen der Abrü-
stung und Rüstungskontrolle geht, sondern wieder 
um die alte Leier, die Kraft der Bundeswehr zu min

- dern und die NATO in ihrem Kern zu destabilisieren. 

(Dr. Olaf Feldmann [F.D.P.]: So sind sie halt, 
die Grünen!) 

Ich würde vorschlagen: Denken ohne Scheuklappen 
sollte hier auf der Tagesordnung stehen. 

Meine Damen und Herren, wir sollten auf unserem 
guten Weg möglichst gemeinsam weitergehen - be-
harrlich, Schritt für Schritt und mit Augenmaß für das 
Machbare. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Dr. Gisela Babel [F.D.P.]) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich schließe die Aus-
sprache. 

Es wird vorgeschlagen, den Jahresabrüstungsbe-
richt 1995 auf Drucksache 13/4450, den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/4557, den Entschließungsantrag 
der Gruppe der PDS auf Drucksache 13/4580 und 
den Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/4567 zur federführenden Beratung an den Aus-
wärtigen Ausschuß und zur Mitberatung an den Ver-
teidigungsausschuß zu überweisen. Gibt es dazu an-
derweitige Vorschläge? - Dies ist nicht der Fall. Dann 
sind die Überweisungen so beschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Fraktion der SPD, zur Verhandlung vor 
dem Internationalen Gerichtshof zur Frage der völ-
kerrechtlichen Legalität des Einsatzes oder der An-
drohung des Einsatzes von Atomwaffen, Drucksache 
13/3661. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/1879 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Wer stimmt dagegen? 
- Wer enthält sich der Stimme? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der gesamten Koalition 
gegen die Stimmen der gesamten Opposition ange-
nommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses zu dem 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu einer 
neuen europäischen Sicherheitsarchitektur und zur 
Rolle der französischen Atomwaffen, Drucksache 
13/3897. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/2456 abzulehnen. Wer stimmt dem 
zu? - Wer stimmt dagegen? - Wer enthält sich der 
Stimme? - Die Beschlußempfehlung ist mit den Stim-
men der Koalition gegen die Stimmen von Bündnis 90/ 
Die Grünen und der Gruppe der PDS bei Enthaltung 
der Fraktion der SPD angenommen. 
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Zusatzpunkt 11: Beschlußempfehlung des Auswär-
tigen Ausschusses zu dem Antrag der SPD zu den 
Atomwaffentests durch China und Frankreich, 
Drucksache 13/4467. Der Ausschuß empfiehlt, den 
Antrag auf Drucksache 13/2443 abzulehnen. Wer 
stimmt für diese Beschlußempfehlung? - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung 
ist mit den Stimmen der Koalition gegen die Stimmen 
der Opposition angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheit der Europäischen Union zu den Anträ-
gen der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen sowie der Gruppe der PDS zur Verletzung 
des Euratom-Vertrags durch Frankreich, Drucksache 
13/4470. Der Ausschuß empfiehlt unter Nr. 1 seiner 
Beschlußempfehlung die Annahme einer Entschlie-
ßung. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen der Koalition und der 
SPD bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen und 
PDS angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der SPD auf Drucksache 13/2749. Der Ausschuß 
empfiehlt unter Nr. 2 a, den Antrag für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt dieser Beschlußempfehlung zu? - 
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Druck-
sache 13/2270. Der Ausschuß empfiehlt unter Nr. 2 b, 
den Antrag für erledigt zu erklären. Wer stimmt dem 
zu? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für die An-
gelegenheiten der Europäischen Union zu dem An-
trag der PDS auf Drucksache 13/2200. Der Ausschuß 
empfiehlt unter Nr. 2 c, den Antrag für erledigt zu er-
klären. Wer stimmt zu? - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Die Beschlußempfehlung ist angenommen. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu den Anträgen der Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. sowie der Fraktion der SPD zum KSE-
Vertrag, Drucksache 13/4565. Der Ausschuß emp-
fiehlt, die Anträge auf Drucksachen 13/3711 und 13/ 
3134 zusammengefaßt in der Ausschußfassung anzu-
nehmen. Wer stimmt dieser Beschlußempfehlung zu? 
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschlußemp-
fehlung ist mit den Stimmen von CDU/CSU, F.D.P. 
und SPD gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen bei Enthaltung der PDS angenommen. 

Beschlußempfehlung des Auswärtigen Ausschus-
ses zu den Anträgen der Fraktionen der CDU/CSU 
und der F.D.P. sowie der Fraktion der SPD zur Abrü-
stung chemischer Waffen, Drucksache 13/4569. Der 
Ausschuß empfiehlt, die Anträge auf Drucksachen 
13/3231 und 13/2595 zusammengefaßt in der Aus-
schußfassung anzunehmen. Wer stimmt dem zu? - 
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Die Beschluß-
empfehlung ist angenommen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 15 auf: 

- Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zum Inkraftsetzen der 2. Stufe der 
Pflegeversicherung 
- Drucksache 13/3811 - 

(Erste Beratung 89. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von der Frakti-
on der SPD eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Gesetzes zur sozialen 
Absicherung des Risikos der Pflegebedürftig-
keit (Pflege-Versicherungsgesetz) 
- Drucksache 13/2393 - 

(Erste Beratung 74. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Be richt des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

- Drucksache 13/4566 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Karl-Josef Laumann 

Zum Gesetzentwurf der Bundesregierung liegt ein 
Entschließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Dagegen 
erhebt sich kein Widerspruch. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wo rt 
 dem Kollegen Dr. Heiner Geißler. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir verab-
schieden heute ein großes Werk unseres Sozialstaa-
tes. Heute bekommen bereits 1,2 Millionen Men-
schen, die pflegebedürftig sind, Leistungen aus der 
Pflegeversicherung, wenn sie zu Hause betreut wer-
den. 

Mit der Verabschiedung der zweiten Stufe der 
Pflegeversicherung erweitert sich der Kreis der be-
rechtigten Personen um rund eine halbe Million. Au-
ßerdem kommen ungefähr eine Million Menschen, 
die als Pflegepersonen die Pflegebedürftigen be-
treuen, einen besseren Schutz ihrer sozialen Siche-
rung, die Pflegezeiten werden der Rente angerech-
net, sie haben den Schutz der Unfallversicherung. 

Es ist die fünfte Säule unserer Sozialversicherung. 
Sie ist bis in die letzten Tage hinein umkämpft und 
auch angegriffen gewesen, 

(Zuruf von der SPD: In den eigenen Rei

-

hen!)  

aber die Koalition hat sich als handlungsfähig erwie-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Daß wir diese fünfte Säule der Sozialversicherung 
in einer angespannten Zeit verabschieden können, 
ist vor allem einem Mann zu verdanken, der Mut ge-
zeigt hat, Standfestigkeit, und der mit Recht als Vater 
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der Pflegeversicherung bezeichnet werden kann: 
Norbert Blüm. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man hat ihn auf dem Sozialgipfel vor zwei Tagen an-
gegriffen und beschimpft. 

(Zurufe von der SPD: Mit Recht!) 

Dieter Schulte, der DGB-Vorsitzende, den ich sehr 
schätze, ein Mann, der sicher große Verdienste hat, 
hat sich aber in der Wortwahl vergriffen. Er meinte, 
das Beschäftigungsprogramm verletze die Men-
schenwürde. Es ist gut, daß sich Bischof Lehmann 
von diesen Tönen distanziert hat und grundsätzlich 
weder den Sozialstaat noch die soziale Gerechtigkeit 
durch unser Programm für Beschäftigung angetastet 
sieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Menschenwürde wird in der Tat nicht verletzt, 
wenn wir in einer angespannten Zeit bei vier Millio-
nen Arbeitslosen in der Lohnfortzahlung eine Selbst-
beteiligung in Höhe von 20 Prozent einführen - man 
kann über alles diskutieren -, wenn wir bei den Me-
dikamenten die Selbstbeteiligung um eine Mark er-
höhen und durch die Härteklausel acht Millionen 
Menschen davon überhaupt nicht tangiert werden 
und die Erhöhung des Kindergeldes um ein Jahr ver-
schieben bei Preisstabilität. Die Bekämpfung der In-
flation, die uns gelungen ist, ist das wichtigste soziale 
Werk gerade für kleine Einkommen. Davon ist auf 
dem Sozialgipfel überhaupt nicht geredet worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Und die Menschenwürde ist auch nicht tangiert, 
wenn wir kleinen Bet rieben bei vier Millionen Ar-
beitslosen die Einstellung von arbeitslosen Men-
schen erleichtern. 

Die Menschenwürde wäre allerdings gefährdet ge-
wesen, wenn wir die Hilflosesten, nämlich die Pflege-
bedürftigen, in dieser Zeit im Stich gelassen hätten. 
Das haben wir nicht getan. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann kommt die Frage mit der Kompensation. Da 
wird behauptet: Ja gut, das ist alles keine Sache, die 
Arbeitnehmer zahlen ohnehin alles. Aber ich stelle 
mir die Frage, gerade in dieser Zeit, oder sage deut-
lich als unsere Meinung: Es ist in einem Land mit 13 
bezahlten Feiertagen und bis zu 32 bezahlten Ur-
laubstagen zumutbar, daß die Menschen acht Stun-
den im Jahr - nicht im Monat -, acht Stunden im Jahr 
mehr arbeiten, damit endlich die Hilflosesten in die-
ser Gesellschaft zu ihrem Recht kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen sage ich: Nicht diejenigen, die über Droh- 
und Störpotentiale wie Streik und Aussperrung ver-
fügen, haben immer das Recht oder den Anspruch 
auf soziale Gerechtigkeit auf ihrer Seite. Pflegebe-
dürftige und Arbeitslose stehen heute im Mittelpunkt 
unserer Sorge. Der Sozialstaat ist in einem Land nicht 
gefährdet, dessen Parlamentsmehrheit die Kraft hat, 
ein Beschäftigungsprogramm zu erstellen, um die 

Zahl von 4 Millionen Arbeitslosen zu reduzieren und 
die soziale Sicherheit und die soziale Gerechtigkeit 
für über 2 Millionen Menschen durchzusetzen, die 
pflegebedürftig sind, und die sich einsetzt für dieje-
nigen, die diese Hilfe brauchen. Deswegen darf ich 
Sie bitten, daß Sie dieses Gesetz der Koalition anneh-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Gerd An-
dres, Sie haben das Wort. 

Gerd Andres (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Herr Geißler hat mit der Bemerkung be-
gonnen: Die Koalition habe Verläßlichkeit bewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Klatschen Sie nur. Für die betroffenen Menschen 
muß sich das erst noch erweisen. Wir werden weiter 
darüber reden. 

Wer die Debatten in der Koalition in den letzten 
Monaten, gerade zu dem Kapitel Pflegeversicherung, 
miterlebt hat, muß sich doch über weite Strecken an 
ein Schurkenstück erinnert fühlen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Ja, ja, ganz ruhig. Ich habe einen Zeitungsaus-
schnitt dabei, der überschrieben ist mit dem Titel: 
„Die CDU-Linke warnt vor der Pflegelüge". Hier will 
ich zunächst einmal zugestehen, daß das Inkraftset-
zen der zweiten Pflegestufe möglicherweise verhin-
dert, daß es zu einer Pflegelüge kommt. Das Ganze 
wird sich aber erst als wahr erweisen, wenn die 
zweite Stufe im Zusammenhang mit dem ersten 
SGB-XI-Änderungsgesetz, nämlich mit der Verände-
rung der Pflegeversicherung, als Paket zusammenge-
sehen wird. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

- Frau Dr. Babel ruft hier „Sehr wahr" . 

Herr Geißler hat hier eine Rede gehalten, die weni-
ger mit der Pflegeversicherung, sondern mehr mit 
dem Sozialgipfel zu tun hatte. Deswegen will ich 
dazu auch eine Bemerkung machen. Herr Geißler, 
Sie haben über den Vorsitzenden des DGB und Bi-
schof Lehmann gesprochen. Ich halte es für außeror-
dentlich bemerkenswert, daß die Gewerkschaften, 
daß sechs große Wohlfahrtsverbände, daß die evan-
gelische und die katholische Kirche sich sehr massiv 
mit dem auseinandersetzen, was Sie als angebliches 
Konsolidierungsprogramm vorlegen. Wenn Sie Bi-
schof Lehmann zitieren, dann empfehle ich Ihnen 
ganz dringend, nachzulesen, was dieser Bischof auf 
dem Kölner Sozialgipfel gesagt hat. Ich empfehle 
Ihnen dringend, noch einmal nachzulesen oder sich 
anzuschauen, was Bischof Lehmann abends in einem 
Interview im Fernsehen gesagt hat. Dieser Arbeitsmi-
nister hat eine Kindergeldlüge mit produziert, hat 
eine Sozialhilfelüge produziert. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Ja, das sage ich Ihnen. Er hat eine Sozialhilfelüge 
produziert. Wer sich das Kommuniqué der Bundesre- 
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gierung mit den Sozialpartnern vom 23. Januar an-
schaut, wer sich anschaut, was da verabredet worden 
ist, der muß doch die Frage formulieren, ob beispiels-
weise Ihre geplanten Einschnitte in die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle noch irgend etwas mit Ver-
läßlichkeit und dem Einhalten von Verabredungen 
zwischen Bundesregierung und den Sozialpartnern 
zu tun haben. Ich sage nein. 

(Beifall bei der SPD - Abg. Horst Schemken 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen-

frage) 

Herr Dr. Geißler, ich finde es richtig - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege. 

Gerd Andres (SPD): - nein, ich will zu diesem Teil 
reden, später vielleicht -, zu erwähnen, daß Norbe rt 

 Blüm Verdienste um die Pflegeversicherung hat. Das 
finde ich völlig richtig. Aber ich finde, Norbert Blüm 
muß sich fragen lassen, ob das, was er an Zusagen 
gemacht hat, was er öffentlich erklärt hat, nicht nur 
in diesem Zusammenhang, sondern auch in anderen 
Zusammenhängen, noch Bestand hat. Denn ich kann 
zu der Kindergeldlüge die Rentenlüge gleich hinten-
dran setzen. 

Da schreibt Ihr Bundeskanzler vor dem 24. März 
Briefe an alle Rentnerinnen und Rentner. Die tolle 
Überraschung erfahren diese Rentnerinnen und 
Rentner nun in den Folgemonaten nach dem Wahl-
termin. Was das noch mit Solidität und mit vernünfti-
gem Umgang mit Wahrheit zu tun hat, frage ich mich 
ganz entschieden. Wenn Sie solch ein Loblied hier 
singen, dann muß ich Ihnen sagen: Wir werden uns 
in den nächsten Monaten darüber noch kräftig unter-
halten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Andres, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Schemken? 

Gerd Andres (SPD): Nein. - Ich komme jetzt zum 
Thema Pflegeversicherung, weil wir uns mit diesem 
Tagesordnungspunkt auseinandersetzen. Ich sage 
für meine Fraktion ganz ausdrücklich: Wir begrüßen 
es sehr, daß völlig überraschend und schnell die 
zweite und dritte Lesung des Gesetzesentwurfes zur 
Pflegeversicherung und damit die Umsetzung der 
zweiten Stufe der Pflegeversicherung auf die Tages-
ordnung des Parlaments kommt. Damit stellen wir Si-
cherheit sowohl für die betroffenen Menschen und 
für ihre Angehörigen als auch für ganz, ganz viele, 
die in diesen Bereichen als Träger von Einrichtungen 
arbeiten und damit klarkommen müssen, her. 

Wir mußten uns in den Ausschußberatungen mit 
zwei Gesetzentwürfen auseinandersetzen, da die 
SPD bereits frühzeitig im November vergangenen 
Jahres einen eigenen Gesetzentwurf vorgelegt hat. 
Ich will hier ganz deutlich sagen: Wir haben in den 
Ausschußberatungen - wir werden uns auch bei den 
weiteren Abstimmungen so verhalten - unserem Ge-
setzentwurf zugestimmt und haben den Gesetzent-

wurf der Koalition aus einer Reihe von wichtigen 
Gründen abgelehnt, auf die ich hier ganz knapp ein-
gehen möchte. 

Im Gesetzentwurf wird das Thema „Kompensa-
tion" beschrieben, und zwar nur in der Begründung. 
Ich will nicht verschweigen, daß es im Ausschuß zur 
Frage der Kompensation heftige Auseinandersetzun-
gen gegeben hat. Wir halten eine zusätzliche Kom-
pensation für die Einführung der zweiten Stufe nicht 
für notwendig. Auch in bezug darauf möchte ich ein 
Argument aufgreifen, das Herr Dr. Geißler eben 
brachte, daß nämlich die Menschen bei 13 bezahlten 
Feiertagen und 30 Urlaubstagen auch etwas aufbrin-
gen müssen. 

Sehr geehrter Herr Dr. Geißler, ich kann überhaupt 
nicht verstehen - und viele Betroffene können das 
ebenfalls nicht verstehen -, was die Versorgung von 
Pflegebedürftigen und ihre berechtigte soziale Absi-
cherung mit dem Feiertagsanspruch oder Urlaubsan-
spruch von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
in dieser Gesellschaft zu tun hat. Sie wissen ganz ge-
nau, daß dies in der gesamten Auseinandersetzung 
um diese Gesetzentwürfe und um die Pflegeversiche-
rung insgesamt ein ganz zentraler Punkt der Ausein-
andersetzung war. Beides hat überhaupt nichts mit-
einander zu tun. Sie haben im Grunde genommen 
mit Ihrer Konstruktion dazu beigetragen, daß die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer die Pflegeversi-
cherung durch Kompensation und ihre Beiträge ganz 
alleine bezahlen müssen, während die Arbeitgeber 
von Leistungen für dieses große fünfte Werk der So-
zialversicherung in unserem Lande völlig befreit wor-
den sind. 

Wir haben, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wegen der Kompensation dem Gesetzentwurf 
der Koalition nicht zugestimmt. Wir werden uns auch 
im weiteren Verfahren, bei der zweiten und dritten 
Lesung, so verhalten, daß wir bei der zweiten Lesung 
für unseren Gesetzentwurf stimmen und dem Ge-
setzentwurf der Koalition dann in der dritten Lesung 
zustimmen. Denn wir wollen wie Sie, daß die zweite 
Stufe der Pflegeversicherung in Kraft tritt. 

Nun will ich zu einem weiteren Aspekt etwas sa-
gen: Gestern hat der Vermittlungsausschuß getagt. 
Alle Betroffenen und insbesondere die Menschen 
aus den Verbänden wissen, daß das Erste SGB-XI- 
Änderungsgesetz, also der Gesetzentwurf zur Verän-
derung der Pflegeversicherung, den wir im März ver-
abschiedet haben, im Vermittlungsausschuß liegt. In 
diesem Gesetzentwurf werden eine Reihe von Verän-
derungen der Pflegeversicherung vorgenommen, die 
für die Umsetzung der zweiten Stufe und für die Pfle-
gestufe zwei von besonderer Bedeutung sind. 

Da ich weiß, daß der Kollege Laumann irgend-
wann im Laufe dieser Diskussion hier noch reden 
wird, will ich gleich ein ganz zentrales Problem auf-
greifen. Herr Laumann hat in allen Debatten von 
dem sogenannten Eckrentner geredet und hat er-
klärt: Es muß uns mit der Pflegeversicherung gelin-
gen, daß die Menschen in unserem Land, die mit 
einer durchschnittlichen Rente auskommen müssen, 
durch die Einführung der Pflegeversicherung aus der 
Sozialhilfe herausgenommen werden. Dem kann ich 
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nur zustimmen. Aber um sie aus der Sozialhilfe her-
auszubekommen, sind natürlich die materiellen Re-
gelungen des Pflege-Versicherungsgesetzes und da-
mit die Bestimmungen des Pflege-Versicherungsän-
derungsgesetzes 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Und die Zusa-
gen der Länder, die 3,5 Milliarden zu 

bezahlen!) 

von einer ganz zentralen Bedeutung. 

Der Bundesrat hat in neun zentralen Punkten 
das Pflege-Versicherungsänderungsgesetz abge-
lehnt und den Vermittlungsausschuß angerufen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Weil Sie 
nichts bezahlen wollen!) 

Zu diesen Punkten gehört unter anderem erstens die 
Frage: Wie wird mit Behinderten umgegangen? Wer-
den die aus dem Gesetz ausgegrenzt, oder werden 
sie nicht ausgegrenzt? Wie verhalten wir uns zur 
Frage der Pflegeassistenz? 

(Heinz Schemken [CDU/CSU]: Wie verhal-
ten sich die Länder?) 

Wie verhalten sich der Gesetzgeber und diese Ge-
sellschaft - Herr Schemken, das können Sie sich hin-
ter die Ohren schreiben - bei der Bemessung des 
Pflegeaufwands, und welche Rolle spielt beispiels-
weise die Anerkennung der sozialen Betreuung in 
Pflegeheimen? 

Der Bundesrat hat bemängelt: Wie ist die Frage der 
Vergütung und der Übergangsregelung der Vergü-
tung in stationären Einrichtungen geregelt? Ich will 
Ihnen eines sagen: Es gibt in der Zwischenzeit keine 
Trägerorganisation - Ca ritas, Arbeiterwohlfahrt, die 
Parität, das Rote Kreuz und viele andere -, die uns 
sagt: Nach der begonnenen Einstufung durch den 
medizinischen Pflegedienst in den stationären Ein-
richtungen gibt es so verheerende Ergebnisse, auch 
was die Entgelte für die Einrichtungen angeht, daß 
es bei allen Trägern Riesenprobleme damit gibt, ob 
möglicherweise die Umsetzung der zweiten Stufe 
nicht zu ganz massiven Personalabbaumaßnahmen 
führen muß, ob eine vernünftige, ganzheitliche 
Pflege in den Einrichtungen überhaupt noch gewähr-
leistet werden kann, ob wir nicht ein Pflegesystem 
bekommen, das dazu führt, daß sozusagen unter den 
Stichworten: satt, sauber und Verwahrung die statio-
när zu versorgenden Pflegebedürftigen mehr ver-
wahrt als vernünftig gepflegt werden. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht!) 

All diese Fragen werden eine ganz entscheidende 
Rolle im Vermittlungsausschußverfahren spielen. Die 
spannende Frage, ob die Umsetzung der zweiten 
Stufe der Pflegeversicherung sowohl für die betroffe-
nen Menschen als auch für die Organisation, als 
auch für unsere Gesellschaft zu einem Erfolg wird, 
hängt ganz entscheidend davon ab, wie die mate-
rielle Ausgestaltung dieses Gesetzeswerkes zum 
Schluß sein wird. 

Deswegen sage ich sehr vorsichtig: Es bleibt abzu-
warten, ob nicht neben der Kindergeldlüge, der Ren-
tenlüge und ein paar anderen Lügen 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Jetzt hör 
aber auf!) 

am Schluß dieser Auseinandersetzung nicht für die 
betroffenen Menschen eine bittere Enttäuschung 
herauskommt, weil 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Weil die Länder 
nicht mitbezahlen!) 

die Pflegeversorgung in stationären Einrichtungen 
möglicherweise nach Einführung der Pflegeversiche-
rung schlechter und schwieriger wird, als es nach 
dem bisherigen System der Fall gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich will ein paar Bemerkungen zum vorliegenden 
Entschließungsantrag der Grünen machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oberbedenken

-

träger!) 

- Ich will Ihnen eines sagen: Wer mich kennt, der 
weiß, daß ich nicht zu den Oberbedenkenträgern ge-
höre, sondern daß ich zu denen gehöre, die sich be-
mühen, auch im Bereich der Sozialpolitik sach- und 
fachgerechte Entscheidungen zu treffen. Nicht jeder, 
der Sie kritisiert, gehört zu den Bedenkenträgern. 
Aber man muß nicht jeden Quatsch, den Sie machen, 
und jede soziale Ungerechtigkeit, die Sie formulie-
ren, mitmachen. Das muß man auch aussprechen 
können. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Zum Antrag der Grünen sage ich ganz eindeutig: 
Die SPD wird diesen Entschließungsantrag ableh-
nen. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist was Neues!) 

Das wundert überhaupt niemanden, insbesondere 
nicht Frau Fischer, weil die spannende Situation, die 
man in der letzten Zeit bei den Grünen erleben kann, 
darin besteht, daß man vor lauter Modernisierungsei-
fer einen umwerfenden und überwältigenden sozial-
politischen Vorschlag nach dem anderen abläßt, und 
zwar immer vom Duo Fischer, einmal Joseph Fischer, 
einmal Andrea Fischer. 

Betrachtet man diese genauer, muß man erheblich 
zweifeln, ob die sachliche und fachliche Qualität, die 
hinter diesen Vorschlägen steckt, über die Schlag-
zeile hinausreicht, die mit den jeweiligen Ankündi-
gungen produziert wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Jetzt sage ich noch etwas zum Entschließungsan-
trag, Frau Fischer. Sie wissen sehr genau: Das, was 
Sie mit dem Entschließungsantrag vorschlagen, ist 
etwas ganz Schlichtes. Sie wollen die zweite Stufe 
aussetzen - das haben Sie bereits im Ap ril erklärt -, 
und Sie bringen jetzt einen Entschließungsantrag 
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ein, in dem Sie sagen, die Stufe eins haben wir, die 
Stufe zwei soll mit einer ganz anderen Systematik 
gemacht werden. Sie hat überhaupt nichts mehr mit 
der Sozialversicherung zu tun, sondern wir wollen 
die Stufe zwei steuerfinanziert gestalten. 

Sie sagen: Die Stufe zwei - stationäre Versorgung - 
soll so gemacht werden; um nicht das Gießkannen-
prinzip einzuführen, wollen wir nur eine Grundver-
sorgung haben. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Einkommensgren-
zen einführen!) 

Wir machen das einkommensbegrenzt, wir schreiben 
die Einkommensgrenzen vor, und dann schauen wir, 
was dabei herauskommt. 

Liebe Frau Fischer, die Entscheidung, ob die Pfle-
geversicherung nach einem Sozialversicherungssy-
stem oder ob sie steuerfinanziert gemacht wird, ist 
längst gefallen. Ich kann mich noch an Legislaturpe-
rioden erinnern, in denen Frau Trude Unruh für Sie 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung saß. Auch 
sie hat uns ein tolles Leistungsgesetz vorgelegt. Auf 
die schlichte Frage, wie man denn die 100 Milliarden 
DM bezahlen soll, die nach dem Gesetzentwurf zu-
stande kommen, hat Frau Unruh immer erklärt, das 
muß doch die Gesellschaft irgendwie machen. 

Ich sage Ihnen, Frau Fischer: Ich halte diesen Ent-
schließungsantrag nicht für seriös, weil er nach der 
Melodie eingebracht wird: Die Mehrheit ist eh gesi-
chert, und das wird eh nicht umgesetzt. 

(Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwi-

schenfrage) 

- Sie brauchen sich nicht so groß zu melden. Sie re-
den nach mir, dann können Sie auf mich eingehen. 

(Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe aber nicht 23 Minu

-

ten!)  

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, ich muß 
Sie der Geschäftsordnung folgend offiziell fragen, ob 
Sie bereit sind, eine Zwischenfrage zuzulassen. 

Gerd Andres (SPD): Herr Präsident, ich sage jetzt 
noch einmal: Ich lasse keine Zwischenfragen zu. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich muß Sie trotzdem je-
desmal fragen. 

Gerd Andres (SPD): Ich bitte Sie, mich nicht mehr 
zu fragen. Ich lasse keine zu. 

Vizepräsident Hans Klein: Aber ich muß Sie fra-
gen. 

Gerd Andres (SPD): Frau Fischer und die Grünen 
formulieren das hier nach der Melodie: Wir wollen 
die zweite Stufe nicht, wir wollen sie nicht als Sozial-
versicherung, wir wollen sie steuerfinanziert: Da klar 
ist, daß es dafür sowieso keine Mehrheit gibt, bringt  

man damit sozusagen einen erneuten modischen 
Vorschlag ein und erklärt den Menschen nicht: Wie 
sieht unser Leistungskatalog aus? Wie sollen die Mil-
liarden aufgebracht werden, die dahinterstecken? 
Welche Milliarden stecken denn dahinter? 

Ganz toll, Frau Fischer, ist: Der komplette Finan-
zierungsvorschlag, der darinsteckt, ist im letzten 
Spiegelstrich zu finden. Es heißt dort: 

Die Kosten für diese Maßnahmen werden im Rah-
men einer ökologischen Steuerreform durch eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer aufgebracht. 

Ich will jetzt gar nichts zur ökologischen Steuerre-
form sagen und will auch diesen Gedanken nicht dis-
kreditieren. Aber wenn man unter jeden praktischen 
Vorschlag, den man macht, immer „ökologische 
Steuerreform mit Mineralölsteuer" schreibt, dann er-
innert mich das an manch andere Debatten. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Jäger 90!) 

Ich würde sie bitten, da etwas seriöser vorzugehen. 

Ich will es zusammenfassen. Die SPD wird im Ab-
stimmungsverfahren erstens in der zweiten Lesung 
für ihren eigenen Gesetzentwurf stimmen. Die SPD 
wird zweitens in der dritten Lesung dem Gesetzent-
wurf der Koalition zustimmen, weil wir wollen, daß 
die zweite Stufe umgesetzt wird. Wir werden in der 
Abstimmung den Entschließungsantrag der Grünen 
ablehnen, weil wir ihn nicht für seriös und im jetzi-
gen Stand der gesellschaftlichen Auseinanderset-
zung um die Pflegeversicherung auch nicht für prak-
tikabel halten. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer Kurzinterven-
tion erteile ich das Wo rt  dem Kollegen Dr. Heiner 
Geißler. 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich stelle fest, daß die Ren-
ten wie versprochen und gesetzlich festgelegt in die-
sem Jahr pünktlich angepaßt werden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß sie im nächsten Jahr wie versprochen angepaßt 
werden, daß es mit dieser Koalition keine Rentenan-
passung nach Kassenlage wie bei der SPD in den 
70er Jahren 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

oder der SED in den Zeiten der DDR gibt und daß in-
folgedessen der Vorwurf der Rentenlüge auf ihre Ur-
heber zurückfällt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort  der 
Kollegin Andrea Fischer. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
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Kollege Geißler hat gerade gesagt, wir debattieren 
heute über ein großes Werk und einen großen Fo rt

-schritt, die Einführung der zweiten Stufe der Pflege-
versicherung für die Pflege in den Heimen. Glauben 
Sie nicht, Sie könnten unsere Kritik am Sparpaket 
mit Verweis auf die Pflegeversicherung beschwichti-
gen! Selbst wenn die Pflegeversicherung so wohl ge-
raten wäre, wie Sie es gern behaupten, die krassen 
sozialen Ungerechtigkeiten des Sparpakets werden 
damit nicht aufgehoben. Etwas anspruchsvoller ist 
eine sozial ausgewogene Konsolidierungspolitik 
schon. So leicht lassen wir Sie deswegen auch nicht 
davonkommen. 

Aber das Problem ist größer, als daß uns nur ein 
Tauschgeschäft angeboten werden soll. Heute soll 
die zweite Stufe eingeführt werden, obwohl sich im-
mer deutlicher abzeichnet, daß sie ihr Ziel nicht errei-
chen wird. Wir entscheiden heute über das Schicksal 
von einigen Hunderttausend schwachen und kran-
ken Menschen. Aber die Koalition interessie rt  sich 
mehr dafür, ihr Gesicht zu wahren oder, wie Kollege 
Geißler sagt, Handlungsfähigkeit zu zeigen, als Kon-
sequenzen aus den vielfältigen Einwänden zu zie-
hen. 

Dabei ging es um unglaublich viel: endlich das 
Pflegerisiko in angemessener Form abzusichern, 
endlich die Pflegebedürftigen aus der Sozialhilfe her-
auszuholen, endlich ein Sicherungssystem zu haben, 
das auf die Pflegeversicherung wirklich paßt. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren von 
der Koalition, ging es wirklich um ein wichtiges 
neues Element des Sozialstaats. Was aber haben Sie 
jetzt daraus gemacht? Weil Sie sich ein solidarisches 
Unterstützungssystem nur als umlagefinanzierte So-
zialversicherung vorstellen können, haben Sie eine 
falsche ordnungspolitische Entscheidung getroffen. 
Mit dieser falschen Grundsatzentscheidung sind Sie 
in eine Falle gelaufen. Finanzierung über die Sozial-
versicherung bedeutet eine Erhöhung der Belastung 
der Beschäftigten und der Unternehmen. Es gibt 
wohl kaum eine Maßnahme, die derzeit wirtschafts-
politisch als weniger opportun gilt als das. 

Damit haben Sie selber den Druck geschaffen, 
dem Sie seit der Diskussion um die Pflegeversiche-
rung nachgeben. Bei der ersten Stufe haben Sie die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer den doppel-
ten Betrag zahlen lassen. Bei der zweiten Stufe ma-
chen Sie formal keine Kompensation mehr in direkter 
Verbindung mit deren Einführung; aber im Sparpa-
ket finden sich reihenweise Finsterkeiten, die den 
Kompensationswünschen der Arbeitgeber entgegen-
kommen. Wir unterstützen selbstverständlich den 
Antrag der SPD zur Nichtkompensation der zweiten 
Stufe; aber er hat ja inzwischen fast etwas von einer 
zarten Erinnerung an bessere Zeiten. Mittlerweile 
überkompensiert die Bundesregierung die Pflegever-
sicherung in einem Ausmaß, wie es bei der Erstel-
lung des Antrags kaum vorstellbar war. 

Aber die eigentliche Falle entsteht aus der Verbin-
dung vom Gebot der Beitragssatzstabilität mit der 
Versicherungslösung. Dies eröffnet Ihnen systema-
tisch nur zwei Möglichkeiten: Entweder Sie reduzie-
ren die Leistungen oder Sie schließen Menschen aus. 

Sie nehmen beide Möglichkeiten wahr, was dramati-
sche Folgen hat. 

Einerseits werden die Pflegestufen rigide gefaßt, 
um die Inanspruchnahme zu begrenzen. Die gedek-
kelten Leistungen werden noch einmal gekürzt, in-
dem die Kosten für die Behandlungspflege in den 
Leistungskatalog aufgenommen werden. 

Andererseits planen Sie mit dem SGB-XI-Ände-
rungsgesetz den kategorischen Ausschluß einer gan-
zen Personengruppe von den Leistungen des Pflege-
versicherungsgesetzes. Behinderte in Heimen sollen, 
obwohl viele sogar selber Beiträge gezahlt haben, 
nicht in den Geltungsbereich fa llen. 

Ich möchte mich ausdrücklich dem Kollegen An-
dres anschließen und hoffe, daß es gelingt, dieses un-
geheuerliche Vorhaben im Vermittlungsausschuß zu 
kippen. Hier geht es nämlich nicht nur um eine mate-
rielle, sondern um eine hochpolitische Frage. Der 
Ausschluß der Behinderten in Heimen von den Lei-
stungen der zweiten Stufe der Pflegeversicherung ist 
der sinnfällige Ausdruck der neuen Linie in der So-
zialpolitik der Bundesregierung: Immer davon reden, 
daß die Leistungen den wirklich Bedürftigen zugute 
kommen sollen, aber tatsächlich alles dafür tun, daß 
sie systematisch ins Abseits gedrängt werden. Der 
ganze Sinn dieser empörenden Politik erschließt sich 
mit Blick auf die geplanten gravierenden Änderun-
gen im Sozialhilfegesetz, die die Lebensbedingun-
gen für Menschen mit Behinderungen dramatisch 
verschlechtern werden. 

Allen Beteiligten, auch der Bundesregierung, wird 
immer deutlicher erkennbar, daß die Pflegeversiche-
rung ihr Versprechen, die Pflegebedürftigen aus der 
Sozialhilfe zu holen, nicht annähernd wird erfüllen 
können. Das alleine ist ein Offenbarungseid. Aber es 
ist nicht so, daß Sie deshalb Ihre Grundsatzentschei-
dung überprüfen würden; nein, Sie setzen noch eins 
drauf: Durch die Veränderungen des Sozialhilfege-
setzes verengen Sie den Beg riff der Pflegeleistungen, 
die von der Hilfe zur Pflege in Einrichtungen über-
nommen werden, auf den engen Pflegebegriff der 
Pflegeversicherung. 

Dies sei übrigens, Kollege Andres, auch zu Ihrer 
Sorge, gesagt, wir wollten nur eine Grundversor-
gung. Gerade die Pflegeversicherung hat explizit nur 
den Anspruch, eine Grundpflege zu gewährleisten; 
dieser Vorwurf fällt auf seinen Urheber zurück. 

Sie eröffnen damit den Sozialämtern die Möglich-
keit, die Ergänzung der mangelhaften Leistungen 
der Pflegeversicherung durch Sozialhilfe zu verwei-
gern. Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, 
daß sich die Bundesregierung vom Prinzip der Be-
darfsdeckung in der Sozialhilfe verabschiedet, hier 
haben wir ihn glasklar auf der Hand. 

Wir werden in den weiteren Beiträgen sicherlich 
noch etwas zu dem Anteil der Länder an den Investi-
tionskosten zu hören bekommen. Selbstverständlich 
müssen sie sie übernehmen. Viele Länder haben 
trotz ihrer schwierigen Haushaltslage bereits einen 
Beitrag geleistet; aber dieser müßte sicherlich höher 
sein. 
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Aber die lärmende Aufregung, mit der Sie über die 
Länder reden, soll doch nur Ihre eigenen Versäum-
nisse überdecken. Sie wollen von den Konstruktions-
fehlern der Pflegeversicherung ablenken. Aber Sie 
werden niemandem in der Fachwelt und auch den 
Betroffenen nicht weismachen können, hier seien 
herzlose Bundesländer schuld. Alle Beteiligten wis-
sen nur zu gut, daß die Ursachen bei Ihnen liegen. 

Mit dem Entschließungsantrag, den wir heute hier 
vorgelegt haben, wollen wir eine Alte rnative zur ge-
scheiterten Pflegepolitik der Bundesregierung auf-
zeigen. Wir schlagen ein steuerfinanziertes System 
der Pflegesicherung vor. Wir haben uns dabei an 
dem gesellschaftlich vereinbarten Volumen der Um-
verteilung für die Pflegeversicherung in Höhe von 
12 Milliarden DM orientiert. Das wäre eine Erhöhung 
der Mineralölsteuer um 20 Pfennig. Wir haben auf 
das Ökosteuerkonzept verwiesen, weil wir bereits 
dort einen bestimmten Teil für Sozialversicherungs-
aufgaben vorgesehen hatten. 

Eine Steuerfinanzierung ist deswegen wichtig, 
weil damit eine bedarfsgerechte Absicherung des 
Pflegerisikos möglich wird. Denn in einem Sozialver-
sicherungssystem können Sie die Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse nicht berücksichtigen. Ange-
sichts der zu erwartenden und immer ungleicheren 
Einkommens- und Vermögensverteilung - die schon 
jetzt vorhanden ist - halte ich diese Berücksichtigung 
für immer wichtiger. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll-
mer) 

Sie haben die Pflegeversicherung so organisiert, 
daß die Leistungen ungeachtet der persönlichen Ver-
hältnisse gewährt werden. Da es nicht für alle reicht, 
senken Sie die Leistungen immer weiter ab. Dieser 
Prozeß wird in den nächsten Jahren zunehmend ver-
schärft werden. Bei gedeckeltem Ausgabevolumen 
bleibt Ihnen gar nichts anderes, als die Leistungen 
kontinuierlich zu senken. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Wie wäre das 
denn bei der Steuerfinanzierung?) 

- Von der Steuerfinanzierung versprechen wir uns ja 
gerade, daß die Leute, die auf die Sozialleistungen 
nicht angewiesen sind, sie auch nicht erhalten und 
damit andere die Möglichkeit haben, ausreichende 
Leistungen zu bekommen. 

Nach allem, was wir bislang wissen, wird die 
zweite Stufe der Pflegeversicherung die Situation der 
Menschen in den Pflegeheimen nicht verbessern. 
Nein, sie wird sie sogar drastisch verschlechtern. 
Deshalb lehnen wir die Einführung der zweiten Stufe 
ab. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurzin-
tervention erhält die Kollegin Barbara Hend ricks das 
Wort . 

Dr. Barbara Hendricks (SPD): Herr Kollege Geißler, 
Sie haben soeben den Vorwurf der Rentenlüge mit 
dem Hinweis auf die Rentenerhöhung nach der Ren-
tenformel in diesem Jahr zurückgewiesen. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Ich erneuere den Vorwurf der Rentenlüge der Koali-
tion und der Bundesregierung 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Pfui!) 

mit folgendem Hinweis: Durch die von Ihnen beab-
sichtigte vorzeitige Anhebung des Rentenalters für 
Frauen schon ab dem Beginn des nächsten Jahres 
begehen Sie einen massiven Vertrauensbruch für 
Frauen in dem entsprechenden Lebensalter, jetzt für 
alle zwischen ungefähr 50 und 60 Jahren. 

Wenn dies kein Belügen ist: Die ganze Lebenspla-
nung von Menschen wird gegen Ende ihres Berufsle-
bens völlig über den Haufen geworfen. Frauen sagen 
zu mir: Ich dachte, ich müßte noch zwei Jahre krük-
ken, jetzt muß ich noch vier Jahre krücken. 

(Julius Louven [CDU/CSU]: Die sollen 
arbeiten, nicht krücken!) 

- Ich habe das zitiert. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das war 
ein typischer Männerausruf!) 

Wie Menschen ihre Arbeitswirklichkeit empfinden, 
müssen wir schon ihnen überlassen. Wenn sie sie als 
„krücken" empfinden, ist es bedauerlich genug, daß 
das so ist. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ich kann nur wiederholen: Dieser massive Ver-
trauensverlust wird auf Sie, die Urheber dieser Ren-
tenlüge, zurückfallen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Möchten Sie 
antworten? - Bitte. 

(Gerd Andres [SPD]: Die Rente ist sicher, es 
ist nur die Frage, wieviel und ab wann!  - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Aber 

bemühen Sie nicht wieder die SED!) 

Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Verehrte Kollegin, 
die Frage ist nur, welche politischen Entscheidungen 
man mit welchen Begriffen belegt. Weil wir eine Her

-

aufsetzung des Rentenalters auch für Frauen für 
richtig halten, ist das zusammen mit der SPD be-
schlossen worden, und zwar bei der Rentenreform. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.- 
Gerd Andres [SPD]: Das ist wieder das 

„herumgeißlern'' !) 

Jetzt geht es angesichts der angespannten Finanz-
lage ausschließlich darum, den von Ihnen mitbe-
schlossenen Zeitrahmen nach vorne zu verlegen. 
Diesen Vorgang mit dem Begriff „Lüge" zu bezeich-
nen 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ist 
eine Sauerei!) 
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fällt auf Sie zurück und ist - ich wiederhole das Wort 
des Fraktionsvorsitzenden - eine Sauerei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist unglaublich, mit welchen Beg riffen Sie Men-
schen verunsichern, die mit diesem Beg riff natürlich 
etwas ganz anderes verbinden, 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
das!) 

nämlich eine Rentenkürzung, ein Hinausschieben 
der Rentenanpassung. Sie wissen ganz genau, daß 
die Menschen so denken und sie nicht das damit ver-
binden, was Sie gerade meinen. 

Sie haben der Heraufsetzung des Rentenalters 
auch für Frauen zugestimmt. Jetzt geht es nur 
darum, den Zeitraum zu verkürzen. 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Nur?) 

Deswegen bleibt es dabei, was ich gesagt habe: Hü-
ten Sie Ihre Begriffe im Umgang mit dem politischen 
Gegner! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wolf-Michael  Catenhusen [SPD]: Herr Geiß-
ler, Sie waren uns immer ein Vorbild darin! 

Das war ein typischer Geißler-Beitrag!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ebenfalls zu ei-
ner Kurzintervention hat der Kollege Schreiner das 
Wort . Sie wissen, daß Sie jetzt nicht auf Herrn Geiß-
ler antworten dürfen, sondern sich auf den Redebei-
trag beziehen müssen! 

Ottmar Schreiner (SPD): Ich wollte auf den Rede-
beitrag antworten, allerdings auch darauf hinweisen, 
daß es völlig falsch ist, wenn hier wiederholt gesagt 
wird, die SPD habe einer Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit ab dem Jahr 2001 ohne Punkt und 
Komma zugestimmt. 

Richtig ist, daß die SPD bei den entsprechenden 
Vereinbarungen ausdrücklich durchgesetzt hatte, 
daß eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit ab dem 
Jahre 2001 nur dann in Frage kommen könnte, wenn 
die Arbeitsmarktsituation dies zuläßt. Diese Verein-
barung, Herr Kollege Geißler und liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ist im Jahre 1989 getroffen worden, 
also zu einer Zeit, als die Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land weitaus geringer war als heute, im Jahre 1996. 

Das heißt, die Vereinbarung ist so auszulegen, daß 
die SPD unter den Bedingungen hoher Massenar-
beitslosigkeit keinen Grund sieht, die Lebensarbeits-
zeit ab dem Jahre 2001 zu verlängern. Deshalb ist 
das, was hier vom Kollegen Geißler gesagt worden 
ist, nicht nur eine Bestätigung des Vorwurfs der Ren-
tenlüge, sondern zusätzlich eine Geißler-Lüge. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS - Julius Louven [CDU/CSU]: 
Kann man das alles so sagen, Frau Präsi-

dentin: ,,Geißler-Lüge'' ?) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Dr. Gisela Babel. 

Dr. Gisela Babel (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es wird hinlänglich 
Gelegenheit geben, sich über die Notwendigkeit und 
die Angemessenheit der Veränderungen im Renten-
recht zu unterhalten. Der Deutsche Bundestag wird 
dann sicher der richtige Ort für dieses Thema sein. 
Heute geht es aber um das Inkrafttreten der zweiten 
Stufe der Pflegeversicherung. 

Mehrere hunderttausend Pflegebedürftige und 
ihre Angehörigen können sicher sein, daß ab dem 
1. Juli 1996 Leistungen der Pflegeversicherung in 
den Heimen gezahlt werden. Die Pflegekassen und 
der Medizinische Dienst wissen nun, daß sie ihre 
Vorbereitungen nicht umsonst getroffen haben. Die 
Pflegeversicherung kann pünktlich zum 1. Juli 1996 
mit ihren Leistungen beginnen. Die Kämmerer in 
den Kommunen müssen für 1996 keinen Nachtrags-
haushalt erstellen. Die dort schon verankerten Ein-
sparungen sind wirklich realistisch. Nunmehr wird 
die errechnete Einsparung also kommen. Die Bei-
tragszahler können sich darauf verlassen, daß ihren 
ab Juli erhöhten Beiträgen ein Anspruch auf statio-
näre Leistungen gegenübersteht. 

Die Bürger und Bürgerinnen sehen also, daß sozia-
ler Fortschritt in schwierigen Zeiten möglich ist. Aber 
ich gebe zu, daß wir heute eine Zeit erleben, die eine 
Veränderung unter Umständen gerechtfertigt hätte. 
Deswegen kann ich alle diejenigen verstehen, die 
dafür plädiert haben, über diese Frage noch einmal 
nachzudenken. Wir haben uns diese Entscheidung 
also nicht ganz leichtgemacht. 

Die F.D.P. hat darauf bestanden, daß rechtzeitig vor 
Inkrafttreten der zweiten Stufe das vom Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung festgestellte Kompensationsvolu-
men in der Größenordnung von 2,5 Milliarden DM 
erbracht wird. In dieser Höhe müssen Arbeitgeber 
von der mit der Pflegeversicherung verbundenen 
Beitragsbelastung entlastet werden. Diese Entla-
stung ist ein wesentlicher Baustein der weitergehen-
den Anstrengungen, die die Arbeitgeber im Bereich 
der Lohnzusatzkosten entlasten sollen. 

Wir haben das Paket für mehr Wachstum und Be-
schäftigung beschlossen. Die Fraktionen haben die-
sem Paket heute zugestimmt. Ich stelle fest, daß hier 
mehr an Entlastung beschlossen werden wird als die-
ses festgestellte Volumen. Aber für uns ist es wichtig, 
das hier noch einmal deutlich zu machen. Wir wer-
den mit diesem Paket noch vor der Sommerpause in 
die parlamentarische Beratung kommen. Ich will die-
ses Junktim hier nur noch einmal ganz klar hervor-
heben. 

Ich will auch nicht verschweigen, daß das Unter-
nehmen der Pflegestufe zwei dennoch gewisse Risi-
ken mit sich bringt, und zwar sind das Risiken, für 
die in erster Linie die Länder Verantwortung tragen. 

Erstes Risiko sind die Investitionskosten. Die Län-
der haben hier eine Bringschuld; denn sie haben im 
Gesetzgebungsverfahren die politische Zusage gege-
ben, einen Teil der gesparten Sozialhilfeaufwendun-
gen für die Finanzierung der Investitionskosten der 
Pflegeeinrichtungen zu übernehmen. 
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Es ist nicht angängig, daß die Länder jetzt dazu 
übergehen, in den Bereichen, die unmittelbar damit 
zusammenhängen, zum Beispiel die Finanzierung 
von Sozialstationen, ihre Zusage, Kosten zu überneh-
men, zurückziehen. Sie treiben das Spiel: Wenn wir 
jetzt über eine beitragsfinanzierte Pflegeversiche-
rung Entlastungen bei den Sozialhilfeträgern haben, 
dann können wir es uns auf Länderebene leisten, in 
diesem Bereich einzusparen. Dieses Spiel halte ich 
für hochunanständig. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne-
ten der CDU/CSU) 

Die Pflegebedürftigen werden hier in der Größen-
ordnung von 500 bis 600 DM monatlich belastet. Ich 
sage noch einmal: Der politische Schwerpunkt der 
Pflegeversicherung liegt sicherlich beim Arbeitsmini-
ster; aber sie wurde - auch aus einigen Sätzen des 
Kollegen Andres geht das hervor - nachher nicht nur 
als ein parteiübergreifendes politisches Gemein-
schaftswerk auf Bundesebene, sondern auch als ein 
Gemeinschaftswerk zwischen Bund und Ländern be-
griffen. Deswegen finde ich das einseitige sozusagen 
Sichherausstehlen aus der finanziellen Verantwor-
tung nicht in Ordnung. 

Das zweite Risiko betrifft das SGB-XI-Änderungs-
gesetz und den Vermittlungsausschuß. Gestern be-
schäftigte sich der Vermittlungsausschuß damit. 
Meine Befürchtungen vom März dieses Jahres schei-
nen sich zu bewahrheiten. Damals habe ich davor ge-
warnt, daß der Vermittlungsausschuß mit seinen Vor-
schlägen den finanziellen Rahmen der Pflegeversi-
cherung sprengen könnte. Die Ländermehrheit will, 
daß die Milliardenkosten für die Behandlungspflege 
in die Krankenversicherung hineinkommen. In der 
Krankenversicherung gäbe es dann einen Kosten-
druck, der die Entlastungen gefährden würde. 

Ferner will die Ländermehrheit - auch die SPD 
klagt das ein - die Abgrenzung gegenüber den Be-
hinderten wieder rückgängig machen. Meine Da-
men und Herren, daß wir in der Sozialpolitik lieber 
weichherzig, gutmütig und sozial sensibel handeln 
und lieber mehr als weniger tun,, ist uns allen ge-
meinsam. Es ist sehr schwierig, Abgrenzungen vor-
zunehmen, von denen wir glauben, daß sich dadurch 
soziale Sicherungssysteme insgesamt im Rahmen 
halten können. Ich halte nichts davon, daß wir jetzt 
hier eine Erweiterung hin zu den Heimen der Ein-
gliederungshilfe für Behinderte vornehmen; denn 
wir würden sie in diesem Kostenrahmen nicht halten 
können und vor der Frage stehen: Sollen wir dann 
allgemein für alle Pflegebedürftigen die Leistungen 
der Pflegeversicherung kürzen? Unter diesem 
Aspekt ist das für mich nicht annehmbar. 

Sollten sich die Länderinteressen im Vermittlungs-
ausschuß durchsetzen, müßten wir in den Koalitions-
fraktionen nach neuen Mitteln und Wegen suchen, 
um die Risiken zu begrenzen. Es muß jedenfalls alles 
darangesetzt werden, daß zum 1. Juli keine Rechts-
unsicherheit herrscht. Die Sozialhilfeträger haben zu-
letzt bei der Besitzstandsregelung für Pflegegeld be-
wiesen, daß sie unklare Rechtslagen oder Rechtsla-
gen, die sie entgegen dem Wortlaut des Gesetzes für 
unklar halten, zu ihrem Vorteil zu nutzen verstehen. 

Das darf sich nicht wiederholen. Wir müssen verhin-
dern, daß zu Lasten der Pflegeversicherung Fakten 
geschaffen werden, die nur schwer rückgängig zu 
machen sind. Deshalb muß die Abgrenzung zwi-
schen Pflege und Eingliederungshilfe mit Inkrafttre-
ten der zweiten Stufe der Pflegeversicherung wasser-
dicht sein. 

Ich warne die SPD davor, daß sie über die Länder-
kammer versucht, die unerfüllbaren Forde rungen, 
die sie in den Ausschüssen des Bundestages gestellt 
hat, durchzusetzen, und damit die Pflegestufe zwei 
gefährdet. 

Meine Damen und Herren, mit dem Inkrafttreten 
der zweiten Stufe der Pflegeversicherung erfüllen 
wir gegebene Zusagen. Wir entlasten damit die Fa-
milien und die von ihnen betreuten Pflegebedürfti-
gen sowie die Kommunen. Das ganze Haus sollte 
diesem Gesetzentwurf meiner Ansicht nach zustim-
men. 

Frau Fischer, ich möchte mich mit Ihrem Antrag 
nicht auseinandersetzen, weil ich glaube, daß Sie 
nicht überblickt haben, was Sie - ich formuliere es 
einmal so - im Handwerklichen mit einem solchen 
Vorschlag alles einreißen lassen würden, wenn wir 
uns - das ist nun ja hoffentlich nie der Fall - mit 
Mehrheit diesem Antrag zuwenden würden. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich bin gebeten worden, noch 
kurz auf das Wortgefecht zurückzukommen, das es 
vor dem Beitrag der Kollegin Babel gegeben hat. Wir 
sollten doch im Interesse des Hauses und unseres 
eigenen Ansehens Begriffe vermeiden, die anwe-
sende oder auch abwesende Mitglieder dieses Hau-
ses beleidigen oder herabsetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P. - Gerd Andres [SPD]: Aber 
„Rentenlüge" darf man sagen? - Dr. Wolf

-

gang Schäuble [CDU/CSU]: Auch das kann 
man rügen!) 

- Das ist ein Sachverhalt. Es geht um Ausdrücke, die 
auf Personen bezogen sind. 

Jetzt hat die Kollegin Petra Bläss das Wo rt . 

Petra Bläss (PDS): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Zu Risiken und Nebenwirkun-
gen des Gesetzes erkundigen Sie sich bitte bei der 
Waigelschen Sparpaketausgabe. Bekanntlich befin-
det sich lediglich in der Begründung dieses Gesetz-
entwurfs ein kurzer Verweis darauf, daß hier in der 
Tat die Katze im Sack verkauft wird. Das Kompensa-
tionsvolumen für die zweite Stufe der Pflegeversiche-
rung soll - Zitat - „als Teil eines noch zu beschließen-
den sozialen Konsolidierungspakets erbracht" wer-
den. 

Inzwischen ist das Paket der sozialen Grausamkei-
ten aufgeschnürt. Vor wenigen Stunden erst haben 
die Koalitionsfraktionen dieses in Gesetzesvor- 
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schläge gebracht. Es sind einmal mehr die sozial 
Schwachen in diesem Lande, auf deren Kosten ge-
spart werden soll. 

Die Unverfrorenheit, mit der die Regierungskoali-
tion die Frage der Kompensation der angeblichen 
Belastungen der Arbeitgeber durch die Pflegeversi-
cherung diskutiert, spricht Bände. Die angebliche 
Sorge um den Wirtschaftsstandort  Deutschland ist 
doch nur vorgeschoben. Die Gewinne der Unterneh-
men wachsen kräftig, der Expo rt  läuft gut, und die 
Aktienkurse machen einen Höhenflug. 

Die Kompensationsregelung ist unsolidarisch, un-
sozial und arbeitsmarktpolitisch überflüssig. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit ihr werden Arbeitsplätze gefährdet und nicht ge-
sichert. Seit dem Inkrafttreten der ersten Stufe der 
Pflegeversicherung wuchs die Zahl der Arbeitslosen 
um knapp 400 000, und es gibt keine Anzeichen da-
für, daß wenigstens im Bereich der Pflege Arbeits-
plätze in erwähnenswertem Umfang neu entstehen. 

Wir sehen uns in unserer Entscheidung, die Kom-
pensationsregelung von Anfang an entschieden ab-
zulehnen, bestätigt. Wir fordern erneut die unverzüg-
liche Aufhebung der Kompensation und die Herstel-
lung halbwegs solidarischer Regelungen zur Finan-
zierung der Pflege zwischen den unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Gruppen. 

Zur Beförderung der Diskussion über die von der 
Bundesregierung betriebene Politik der Entsolidari-
sierung und Umverteilung wird die PDS in den näch-
sten Wochen einen Gesetzentwurf zur Aufhebung 
der Kompensationsregelung in den Bundestag ein-
bringen. 

Betroffen macht mich, mit welcher Ignoranz die 
Bundesregierung die Vorschläge der Betroffenen- 
und Behindertenorganisationen zur Umsetzung der 
Pflegeversicherung beiseite wischt. Nach wie vor 
steht der Alternativvorschlag der Verbände als Kom-
promißvorschlag zur Lösung der drängendsten Pro-
bleme der auf Hilfe, Pflege und Assistenz angewiese-
nen Menschen im Raum. Es ist wahrlich bewun-
dernswert, daß die Verbände immer noch auf eine 
positive Reaktion der Bundesregierung hoffen. 

Wie schon vor einem Jahr ignoriert die Bundesre-
gierung die mit dem Inkraftsetzen der zweiten Stufe 
verbundenen verwaltungsmäßigen und organisato-
rischen Fragen vollständig. Ein immenser Verwal-
tungsaufwand ist zu bewältigen - per Hand. 

Die meisten pflegebedürftigen Menschen werden 
zunächst ihre Rente erhalten, die dann unter Berück-
sichtigung der Pflegestufe erneut eingezogen wird. 
Die Sozialleistungsträger werden in Größenordnun-
gen vorleisten müssen, aber niemand weiß, wie, in 
welchem Umfang und wie lange. Die Begutachtung 
wird vielerorts noch nicht abgeschlossen sein. Fast 
ein Drittel wird in die Pflegestufe Null eingeordnet, 
viele werden heruntergestuft, was zusätzliche Fra-
gen der Betreuung aufwirft. 

Diese und viele andere Probleme und offene Fra-
gen werden die Beschäftigten in den Einrichtungen  

lösen müssen. Sie werden von der Bundesregierung 
allein gelassen. Und alle diese Probleme gehen zu 
Lasten der Menschen in den Heimen und Einrichtun-
gen. 

Wütend macht mich auch der erneute Schwall de-
magogischer Behauptungen, die die Betroffenen irre-
führen, ja, ich möchte sagen, absichtlich fehlinfor-
mieren. So steht im Be richt des Abgeordneten Lau-
mann: „Ambulante und stationäre Pflege sicherten 
den einzelnen gegen das Risiko der Pflegebedürftig-
keit." Genau das passiert aber mit dieser Pflegeversi-
cherung nicht. Wir haben es auf Grund der Bedarfs-
deckelung mit einer schlecht ausgestatteten Grund-
versorgung für ältere, pflegebedürftige Menschen zu 
tun. 

Da wird wieder und wieder betont, das zentrale 
Ziel der Pflegeversicherung sei, „möglichst viele sta-
tionär Pflegebedürftige aus ihrer bisher regelmäßig 
gegebenen Abhängigkeit von Sozialhilfe herauszu-
führen". Doch schon heute ist absehbar, daß die So-
zialhilfe die Regelfinanzierung bei Pflegebedürftig-
keit bleiben wird. 

Und, meine Damen und Herren, es ist unredlich, 
den Ländern den Buhmann in dieser Frage zuzu-
schieben. 

(Beifall bei der PDS) 

Die geringeren und in keinem Verhältnis zu den ver-
sprochenen Einsparungen in der Sozialhilfe stehen-
den Beträge werden durch die höhere Arbeitslosig-
keit mehr als aufgesogen. 

Die Entscheidung für diese Pflegeversicherung 
war für das Sozialversicherungssystem der Bundes-
republik verhängnisvoll. Wir lehnen nach wie vor 
diese Pflegeversicherung ab. Doch wenn schon eine 
Pflegeversicherung, dann müssen weitere Stufen zur 
schrittweisen Sicherung einer bedarfsdeckenden 
Pflege vorgesehen werden. 

Der heute eingebrachte Entschließungsantrag von 
Bündnis 90/Die Grünen zur Schaffung einer steuer-
finanzierten Pflegeversicherung im stationären Be-
reich findet unsere uneingeschränkte Unterstützung. 

Die PDS hält nach wie vor ein steuerfinanziertes 
Pflege-Assistenz-Gesetz für die gerechteste und an-
gemessenste Lösung der Pflegeproblematik. Wie Sie 
wissen, haben wir in der 12. Legislaturpe riode hierzu 
einen Gesetzesvorschlag gemacht. Im Vorschlag von 
Bündnis 90/Die Grünen sehen wir den richtigen 
Schritt in die richtige Richtung. 

(Beifall bei der PDS und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Kollege Karl-Josef Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nun habe ich schon fast 
eine Stunde verfolgt, wie die Diskussion über die 
Einführung einer neuen Sozialversicherung von sei-
ten der Opposition geführt wurde. Ich sage Ihnen 
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ganz offen: Dabei habe ich die Welt nicht mehr ver-
standen. 

Frau Bläss, kein Wort  davon, daß wir in den näch-
sten sieben Jahren 5,6 Milliarden DM für die Pflege-
einrichtungen in den neuen Ländern aufbringen 
werden! Kein Wort  davon, wie die Pflegeeinrichtun-
gen in diesem Gebiet aussahen, als Sie dort noch 
politische Verantwortung trugen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Kein Wort  bei der Opposition davon, daß mit der heu-
tigen Verabschiedung für 450 000 Menschen, die 
hilflos und bettlägerig in Heimen untergebracht sind, 
Leistungen in Höhe von 2 000 DM, 2 500 DM oder 
2 800 DM erbracht werden! Ich habe mich gefragt: 
Wird das eigentlich alles nicht mehr gesehen, wird 
das alles mies und dreckig gemacht, wenn man sol-
che Dinge in unserem Land durchsetzt? 

Heute sind drei Nachrichten wichtig: Erstens, die 
zweite Stufe der Pflegeversicherung tritt in Kraft, 
zweitens, auf CDU/CSU ist Verlaß, sie hält Wo rt , 

(Lachen bei der PDS) 

drittens, die Leute können sich auf das verlassen, 
was wir immer zugesagt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ein Weiteres möchte 
ich sagen: Sie kehren gleich genauso wie meine 
Freunde in Ihre Wahlkreise außerhalb der Bannmeile 
von Bonn zurück. Dann beginnt, wie an jedem Wo-
chenende - jetzt haben wir sogar eine sitzungsfreie 
Woche vor uns -, überall in unserem Land die politi-
sche Auseinandersetzung. Wenn Sie in dieser Wo-
che, wie ich das bei Ihnen befürchte, davon reden, 
daß CDU/CSU und F.D.P. dabei wären, eine andere 
Republik zu schmieden, wenn Sie davon reden, daß 
wir dabei wären, von der Sozialen Marktwirtschaft 
wegzugehen, und wenn Sie gar von „Thatcheris-
mus" reden, dann denken Sie bitte an das, was heute 
bei einem der letzten Tagesordnungspunkte dieser 
Sitzungswoche beschlossen wird: ein neues Sozialge-
setz. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch kein Beweis dafür, daß wir dabei sind, 
eine neue Republik zu machen. Das ist vielmehr der 
Beweis dafür, daß wir nach wie vor dabei sind, einen 
vernünftigen, sozialen und demokratischen Staat zu 
gestalten. 

Die Menschen wissen ganz genau, was mit diesem 
Gesetz in Kraft tritt. Deswegen wird das, was Sie in 
den nächsten Wochen alles über uns und meine Par-
tei sagen werden, bei den Menschen nicht ankom-
men. Es wird als bloßes Kriegsgeschrei in die politi-
sche Auseinandersetzung eingehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich meine, wir sollten uns bei der Diskussion, die 
wir heute führen, auch darüber unterhalten, wie wir 
möglichst viele Leute mit den in Wahrheit begrenz-
ten Leistungen der Pflegeversicherung - ich habe 
niemand gehört, auch nicht bei der SPD, der der Mei-
nung ist, wir könnten über einen Beitragssatz von  

1,7 Prozent hinausgehen; es steht also nur eine be-
grenzte Menge an Geld zur Verfügung - aus der So-
zialhilfe holen können. 

Neben der Diskussion über die Behandlungspflege 
ist, so finde ich, auch die Frage der Investitionsko-
sten ein ganz gewichtiger Punkt. Bei einem neuen 
Haus unterhalten wir uns schnell über 600, 700 oder 
800 DM Investitionskosten im Monat. 

(Gerd Andres [SPD]: Sagen Sie einmal 
etwas zu der NRW-Regelung, Pflegewohn

-

geld!)  

Ich glaube - das sage ich ganz deutlich -, daß es für 
die Länder eine Aufgabe sein muß, in diesem Bereich 
für die Investitionskosten einzustehen. Ich sage Ih-
nen ganz offen: Ich halte die Auffassung der Länder, 
in diesem Punkt nicht springen zu wollen, für unso-
zial. In Wahrheit lassen sie bettlägerige Menschen 
für die Investitionskosten bezahlen. Das ist ein mie-
ser Stil von unseren Bundesländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: Was sagen Sie zu 

NRW? Sie kommen doch daher!) 

Ich denke, daß wir mit der heutigen Verabschie-
dung eine der letzten sozialversicherungsrechtlichen 
Lücken schließen. Vielleicht ist es sogar die letzte der 
großen Lücken, die das menschliche Leben mit sich 
bringt, die wir heute durch eine Sozialversicherung 
schließen. Ich bin glücklich darüber, daß wir das in 
einer äußerst schwierigen Zeit tun können. 

An die Grünen und an unsere verehrte Kollegin 
Andrea Fischer vielleicht nur ein Wort noch: Hören 
Sie doch auf zu glauben, man könne die großen Le-
bensrisiken über steuerfinanzierte Sicherungssy-
steme finanzieren. Ich glaube, die Antwort, die man 
schon in der katholischen Soziallehre nachlesen 
kann, dieses versicherungsrechtlich zu tun, indem 
die Menschen eine Vorsorge für diese Risiken durch 
ihre Beiträge treffen, ist allemal der richtigere Weg, 
weil an erster Stelle die Leistung in Form von Beiträ-
gen und später ein Anspruch steht. Das halte ich auf 
jeden Fall für besser als ein steuerfinanziertes Sy-
stem. 

Zum Schluß möchte ich, nachdem ich diese Dis-
kussion in den fünfeinhalb Jahren, in denen ich hier 
im Bundestag bin, aus allernächster Nähe mitge-
macht habe, sagen: Norbert Blüm hat sich wie kaum 
ein anderer, oder man kann ruhig sagen: wie kein 
anderer in diesem Land für die Pflegeversicherung 
eingesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die wären alle 
umgefallen!) 

Er hat, ohne Rücksicht auf die eigene Person zu neh-
men, auch gegen Widerstände, die es in diesen Jah-
ren im eigenen Lager gegeben hat - darüber kann 
man ja heute ganz offen reden -, gestanden, um eine 
sozialversicherungsrechtliche Lösung durchzuset-
zen. 

Ich glaube, Norbert Blüm kann heute, wenn diese 
Sitzung vorbei ist, getrost einmal ein Fläschchen Sekt 
trinken auf das, was er in der letzten Zeit für die pfle- 
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gebedürftigen Menschen in unserem Land erreicht 
hat. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Uwe Lühr [F.D.P.] - Gerd Andres [SPD]: Nur 

einen Piccolo!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der eben Ange-
sprochene hat aber zunächst hier das Wo rt . Bitte, 
Herr Bundesminister Blüm. 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Es ist richtig, es sind nur noch wenige Minu-
ten, bis dieser Bundestag - so hoffe ich - den letzten 
Stein im Gebäude der Pflegeversicherung gesetzt ha-
ben wird. Das ist ein guter Tag für die Pflegeversi-
cherung. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: In Anwe-
senheit von 12 SPD-Leuten! - Gegenruf von 
der SPD: Sollen wir mal die Koalition durch-

zählen?) 

Ohne die zweite Stufe hätte das Dach der Pflege-
versicherung ein großes Loch. Die . ambulante und 
die stationäre Pflege gehören nämlich zusammen. 
Viele Menschen, die ambulanter Pflege bedürfen, 
müssen in späterer Zeit stationäre Pflege in An-
spruch nehmen. 

Insofern taugt es nicht, mit zwei unterschiedlichen 
Systemen mit unterschiedlichen Zuständigkeiten zu 
arbeiten, Frau Fischer, auch deshalb nicht, weil wir 
den Ausbau jenes Zwischenraumes zwischen ambu-
lant und stationär brauchen. Ich glaube, das ist das 
eigentliche Niemandsland unserer Infrastruktur - 
Kurzzeitpflege, Tagespflegeplätze. Insofern bitte ich, 
die heutige Entscheidung nicht nur als Entscheidung 
über Geld und Geldverteilung zu sehen, sondern 
auch als eine Entscheidung für eine neue Chance ei-
ner nachbarschaftlichen Kultur und für eine Unter-
stützung der Familie. 

Man kann die Familie in zweierlei Weise gefähr-
den, und zwar einerseits durch Unterforderung, aber 
man kann sie andererseits auch durch Überforde-
rung gefährden, und viele Familien sind durch Pfle-
gebedürftigkeit in ihren eigenen Reihen überfordert. 
Insofern ist das eine Politik für die Hilfsbedürftigen 
und auch für deren Fami lien. 

Ich sage jetzt eines voraus: Die zweite Stufe der 
Pflegeversicherung kommt, und es werden drei 
Dinge geschehen. Erstens. Es wird Anlaufschwierig-
keiten geben. Das ist bei dem Bezug jedes neuen 
Hauses so. Zweitens. Nicht alle Erwartungen werden 
erfüllt. Auch das ist bei der Einführung jedes neuen 
Gesetzes so. Drittens. Viele Menschen, die bisher al-
leingelassen wurden, werden jetzt eine handfeste 
Unterstützung bekommen. Über die beiden ersten 
Punkte werden Sie viel lesen, über den dritten Punkt 
weniger. 

Die zweite Stufe kommt mit dann insgesamt 
1,7 Prozent Beitrag, und ich kann die Beruhigung  

aussprechen, daß sie gut abgesichert ist. Wir haben 
sorgfältig gewirtschaftet, und es ist ja auch ganz 
wichtig, daß wir ein Sicherheitspolster haben -, und 
keine Mark geht verloren. Es ist ein Irrtum, Frau Fi-
scher, daß die Leistungen im Zeitverlauf absinken. 
Wir halten den Beitrag fest bei 1,7 Prozent. Wenn wir 
diesen Beitrag beibehalten, heißt das nicht, daß die 
Leistungen sinken. Das wäre nur der Fall, wenn bei 
gleicher Beitragshöhe die Einnahmen sinken wür-
den. 

(Abg. Andrea Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Deshalb: Es bleibt bei einem Beitragssatz von 
1,7 Prozent. Es bleibt dabei, daß wir sorgfältig wirt-
schaften müssen. Gerade dieses neue Haus bedarf 
einer Absicherung, um etwaige kommende Stürme 
auszuhalten. 

Bitte, Frau Fischer, wenn es die Frau Präsidentin 
erlaubt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ja. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Minister Blüm, auch wenn der Beitrags-
satz stabil bleibt und damit das Volumen langsam 
steigt - entsprechend der Entwicklung der Lohn-
summe, die Bemessungsgrundlage für den Beitrags-
satz ist - : Können Sie sich meiner Vermutung und 
vielleicht auch der Behauptung von Professor 
Schmähl anschließen, die er in seinem Gutachten 
aufgestellt hat, daß angesichts einer demographi-
schen Entwicklung, nach der wir mit einer Zunahme 
der Pflegebedürftigkeit zu rechnen haben, diese sich 
weiterentwickelnden Leistungen auf immer mehr 
Menschen verteilt werden müssen? 

Dr. Norbert  Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Frau Fischer, können Sie sich meiner 
Einschätzung anschließen, daß bei der Pflegeversi-
cherung das demographische Risiko anders zu wer-
ten ist als in der Rentenversicherung? Die Älteren 
zahlen nämlich auch Beitrag zu der Pflegeversiche-
rung. Wenn es mehr Ältere gibt, gibt es auch mehr 
Beitragsleistungen. Können Sie sich meiner Einschät-
zung anschließen, daß mit steigender Lebenserwar-
tung die Pflegebedürftigkeit nicht propo rtional zu-
nimmt? Die Alten werden nämlich jünger; auch das 
ist eine Erfahrung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Biologisch!) 

Wie auch immer: Es bleibt dabei, daß die Pflege-
versicherung jetzt, um ans Ziel zu kommen, den letz-
ten Schritt tut. Das ist ein guter Tag. Aber alle müs-
sen ihre Hausaufgaben machen. 

(Gerd Andres [SPD]: Sie auch!) 

Wir können die Hände jetzt nicht in den Schoß legen. 

Lieber Herr Kollege Andres, wenn ich das weiter-
geben darf: Die Länder hatten ihr Wort  gegeben, die 
Investitionskosten zu übernehmen. Je weniger die 
Länder an Investitionskosten übernehmen, desto 
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mehr Pflegebedürftige werden in der Sozialhilfe blei-
ben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Damit wir das klarstellen: In allen Rechnungen wird 
der investive Anteil ausgewiesen. Dann weiß jeder 
Pflegebedürftige, welcher Betrag ihm fehlt, um aus 
der Sozialhilfe rauszukommen. Die Diskussion füh-
ren wir zu gegebener Zeit. Wir werden auch im Ver-
mittlungsausschuß unsere Hausaufgaben machen 
müssen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns das 
Thema Pflegeversicherung nicht auf die Geldvertei-
lung beschränken. Lassen Sie die Möglichkeit ver-
mehrter sozialer Dienste in unserer Gesellschaft zu. 
Dies sollte auch in Kombination mit einem Ehrenamt 
möglich sein. Lassen Sie uns einen Anstoß geben für 
eine Gesellschaft, die sich mehr um diejenigen küm-
mert, die hilflos sind. 

Wer in diesem Zusammenhang negativ von der 
Pflegeversicherung redet, dem möchte ich sagen: 
Bisher wurden im Rahmen der Sozialhilfe 10 Mil-
liarden DM und im Rahmen der Krankenversiche-
rung 4 Milliarden DM ausgegeben. 30 Milliarden 
DM sind es für die Pflegeversicherung. Kann mir mal 
jemand sagen, wieso es, wenn man 30 Milliarden 
DM - kein kleiner Betrag - für die Pflegebedürftigen 
ausgibt, angeblich schlechter wird als zu einer Zeit, 
in der die Sozialhilfe nur 10 Milliarden DM gezahlt 
hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

An der Pflegeversicherung kann es nicht liegen. Im 
Rahmen der Pflegeversicherung wird dreimal soviel 
Geld ausgegeben wie im Rahmen der Sozialhilfe. Bei 
aller Wertschätzung mathematischer Kenntnisse: Je-
der kann doch ausrechnen, daß 30 Milliarden DM 
dreimal soviel sind wie 10 Milliarden DM. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das sind mehr als 10 Milliarden DM! Das ist 

falsch!) 

Lassen Sie die Kirche im Dorf und machen Sie die 
Leute nicht mit solchen Kalauern verrückt! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ich habe in dieser Woche an manchen Veranstal-
tungen teilgenommen. An einer Veranstaltung nah-
men auch der DGB und die Kirchen teil. Wie auch 
immer: Kritik muß in einer Gesellschaft möglich sein. 
Wir stehen ja nicht unter Denkmalschutz. Natürlich 
müssen wir uns der Kritik stellen - auch mit den Vor-
schlägen, die wir machen. Es darf keine Empfindlich-
keit geben. 

Ich will am heutigen Tag alle Beteiligten fragen - 
Bischöfe und Gewerkschafter -, ob es berechtigt ist, 
bei dem Programm, das wir vorlegen, von Kahl-
schlag, von Kapitalismus pur zu sprechen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Angesichts einer Woche, in der wir nicht nur Einspa-
rungen vornehmen wollen -, um Neueinstellungen 
möglich zu machen -, sondern auch 30 Milliarden 
DM für die Pflegeversicherung beschließen können, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

sage ich: Liebe Bischöfe - mit und ohne Hirtenstab -, 
vorsichtig mit so kräftigen Worten! In unserer Gesell-
schaft entsteht ein Klima, 

(Zuruf von der [SPD]: Das haben Sie zu ver

-

antworten!) 

in dem die Menschen Angst bekommen und in dem 
mit Demagogie Politik gemacht wird. Das kann we-
der der kirchliche noch der gewerkschaftliche Dienst 
sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das, was jetzt zu tun ist, fällt uns doch nicht leicht. 
Wir machen es doch nicht aus Lust und Laune. Wir 
machen es, weil wir das für einen Weg halten, um 
aus der Arbeitslosigkeit herauszukommen. Andere 
können das bestreiten; das ist ihr gutes Recht. Nie-
mand hat die Wahrheit, die Weisheit und die Patente 
gepachtet - natürlich darf kritisiert werden -, und wir 
erheben diesen Anspruch auch nicht; kein Ein-
spruch. Aber seid mit solchen polemischen Bemer-
kungen vorsichtig! 

Durch unsere Sparmaßnahmen sinkt die Soziallast

-

quote im nächsten Jahr von 33,4 auf 33 Prozent - also 
um 0,4 Prozent. Vor diesem Hintergrund kommen 
Leute daher und reden von purem Kapitalismus. Wis-
sen Sie, wie purer Kapitalismus aussieht? Sehen Sie 
sich einmal in der Dritten Welt um. Wir sind ein So-
zialstaat, und wir bleiben es. Wir beweisen heute, 
daß wir nicht nur sparen, sondern denen, die in Not 
sind, auch in schwerer Zeit helfen können. Und das 
ist richtig so! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt noch einmal der Kollege Gerd Andres. 

Gerd Andres (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Jetzt sitzen 
bei der SPD nur noch elf!) 

Ich will so leise und nachdenklich beginnen, wie es 
auch der Bundesarbeitsminister getan hat. Ich sage 
für mich und meine Fraktion: Wir haben durch ent-
sprechende Mitarbeit im Vermittlungsausschuß nach 
schwierigen Verhandlungen die Einführung der Pfle-
geversicherung als Sozialversicherung mitgetragen 
und halten sie auch für richtig. 

Ich habe in früheren Debatten dargestellt, daß ich 
es für völlig richtig halte, daß mit der Einführung der 
ambulanten Pflegestufe sehr vielen Menschen in un-
serem Lande geholfen wird, daß Familien, Pflegebe-
dürftige Unterstützung erhalten, die sie vorher nicht 
bekommen haben. Ich halte dies für einen gewalti-
gen sozialpolitischen Fortschritt. 
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Ich halte es auch für einen Fortschritt, daß die 
zweite Stufe der Pflegeversicherung umgesetzt wird. 
Ich füge hier jedoch ein „Aber" an: Es kommt ganz 
entscheidend darauf an, wie die Umsetzung der 
2. Pflegestufe inhaltlich, materiell gesetzlich abgesi-
chert wird. 

Lieber Kollege Laumann, du hast dich hier hinge-
stellt und gesagt: Mit dem heutigen Tage werden in 
den stationären Einrichtungen 450 000 Menschen 
eine vernünftige Versorgung erhalten. Meine Erfah-
rung mit vielen Trägern sieht in der gegenwärtigen 
Situation ein wenig anders aus. Wer mit Trägern un-
terschiedlicher Struktur redet - ob es kirchliche Trä-
ger, Wohlfahrtsverbände oder freie Träger sind -: 
Überall entstehen große Probleme durch die Einstu-
fung des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen 
und durch die Eingruppierung derjenigen Menschen 
in Pflegestufen, die jetzt stationär versorgt werden. 

Ich empfehle sehr, sich anzusehen, wie viele Men-
schen unter die Pflegestufe null fallen. Ich empfehle 
sehr, sich anzusehen, wie viele Menschen den einzel-
nen Stufen zugeordnet werden - ob das die Pflege-
stufe I, II oder III ist - bzw. der Härtefallregelung un-
terfallen. Ich sehe das riesengroße Problem, Kollege 
Laumann, daß wir eine große Zahl von Menschen mit 
insbesondere geronto-psychiatrischen Veränderun-
gen haben, deren Betreuung und soziale Absiche-
rung in der Pflegeversicherung ganz wichtig ist, die 
aber durch die Definition der Pflegestufen und durch 
die Art  und Weise der Regelung möglicherweise sehr 
viel schlechter dastehen als vorher. Hier ist eine Auf-
gabe, der man sich stellen muß. 

Wenn der Bundesarbeitsminister hier formuliert, 
jeder habe etwas beizutragen, dann formuliere ich 
hier ausdrücklich die Aufforderung an den Bundes-
arbeitsminister, im vor uns liegenden Vermittlungs-
ausschußverfahren mit dafür zu sorgen, daß die Ver-
sorgung dieser Menschen vernünftig vorgenommen 
wird und andere Regelungen gefunden werden, als 
Sie sie im bisherigen Gesetzgebungsverfahren vor-
genommen haben. 

Ich möchte eine weitere Anmerkung machen. Es 
ist richtig: Wir haben beiden Stufen der Pflegeversi-
cherung mit einem Beitragssatz von 1,7 Prozent zu-
gestimmt. Auch wir sind der Auffassung, daß die Bei-
tragsbelastung für die Menschen nicht willkürlich 
verändert und weiter erhöht werden kann. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Es 
wird langweilig! Es reicht jetzt!) 

Das bedeutet: Auch wir sind der Auffassung, daß 
man mit Beitragseinnahmen vernünftig umgehen 
muß. 

In der politischen Auseinandersetzung diskutieren 
wir zwischenzeitlich darüber, wie viele fremdfinan-
zierte Leistungen Bestandteil der Sozialversiche-
rungssysteme sind. Ich wi ll  deshalb den Meinen Hin-
weis machen, daß eine vernünftige Finanzierung die-
ser Leistungen es ermöglichen könnte, die Beitrags-
lasten für Arbeitnehmer und Arbeitgeber ganz ent-
scheidend abzusenken. Es ist Ihre Aufgabe, hier et-
was zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte noch etwas zu einem anderen Problem 
sagen, meine sehr verehrten Damen und Herren. Es 
wird immer über die Behandlungspflege gesprochen. 
Ich möchte das, was der Bundesrat dazu gesagt hat, 
einmal für das Protokoll des Deutschen Bundestages 
zitieren; wir können uns danach ausführlich darüber 
streiten. Er formuliert: 

Der Bundesrat weist darüber hinaus darauf hin, 
daß der allgemeine Teil der Begründung des Ge-
setzentwurfs bezüglich der Übernahme der Inve-
stitionskosten der Pflegeeinrichtungen durch die 
Länder eine unzutreffende Interpretation der im 
Vermittlungsverfahren abgegebenen Erklärun-
gen enthält, für die es zudem keine Grundlage in 
den gesetzlichen Regelungen gibt. Eine Zusage 
zur vollen Übernahme aller Investitionskosten 
der Pflegeeinrichtungen konnte es schon wegen 
der bisher von Land zu Land unterschiedlichen 
Förderung von Pflegeeinrichtungen und der sich 
daraus ergebenden Differenzierungen hinsicht-
lich der Übernahme der sogenannten alten Last 
nicht geben. 

Nun mache ich eine letzte Anmerkung. Die Frage 
der Behandlungspflege - Herr Kollege Laumann und 
Herr Blüm, Sie mogeln sich immer freundlich dar-
über hinweg - ist im Vermittlungsverfahren zur Ein-
führung der Pflegeversicherung beraten worden. Sie, 
Herr Bundesarbeitsminister, haben sich über Monate 
hinweg dafür eingesetzt, daß die Behandlungs-
pflege, wie es sachlich und fachlich richtig wäre, in 
den Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung 
aufgenommen wird. Sie sind Ihrem eigenen Gesund-
heitsminister, Herrn Seehofer, unterlegen, der diese 
Belastung schlicht der Pflegeversicherung zuschiebt. 
Die gedeckelten Beträge und Leistungen der Pflege-
versicherung werden aber mit dazu beitragen, daß 
wesentlich weniger Menschen aus dem Empfänger-
kreis der Sozialhilfe herauswachsen, als es ursprüng-
lich vorgesehen war. 

Ich halte es für eine Frage der Redlichkeit, darauf 
hinzuweisen, daß dies eine nicht korrekte Regelung 
ist und daß sich dahinter ein fauler Kompromiß ver-
birgt, bei dem der Bundesarbeitsminister, wie ich aus 
meiner Sicht sagen muß, leider unterlegen ist. Ihre 
inhaltlichen Positionen waren andere; auch die von 
Herrn Laumann. Die Leidtragenden sind die statio-
när zu versorgenden Pflegebedürftigen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Abschluß sage ich: Die spannende Frage, ob 
mit der Umsetzung der zweiten Stufe zusätzliche 
Enttäuschung bei den Menschen im Lande einher-
geht, wird erst dann beantwortet werden können, 
wenn die zweite Stufe im Zusammenhang mit dem 
geänderten Pflege-Versicherungsgesetz wirksam 
wird. Ich bitte alle in diesem Hause, mit dazu beizu-
tragen, daß aus dieser Enttäuschung keine öffentli-
che Interpretation wird, die da lautet: Wir haben es 
mit einer Pflegelüge zu tun. 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Hör doch 
auf! - Weitere Zurufe von der CDU/CSU 

und der F.D.P.) 
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Es gibt Erwartungen an dieses Gesetz. Ich finde, wir 
alle - Bund, Länder, der Bundestag und der Bundes-
arbeitsminister - müssen dazu beitragen, 

(Dr. Alfred Dregger [CDU/CSU]: Aufhören! 
Jetzt!) 

daß ein solcher Effekt im Zusammenhang mit der 
Pflegeversicherung nicht eintritt. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Kurzinter-
vention der Kollege Laumann. 

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): Lieber Herr Kol-
lege Andres, ich halte es schon für eine bemerkens-
werte Tatsache, daß wir heute in Anwesenheit von 
elf sozialdemokratischen Bundestagsabgeordneten 
eine neue Stufe der Sozialversicherung beschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Ich sage in aller Deutlichkeit: Man kann die Welt 
nicht verstehen: Wir machen eine Versicherung, mit 
deren Hilfe es möglich ist, daß zweimal täglich eine 
Krankenschwester pflegebedürftige Menschen zu 
Hause aufsucht, um den Leuten bei der Pflege zu 
helfen und die Mutter zu waschen, zu baden und zu 
betten. 

Ist es eigentlich gar nichts, daß junge Leute, die 
ihre Eltern oder Familienangehörige pflegen, da-
durch Rentenanwartschaften in der sozialen Renten-
versicherung erwerben? Ist es nichts, daß eine Mut-
ter, die unter Umständen ein Leben lang ihr behin-
dertes Kind pflegt, am Ende eine Rente hat, die 
75 Prozent der Durchschnittsrente in diesem Land 
beträgt? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ist es eigentlich gar nichts, daß ein Eckrentner, 
wenn er auf eine stationäre Einrichtung angewiesen 
ist, neben 2 000 DM Rente in der Pflegestufe 1 zu-
sätzlich 2 000 DM aus der Pflegeversicherung be-
kommt? Das heißt, der Mann oder die Frau hat 4 000 
DM in der Hand, um sich Pflegeleistungen einzukau-
fen. In der Pflegestufe 2 bekommt der Eckrentner 
4 500 DM in die Hand, in der Pflegestufe 3 4 800 DM. 

Ich sage Ihnen ganz offen, daß ich als Arbeitneh-
mer zu den Leuten gehöre, die in diesem Bundestag 
dafür dankbar sind, daß wir in der Lage sind, eine 
solche Versicherung für die bedürftigen Menschen in 
diesem Land abzuschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich bin mir ganz sicher: Viele Menschen in den 
Pflegeheimen, die diese Debatte am Radio verfolgen, 
werden der Union und Norbert Blüm für das, was wir 
heute verabschieden, dankbar sein. Die Zukunft 
wird es zeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Antwort der 
Kollege Andres. 

Gerd Andres (SPD): Kollege Laumann, ich finde es 
etwas billig, die Bedeutung eines sozialpolitischen 
Werkes, über die wir uns nicht streiten - das wissen 
Sie so gut wie ich -, 

(Karl-Josef Laumann [CDU/CSU]: Warum 
macht ihr es dann so mies?) 

- daran aufzuhängen, wie viele Abgeordnete hier 
sind. 

(Lachen und Zuruf von CDU/CSU) 

Dann, lieber" Kollege Laumann, kann ich auch fra-
gen, wo der Rest Ihrer Fraktion ist. Zu ihr gehören ja 
auch viel mehr Abgeordnete, als hier sitzen. 

Im übrigen muß ich Ihnen sagen, daß ich Ihre Ar-
gumentation etwas billig finde, weil auch die Koaliti-
onsfraktionen wissen, daß wir heute die Eröffnung 
unseres neuen Parteihauses in Berlin haben. Und da 
klar ist, daß wir diesem Gesetz zustimmen, halte ich 
das, was Sie hier gemacht haben, schlicht für billige 
Effekthascherei. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ich bitte um 
Ruhe und schließe jetzt die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zu-
nächst über den Gesetzentwurf der Fraktion der 
SPD zur sozialen Absicherung des Risikos der Pfle-
gebedürftigkeit, Drucksache 13/2393. Der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung empfiehlt auf Druck-
sache 13/4566 unter Nr. 2, den Gesetzentwurf abzu-
lehnen. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf der SPD auf 
Drucksache 13/2393 abstimmen. Ich bitte diejenigen, 
die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Wer stimmt dagegen? - Enthaltun-
gen? - Der Gesetzentwurf ist in zweiter Beratung mit 
den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die 
Stimmen der Oppositionsfraktionen abgelehnt wor-
den. 

Damit entfällt nach unserer Geschäftsordnung die 
weitere Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung über den von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Inkraftsetzung der 2. Stufe der Pflegeversicherung. 
Das ist Drucksache 13/3811. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung empfiehlt auf Drucksache 13/ 
4566 unter Nr. 1, den Gesetzentwurf unverände rt  an-
zunehmen. 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zu-
stimmen wollen, um das Handzeichen. - Wer 
stimmt dagegen? - Enthaltungen? - Der Gesetzent-
wurf ist damit in zweiter Beratung mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen und der SPD gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen und PDS bei 
einigen Gegenstimmen aus der F.D.P. angenommen 
worden. 
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Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wol-
len, sich zu erheben. - Wer stimmt dagegen? - Ent-
haltungen? - Der Gesetzentwurf ist damit in dritter 
Lesung mit demselben Stimmenverhältnis angenom-
men worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/4584. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Gegenprobe! - Enthaltungen? - 
Der  Entschließungsantrag ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen und der SPD gegen die Stim-
men von Bündnis 90/Die Grünen und PDS abgelehnt 
worden. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 a und b auf: 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Oberlei-
tung der Deutschen ohne deutsche Staatsan-
gehörigkeit im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 
des Grundgesetzes in die deutsche Staatsan-
gehörigkeit 

(Staatsangehörigkeitsüberleitungsgesetz - 
StAÜbG) 
- Drucksache 13/4249 - 
Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Cem 
Özdemir, Kerstin Müller (Köln), Volker Beck 
(Köln), weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Keine Stimmungsmache gegen Aussiedler zu-
lassen 
- Drucksache 13/3892 

—Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat war dafür 
eine halbe Stunde vorgesehen. Es ist aber darum ge-
beten worden, die Reden zu Protokoll geben zu kön-
nen.*) Sind Sie damit einverstanden? - Das ist der 
Fall. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen 
auf den Drucksachen 13/4249 und 13/3892 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge-
schlagen. Sind Sie damit einverstanden? - Dann sind 
die Überweisungen so beschlossen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 16 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Monika Knoche und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

*) Anlage 2  

Rücknahme der Mikro-Antibabypillen der 
dritten Generation vom Markt 
- Drucksache 13/4274 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

Die Kolleginnen Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger und Frau Dr. Fuchs haben darum gebeten, 
ihre Reden zu Protokoll geben zu dürfen.*) Sind Sie 
damit einverstanden? - Das ist der Fall. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat war für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fünf Minu-
ten erhalten soll. - Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne jetzt die Aussprache. Als erste hat die 
Kollegin Monika Knoche das Wo rt . 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Herren und 
Damen! Wären die Personen, die von den wissen-
schaftlichen und ökonomischen Bewertungen des 
vorliegenden Sachverhalts betroffen sind, nicht 
Frauen, sage ich, gäbe es dieses Pharmaprodukt 
nicht. 

Durch die Untätigkeit des Gesundheitsministers 
gedeckt, hat sich das BfAM trotz heftiger fachlicher 
Widersprüche im eigenen Haus von Anfang an ge-
weigert, die Konsequenzen aus den Kenntnissen 
über die erhöhten Risiken dieser Mikro-Antibaby-
pille der dritten Generation zu ziehen. Präventive 
Maßnahmen sind seit Contergan für jedes Zulas-
sungsverfahren Bedingung. 

Mehrere hundert schwere venöse Thrombosen von 
Frauen in Deutschland hätten vermieden werden 
können, wenn nach Maßgabe des Arzneimittelgeset-
zes gehandelt worden wäre. Entschädigungen für 
die betroffenen Frauen werden nicht gezahlt. Von 
rund 7 Millionen Frauen in Deutschland, die Kontra-
zeptiva nehmen, sind etwa 2 Millionen Konsumentin-
nen der sogenannten sanften Pille oder Pille ohne Ri-
siko. Unter diesem Markenzeichen wird diese neue 
Pillengeneration verkauft. 

Dieses Präparat hat ein doppelt so hohes Risiko, 
daß es zu einer venösen Thrombose kommt, wie die 
Präparate der vergangenen Generation. Das ist Fakt, 
und daran besteht kein Zweifel mehr. Am 17. Ap ril 
1996 bestätigte das Europäische Arzneimittelspezia-
litätenkomitee dies auf Grund neuester Auswertun-
gen. 

Wenn schon 1990 vorbeugend gehandelt worden 
wäre und Femovan und Minulet nicht auf den Markt 
gekommen wären, dann hätten 300 schwere Fälle 
von Embolien und wahrscheinlich sechs Todesfälle 
vermieden werden können. 

Schon vor der Zulassung im Jahre 1989 gab es Be-
denken gegen diese Pille. Verantwortliche im BfAM, 

*) Anlage 3 
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die schon eine große Last im HIV-Skandal auf sich 
geladen hatten, entschieden gegen den fachlichen 
Rat zugunsten der Pharmaindustrie. Hausinterne 
Schikanen gegen Kritiker sind bekannt. 

1991 erhob ein renommierter Arzneimittelkritiker 
eine Dienstaufsichtsbeschwerde wegen Untätigkeit. 
Wir wissen, daß spätestens ab Ap ril 1994 alle Infor-
mationen vorhanden waren, um die Schlußfolgerung 
zu ziehen, dieses neue Präparat vom Markt zu neh-
men, denn die Risiken sind beachtlich: Lungenembo-
lien und Hirnschlag können die Folgen sein, die bei 
ordnungsgemäßem Gebrauch bei Frauen entstehen 
können und die laut BfAM als tolerierbar einge-
schätzt worden sind. 

Ich möchte sagen, daß ich im Verlaufe niemals er-
lebt habe, wie Sachverständige, wie Öffentlichkeit, 
wie Pharmalobby funktionieren, wenn es darum 
geht, die monetären Interessen gegen die gesund-
heitlichen Interessen der Konsumentinnen zu vertei-
digen. In unseriösen Rehabilitationskampagnen wur-
den fachlich absolut unhaltbare Vergleiche gezogen 
zwischen den Risiken, die durch die Einnahme der 
Pille entstehen, und den Risiken einer ungewollten 
Schwangerschaft bzw. eines Abo rtes. Man hat sich 
sogar dazu verstiegen, nicht bewiesene, völlig fiktive 
Präventionseffekte dieses Präparates hinsichtlich der 
Herzinfarktanfälligkeit gegen das reale doppelt so 
hohe Thromboserisiko gegenzurechnen. Ich kenne 
keinen Fall in der Nebenwirkung- und der Risikoab-
schätzung, in dem es dera rt  unlautere und wissen-
schaftlich unhaltbare Kriterien gegeben hätte. Hier 
handelt es sich ausschließlich um eine frauen-
spezifische Bewertung. Und die Wissenschaftskreise 
und die Gynäkologen, die als Sachverständige ge-
hört worden sind, waren nicht in der Lage, darzutun, 
aus welchen Gründen sie ausgerechnet bei dieser 
objektiven Faktenlage Frauen zumuten, ein doppelt 
so hohes Risiko zu tragen, obwohl durch den Ver-
zicht auf dieses Medikament in keiner Weise eine 
Versorgungslücke entstehen würde. 

Vor diesem Hintergrund - und das ist das Anlie-
gen, das ich sehr deutlich vertrete - muß dieses Me-
dikament vom Markt genommen werden. Da am 30. 
nächsten Monats die Maßnahmen auslaufen, die das 
BfAM getroffen hat, und zu befürchten ist, daß dieses 
Präparat nach Verstreichen einer Schamfrist weiter-
hin auf dem Markt ist, wird der Bundesgesundheits-
minister aufgefordert, entsprechende Maßnahmen zu 
ergreifen, damit diese Pille vom Markt kommt. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Kollegin Anneliese Augustin. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Frau Knoche, ich 
weiß nicht, was Sie zu diesen Ausführungen geführt 
hat. Ist das eventuell Ihre fachliche Kompetenz, die 
hier zutage trat? Ich habe vorhin im Handbuch nach-
geschaut und gesehen, daß Sie im Fernmeldedienst  

tätig waren. Vielleicht war etwas an der Leitung ka-
putt. 

(Abg. Monika Knoche [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

- Nein, jetzt werden Sie nicht das Wo rt  haben. Es 
sind so ungeheuerliche Horrormeldungen, die Sie 
hier gebracht haben, daß man sich wirklich nur wun-
dern kann. 

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wenn es darum geht, Unruhe zu verursachen und un-
verhältnismäßige Ängste zu schüren, schreckt die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - und insbesondere 
Frau Knoche - vor nichts zurück. Erst stirbt der Wald, 
dann sterben wir. - Das ist doch die Melodie, die wir 
uns seit Jahren von Ihnen anhören müssen. Die Kern-
kraft, die Gentechnik, gestern war es die Magnet-
schwebebahn: Alles, was für unser Land Prospe rität 
und Fortschritt bedeutet, ist Ihnen aus tiefstem Her-
zen zuwider. 

Nun bemächtigen Sie sich auch noch des Arznei-
mittelsektors. Sie fordern die Rücknahme der Mikro

-

Antibabypille der dritten Generation vom Markt. Der 
Gesundheitsminister soll das Arzneimittelinstitut in 
Berlin einfach anweisen - diesem Institut haben wir 
ja gerade erst mehr Unabhängigkeit gegeben -, das 
zu tun, was Sie, hochverehrte Frau Knoche, gerade 
für richtig halten. 

Heute ist die Mikropille dran. Ich bin gespannt, 
was morgen kommt. Hauptsache: spektakulär und 
angstmachend. Aber Panikmache ist kein angemes-
senes Verhalten in diesem hochsensiblen Bereich. 
Oder anders formuliert: Auch vorschnelle Warnun-
gen sind nicht risikofrei. Tatsache ist, daß im vergan-
genen Jahr, als die Diskussion aufbrach, rund 
480 000 Frauen spontan die Pille abgesetzt haben 
und sich damit dem Risiko einer ungewollten 
Schwangerschaft und damit auch einem höheren 
Thromboserisiko ausgesetzt haben. 

Frau Knoche, Behutsamkeit ist angesagt. Wäre es 
daher nicht besser, solche Probleme den Fachleuten 
zu überlassen? Aber nein, Sie wünschen die Diskus-
sion hier, und so werden wir es halt hier diskutieren. 

Dabei lohnt es sich, daran zu erinnern, warum die 
Pillen der dritten Generation entwickelt wurden. Sie 
sollten uns Frauen weniger unerwünschte Nebenwir-
kungen bescheren und auch all jenen Frauen, für die 
die Pillen der zweiten Generation als zu gefährlich 
erschienen, zur Verfügung gestellt werden. Das sind 
gerade diejenigen Frauen, die gewisse Risikofakto-
ren in sich tragen, wie Übergewicht, Thrombose aus 
früheren Zeiten oder was auch immer. Folglich wa-
ren es auch gerade die risikobehafteten Frauen, de-
nen die Pille der dritten Generation verordnet wurde. 
Ist es nicht vielleicht denkbar, daß gerade hierin der 
Grund zu finden ist, daß die Zahl der unerwünschten 
Nebenwirkungen bei der Mikropille zwar geringfü-
gig - Sie sprechen immer von 50 Prozent; aber wenn 
man die geringen Zahlen nimmt, dann relativieren 
sich auch diese 50 Prozent -, aber immerhin nach-
weisbar höher liegt als bei der Pille der zweiten Ge-
neration? 
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Der CPMP, das europäische Fachgremium, dessen 
Kompetenz auch Sie hoffentlich nicht bezweifeln, hat 
im April nach intensiver wissenschaftlicher Prüfung 
festgestellt - ich zitiere jetzt wörtlich; Sie hatten of-
fenbar ein anderes Buch -: 

Eine venöse Thromboembolie ist ein schwerwie-
gendes, jedoch seltenes Risiko im Zusammen-
hang mit der Anwendung oraler Kontrazeptiva. 
Da diese Komplikation selten auftritt, sind ent-
sprechende Untersuchungen schwierig und 
Schätzungen der Inzidenz 

- also der Häufigkeit - 

ungenau. 

Man sieht, wie schwierig selbst für Fachgremien 
die Beurteilung von Chancen und Risiken eines Me-
dikaments, in unserem Fall der Mikropille, ist. Ent-
sprechend vorsichtig formuliert dann auch der CPMP 
seine Position. Jedenfalls forde rt  der CPMP mit kei-
nem Wort  die Aufhebung der Zulassung der Mikro-
pille. Das bleibt Ihnen vorbehalten. Ganz im Gegen-
teil: Im Herbst vergangenen Jahres hat der CPMP 
den Widerruf der Zulassung dieser oralen Kontrazep-
tiva abgelehnt - ich sage ausdrücklich: abgelehnt -, 
und auch beim Bundesinstitut für Arzneimittel ist 
vom Widerruf der Zulassung keine Rede. 

Der CPMP weist aber in seiner aktuellen Stellung-
nahme Ärzte und Anwenderinnen darauf hin, daß es 
angezeigt ist, orale Kontrazeptiva unter akuten Be-
dingungen abzusetzen, die mit einem erhöhten Ri-
siko für venöse thromboembolische Ereignisse ver-
bunden sind. Dabei denkt er an Operationen oder an 
größere Verletzungen. Er ermahnt auch die Ärzte 
und die Anwenderinnen, sich über Risikofaktoren zu 
informieren und sie zu beachten. 

Ich erlaube mir einen Hinweis, den ich unterstrei-
chen möchte: Arzneimittel sind nicht mit der glei-
chen Leichtfertigkeit wie Bonbons zu lutschen oder 
zu schlucken; Arzneimittel - damit auch keines der 
oralen Kontrazeptiva - sind nicht nebenwirkungsfrei. 
Auch hier gilt selbstverständlich der Satz: Zu Neben-
wirkungen und Risiken fragen Sie Ihren Arzt oder 
Apotheker. Diesen Satz hört man so oft, daß man 
schon etwas lächelt. Aber dieser Satz ist ernst ge-
meint, und er ist auch ernst zu nehmen. 

Dies sollte auch in diesem Hohen Hause Beach-
tung finden. So war ich neulich schon ein bißchen er-
staunt, eine Aussage des Kollegen Schmidbauer zu 
lesen, die er in einer Kleinen Anfrage kolportierte, 
nach der Pillen der zweiten Generation risikofrei 
seien. Purer Unsinn ist die Vorstellung, es gebe auf 
der einen Seite die risikoreichen, auf der anderen 
Seite die risikofreien Pillen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch hier ist immer eine Nutzen-Risiko-Abwä-
gung zu treffen. Diese Nutzen-Risiko-Abwägung 
sieht im übrigen auch das Arzneimittelgesetz bei der 
Frage der Zulassung respektive des Widerrufs der 
Zulassung von Arzneimitteln vor. 

Für die geforderte Nutzen-Risiko-Abwägung gibt 
es fachlich kompetente Gremien. Auf europäischer 

Ebene ist das die Europäische Arzneimittelagentur 
mit dem CPMP. In unserem Land ist es das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, das 
nach dem Arzneimittelgesetz auch die Kompetenz 
zur Entscheidung hat. 

Wir sollten diesen Gremien daher auch die Ent-
scheidung überlassen und uns als Parlament etwas 
mehr Zurückhaltung in diesen sensiblen Fragen auf-
erlegen. In diesem Sinne empfehle ich die Behand-
lung des vorliegenden Antrags in den Gremien. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zu einer Kurz-
intervention erteile ich der Kollegin Monika Knoche 
das Wort . 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Augustin, Sie sind Kollegin, Sie sind gewählte 
Vertreterin wie ich. Ich weiß, Sie haben einen ande-
ren Beruf. Die Qualität und die Qualifikation der An-
träge von Fraktionen von der beruflichen Herkunft 
der Abgeordneten abhängig zu machen, ist - lassen 
Sie mich das so einfach sagen - unter Niveau. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Was wir als Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier auf jeden Fall leisten müssen, ist, die Fähigkeit 
zu entwickeln, eine unabhängige Bewertung vorzu-
nehmen und sich nicht von Expertenmeinungen und 
Expertinnenmeinungen entmündigen zu lassen. Das 
ist in einer hochkomplexen Situation, in der wir in 
der Politik sehr oft stehen, sehr wesentlich. 

Ich möchte Ihnen ein aktuelles Beispiel, aus Eng-
land kommend, nennen. Wir haben im Falle von 
BSE, in dem wir bis heute noch nicht sagen können, 
ob die Übertragung auf den Menschen gegeben ist, 
umfassende Sicherheitsvorkehrungen getroffen; ein 
Exportverbot wurde europaweit ausgesprochen, uni 
präventiven Gesundheitsschutz zu leisten. 

Im Falle der Mikropille hat ein europäisches Gre-
mium eindeutig erklärt, daß die von mir genannten 
doppelten Risiken in diversen Studien bis hin zur 
WHO bestätigt worden sind. Ihre Anmerkung, es sei 
nicht Aufgabe des Parlaments, ein Medikament vom 
Markt zu nehmen, muß ich deshalb in Relation zu 
dem setzen, was uns in der Bundesrepublik in der 
Frage von BSE beschäftigt hat. Ich muß das vor dem 
Hintergrund sehen, zu welchen Handlungen wir 
auch auf europäischer Parlamentsebene bereit sind. 

Noch ein Gedanke, der sehr wichtig ist: In England 
hat man eine sehr restriktive Maßnahme ergriffen. 
Dort  darf dieses Medikament kaum verordnet wer-
den. Ich möchte Ihnen, die Sie Pharmakologin sind, 
noch einmal in Erinnerung rufen, daß unser Arznei-
mittelgesetz - ich verweise auf § 25 Abs. 2 Nr. 5 und 
§ 30 Abs. 1 - sagt: Die Zulassung eines Medikamen-
tes ist dann aufzuheben, wenn der begründete Ver-
dacht besteht, daß bei korrekter Einnahme Neben-
wirkungen nicht auszuschließen sind. - Vielleicht 
schauen Sie einmal ins Gesetz; dann könnten wir uns 
sachgemäß unterhalten. 
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Danke schön. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Zur Antwort die 
Kollegin Augustin. 

Anneliese Augustin (CDU/CSU): Frau Kollegin 
Knoche, ich hatte keineswegs vor, Ihre berufliche 
Qualifikation zu zitieren. Aber nach dem, was Sie als 
Tatsachenbehauptungen unserem Parlament vorge-
führt haben, blieb mir überhaupt nichts anderes üb-
rig, als zu fragen, wie Sie zu diesen Behauptungen 
eigentlich kommen. 

Frau Knoche, Sie haben in Ihrem Beitrag kritisiert, 
daß wir auf die Meinungen von Experten hören. Ich 
frage Sie: Woher wollen Sie Ihre Weisheit sonst neh-
men? Wir sind doch in vielen Fällen auf die Experten 
selbstverständlich angewiesen. 

Aber, Frau Knoche, ich hätte ganz bestimmt nichts 
gesagt, doch ich fand es unglaublich, daß Sie hier Be-
hauptungen im Sinne von Tatsachen aufgestellt ha-
ben, die einfach nicht wahr sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der Ab-
geordnete Horst Schmidbauer das Wo rt . 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich weiß nicht, Kollegin Augustin, 
welche Interessen Sie vertreten. Aber ich habe den 
Eindruck, die Interessen der Frauen sind es nicht. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Jeden zweiten Tag könnte eine tiefe Venenthrom-
bose bei Frauen vermieden werden, wenn diese 
Frauen nicht die Pillen der dritten Generation, son-
dern - das möchte ich gleich korrigierend hinzufü-
gen - die weniger riskanten Pi llen der zweiten Gene-
ration einnehmen würden. Jetzt verstehen Sie viel-
leicht auch unseren Ärger über den Umgang mit die-
sem Risiko, den wir auch bereits öffentlich zum Aus-
druck gebracht haben. Klar ist doch: Die Risikodaten, 
über die wir sprechen, signalisiert auch unsere bun-
desrepublikanische Oberbehörde, die von einem 
doppelten Thromboserisiko spricht. Sie gibt dies erst 
jetzt bekannt, obwohl es seit 1989 bekannt ist. 

Noch klarer wurde es 1995. Insgesamt vier interna-
tionale Studien bestätigten unabhängig voneinander 
das doppelte Risiko. Dieses Ergebnis war - völlig 
klar - bei der Pharmaindustrie nicht erwünscht. Die-
ses Ergebnis führte bei den Gesundheitsbehörden 
nur zu halbherzigen Konsequenzen. Deswegen müs-
sen wir heute darüber reden und klarmachen: Was 
bedeutet diese Risikoverdoppelung? 

In der Bundesrepublik nehmen mehr als 6 Millio-
nen Frauen die Pille, davon ungefähr 2 Millionen die 
Pille der dritten Generation. Das bedeutet, bei diesen 
Frauen müssen wir mit etwa 400 tiefen Venenthrom-
bosen im Jahr rechnen. Etwa 80 bis 100 betroffene 
Frauen erkranken an einer Lungenembolie, und 
etwa 8 bis 10 Fälle verlaufen tödlich. Daran ist, so 
finde ich, überhaupt nichts zum Lachen. Das ist eine 
ernste Geschichte, bei der es auch darum geht, daß 
ich, auch wenn es eine noch so geringe Zahl ist, Op-
fer an Menschenleben zu vermeiden habe. Das ist, 
glaube ich, die Aufgabe, die wir haben. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

In allen vier Studien wird unabhängig voneinander 
bestätigt, daß dieses Risiko halbierbar wäre. Um 
diese Halbierbarkeit des Risikos geht es uns doch 
letztendlich. Einer solchen möglichen Risikominde-
rung steht kein Verlust an therapeutischem Nutzen 
entgegen. Wir nehmen doch den Frauen in der Bun-
desrepub lik damit nichts weg. Wir sagen vielmehr: 
Sie haben eine therapeutische Möglichkeit. Es wird 
nicht, „entweder oder" gesagt. Es wird auf den Si-
cherheitsaspekt eingegangen, also eine Risikomini-
mierung angestrebt. Das würde bedeuten, daß wir 40 
bis 50 Lungenembolien vermeiden könnten oder vier 
bis fünf Frauen mehr am Leben hätten, wenn wir 
dies erreichen würden. Man darf dies nicht hinneh-
men und so tun, als ob es eine akademische Frage, 
eine Frage von Wissenschaftlern wäre. Ich denke, es 
ist eine gesundheitspolitische Entscheidung von den-
jenigen zu treffen, die dafür in der Bundesrepublik 
die Verantwortung haben. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Monika 
Knoche [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Zwei Grundsätze, die bei der Arzneimittelsicher-
heit prägend für unser Handeln sind, möchte ich für 
unsere Seite noch einmal deutlich machen. Es sind 
zwei Grundsätze, die auch für das Handeln des Bun-
desinstituts für Arzneimittel und das Gesundheits-
ministerium maßgeblich sein müssen: erstens der 
Grundtenor des Contergan-Einstellungsbeschlusses 
und zweitens die Empfehlungen des 3. Untersu-
chungsausschusses von 1994, denen wir hier einhel-
lig gefolgt sind. Diese Grundsätze sind einfach und 
klar. Ich will sie in diesem Zusammenhang in Erinne-
rung rufen. 

Erstens. Die Gesundheit des Patienten ist das 
höchste Rechtsgut. Dahinter haben die Vermark-
tungsinteressen der Hersteller zurückzustehen. 
Zweite Erkenntnis aus dem Contergan-Fall und dem 
3. Untersuchungsausschuß: Der Schwebezustand der 
wissenschaftlichen Unsicherheit, ob ein Arzneimittel 
einen Schaden auslöst oder nicht, darf sich nicht zu 
Lasten des Patienten auswirken. Im Verdachtsfall 
muß das Medikament vom Markt. Von dieser Zielset-
zung müssen wir ausgehen. Dies ist der Maßstab, an 
dem wir Handeln zu prüfen haben, Denn damit ge-
winnt man Zeit, um sich ohne Risiko für die Men-
schen Klarheit zu verschaffen. Wird der Verdacht 
widerlegt, muß das Medikament wieder zugelassen 
werden. Das ist völlig klar. 
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Die Gesundheitsbehörden haben nicht den Hand-
lungsspielraum, für sich zu entscheiden, ob sie nach 
diesen Grundsätzen verfahren wollen oder nicht. 
Diese Grundsätze sind letztendlich auch Grundlage 
des Arzneimittelgesetzes. Ich möchte nur noch ein-
mal auf den bereits zitierten § 5 des Gesetzes hinwei-
sen, der klipp und klar sagt, daß es verboten ist, be-
denkliche Arzneimittel auf den Markt zu bringen. 

Niemand von uns wird sich deshalb vorhalten las-
sen wollen, daß trotz der Kenntnisse, die uns zuge-
gangen sind, und mit unserer Einwilligung gegen 
diese Grundsätze verstoßen wird, und zwar auch und 
gerade nicht bei Pillen, die keine gewöhnlichen, viel-
leicht auch keine harmlosen Arzneimittel sind. 

Auf der anderen Seite ist es nicht die Aufgabe des 
Parlaments, die Entscheidung über den Widerruf 
oder das Ruhen der Zulassung dieser Mikropillen zu 
treffen. Das ist Aufgabe des Bundesinstituts für Arz-
neimittel und Medizinprodukte bzw. des Gesund-
heitsministeriums. 

Deshalb stelle ich fest: Es kann nicht angehen, daß 
wir Parlamentarier die Handlungspflichten der Exe-
kutive an deren Stelle übernehmen. Wir haben die 
Aufgabe, zu kontrollieren, daß die Exekutive ihren 
Handlungspflichten nachkommt. Wir wollen des-
halb, daß über die Rücknahme auf dem Weg der Ver-
antwortlichkeit entschieden wird. Dieser Weg heißt 
Bundesinstitut und Ministerium. Diesen Weg werden 
wir weiterhin aufmerksam und kritisch verfolgen; 
denn was die Pille der dritten Generation angeht, so 
bestehen massive Zweifel, ob die bisherige Tätigkeit 
der Gesundheitsbehörden mit den oben beschriebe-
nen Grundsätzen der Arzneimittelsicherheit zu ver-
einbaren ist. Die Vielzahl der Meldungen über 
schwere thromboembolische Ereignisse bei gesto-
denhaltigen Pillen der dritten Generation in den Jah-
ren 1989 und 1990 begründete einen Risikoverdacht, 
der bereits damals das Ruhen der Zulassung gerecht-
fertigt hätte. Wären bereits 1990 die gestodenhalti-
gen Pillen der dritten Generation aus dem Handel 
gezogen worden, wären bis heute etwa 1 000 Throm-
bosen und damit 20 Todesfälle vermieden worden. 

Im Ministerium selbst war über all die Jahre hin-
weg zu diesem Thema nur Funkstille zu verzeichnen, 
obwohl auch der Minister das Recht und die Pflicht 
hat, bei einem begründeten Verdacht tätig zu wer-
den. Auf § 6 Satz 1 des Arzneimittelgesetzes ist be-
reits hingewiesen worden. 

Vor dem Hintergrund der bisherigen Untätigkeit 
ist es zu begrüßen, daß wenigstens das Institut Ende 
1995 aus der Deckung gekommen ist, als die interna-
tionalen Studien ihre eigenen Risikobewertungen 
bestätigten. Doch die dann getroffenen Entschei-
dungen zur Risikoabwehr haben einen doppelten 
Haken: erstens die unzureichende Indikationsein-
schränkung auf Erstanwenderinnen unter 30 Jahre 
und zweitens die Bef ristung dieser Indikationsein-
schränkung auf den 30. Juni 1996. Das Verbot der 
Anwendung bei Erstanwenderinnen greift zu kurz. 
Die Kliniker, mit denen ich mich unterhalten habe, 
wissen: Blutgerinnsel treten plötzlich und unerwartet  

auch bei Frauen auf, die jahrelang problemlos Pillen 
mit diesen Substanzen vertragen haben. Die Ent-
scheidung der Oberbehörde ignoriert diese Daten-
lage und ist deshalb irreführend und gefährlich für 
die Patientinnen sowie für die Behörde selbst; denn 
die Fehlerhaftigkeit dieser Entscheidung kann im 
Schadensfalle eine Staatshaftung begründen. 

Außerdem: Es gibt keine wissenschaftlich gesi-
cherte Begründung dafür, daß Frauen über 30 Jahre 
weniger gefährdet sind. Vollends absurd ist schließ-
lich der Versuch, mit der inzwischen widerlegten 
Behauptung über eine mögliche Verringerung des 
Herzinfarktrisikos dieser Gruppe von Anwenderin-
nen eine Beibehaltung des doppelten Thromboserisi-
kos zu rechtfertigen. Ein solcher unbelegter Verdacht 
eines möglichen therapeutischen Nutzens darf bei 
der Risiko-Nutzen-Abwägung der Behörde gegen-
über dem belegten doppelten Risiko nicht ins Ge-
wicht fallen. 

Die Frist 30. Juni läuft in wenigen Wochen ab. Die 
Europäische Arzneimittelkommission hat im April 
in London getagt und die Datenlage - doppeltes Ri-
siko - noch einmal bestätigt. Die Kommission hat den 
Behörden der einzelnen Mitgliedsländer bei der Ent-
scheidung über risikomindernde Maßnahmen freie 
Hand gelassen. Das heißt, nationales Handeln ist 
möglich und - so füge ich hinzu - nötig. 

Nun wird es höchste Zeit, daß diese Pillen aus dem 
Markt genommen werden. Nun erwartet die Öffent-
lichkeit, nun erwarten vor allem die betroffenen 
Frauen zu Recht eine klare Entscheidung vom Mini-
sterium und vom Bundesinstitut. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Parlamentarische Staatssekre-
tärin Dr. Bergmann-Pohl hat gebeten, ihre Rede zu 
Protokoll geben zu dürfen.*) Sind Sie einverstanden? 
- Dann schließe ich damit die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 13/4274 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vor. Sind Sie auch damit 
einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen. 

Wir sind damit am Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages ein auf Mittwoch, 22. Mai 1996, 12 Uhr. - 
Ich wünsche allen ein schönes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.21 Uhr) 

*) Anlage 3 
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Schultz (Everswinkel), SPD 10. 5. 96 
Reinhard 

Seibel, Wilfried CDU/CSU 10. 5. 96 

Spranger, Carl-Dieter CDU/CSU 10.5.96 

Steenblock, Rainder BÜNDNIS 10. 5. 96 
90/DIE 
GRÜNEN 

Tappe, Joachim SPD 10. 5. 96 

Thiele, Carl-Ludwig F.D.P. 10. 5. 96 

Thierse, Wolfgang SPD 10. 5. 96 

Vosen, Josef SPD 10. 5. 96 

Dr. Warnke, Jürgen CDU/CSU 10. 5. 96 

Wettig-Danielmeier, Inge SPD 10. 5. 96 

Wieczorek-Zeul, SPD 10.5.96 
Heidemarie 

Dr. Wolf, Winfried PDS 10. 5. 96 

Zierer, Benno CDU/CSU 10. 5. 96 

Anlage 2 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 15 

(a - Gesetzentwurf: 
Staatsangehörigkeitsüberleitungsgesetz, 

b - Antrag: Keine Stimmungsmache 
gegen Aussiedler zulassen) 

Erwin Marschewski (CDU/CSU): Die jüngste Kam

-

pagne der SPD gegen Aussiedler ist ein trauriges Ka-
pitel der deutschen Politik. Durch die verfassungs-
widrige Forderung nach einer Zuzugsbeschränkung 
für Aussiedler sollten Neidgefühle geweckt und in 
Wählerstimmen umgemünzt werden. Die Wählerin-
nen und Wähler in unserem Land haben dieses Un-
ternehmen scheitern lassen. Sie haben damit recht 
getan. 

Und noch etwas: Rigide Zuzugsbeschränkungen 
bewirken das Gegenteil dessen, was ihre Befürwor-
ter erreichen wollen: Sie verunsichern die im Aus-
land lebenden Volksdeutschen und verstärken auf 
diese Weise deren Wunsch, nach Deutschland zu ge-
langen. Damit wird zugleich das wichtige Ziel in 
Frage gestellt, den Menschen dort  eine gesicherte 
Existenz zu ermöglichen, wo sie jetzt leben. 

Aussiedler sind Flüchtlinge oder Vertriebene deut-
scher Volkszugehörigkeit, die nach Art. 116 unseres 
Grundgesetzes Anspruch auf Verleihung der deut- 
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schen Staatsangehörigkeit haben. Deshalb darf ih-
nen niemand das Recht streitig machen, nach 
Deutschland zu kommen. Dies gilt um so mehr, als 
wir gegenüber den deutschen Volksgruppen im Aus-
land eine besondere historische Verantwortung ha-
ben. Den diese hatten wie kaum eine andere Gruppe 
unseres Volkes unter den Folgen des Zweiten Welt-
krieges zu leiden. Obwohl persönlich meist schuld-
los, wurde an ihnen Vergeltung für den Naziterror 
geübt. Dies dürfen wir nicht vergessen, und dies wer-
den wir nicht vergessen! 

Es ist auch aus anderen Gründen unredlich, eine 
Neiddebatte gegen Aussiedler zu führen. Die staatli-
chen Maßnahmen zur Eingliederung von Spätaus-
siedlern beschränken sich inzwischen im wesentli-
chen auf die Gewährung von Sprachförderung, Ein-
gliederungshilfe und Renten. 

Ferner haben wir im Rahmen unseres „Programms 
für mehr Wachstum und Beschäftigung" beschlos-
sen, die Leistungen nach dem Fremdrentengesetz 
weiter zu begrenzen. 

Die Forderung von SPD und Grünen nach einem 
Einwanderungsgesetz können wir nicht teilen. Denn 
Tatsache ist: 

- Ein Einwanderungsgesetz suggeriert weitere Zu-
wanderungsmöglichkeiten, die wir nicht akzeptie-
ren können. Denn: Seit 1990 ist jährlich rund eine 
3/4 Million Menschen nach Deutschland gekom-
men. Was wir also brauchen, ist keine weitere 
Zuwanderung, sondern eine Zuwanderungsbe-
schränkung. 

- Darüber hinaus: Die Einreise von Asylbewerbern 
ist nicht begrenzbar. Das Asylrecht ist ein subjekti-
ves Grundrecht, das keine zahlenmäßige Begren-
zung zuläßt. 

- Dies gilt auch für den Zuzug von EG-Staatsange-
hörigen. Auch hier ist nach der Rechtsordnung der 
EU keine Beschränkung möglich. 

- Und last not least: Ein Einwanderungsgesetz ist 
ohne feste Zuwanderungsquoten undenkbar. Das 
aber bedeutet: Für humanitäre Einzelfallentschei-
dungen, die unser heutiges Ausländerrecht immer 
ermöglicht, bliebe jenseits der Quotenerfüllung 
kein Raum; und gesteuerte Einwanderung heißt 
Auswahl zugunsten des Einwanderungslandes. 
Aber: Wäre es wirklich richtig: bei Bedarf gerade 
die Berufsgruppen aus Entwicklungsländern nach 
Deutschland kommen zu lassen, die in den Hei-
matländern dringend gebraucht werden? Dies ist 
nicht human; dies ist unmensch lich. 

Es besteht auch kein Anlaß, die Aussiedlerdebatte 
mit der allgemeinen Diskussion über die Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts zu vermengen. Denn: Die 
Forderung insbesondere nach genereller Zulassung 
der doppelten Staatszugehörigkeit hat keineswegs 
das Ziel, den Status der Heimatvertriebenen zu 
sichern oder gar zu verbessern. Hier geht es vielmehr 
allein um einen grundlegenden Wandel der Auslän-
derpolitik, der zudem geeignet ist, die im Ausland le-
benden Volksdeutschen zu verunsichern. 

Wahr ist allerdings: Das aus dem Jahr 1913 stam-
mende Staatsangehörigkeitsrecht ist in Teilen veral-
tet und daher reformbedürftig. Deswegen werden 
wir reformieren. Dabei bedarf es aber einer Gesamt-
schau, die die Grundprinzipien des Staatsangehörig-
keitsrechts ebenso im Auge behält wie die Vielzahl 
der Detailprobleme. 

Der Bundesrat hat mit dem vorliegenden Ent-
wurf eines Staatsangehörigkeitsüberleitungsgeset-
zes einen akzeptablen Vorschlag unterbreitet. Das 
nach der gegenwärtigen Rechtslage zwingend vor-
geschriebene besondere Einbürgerungsverfahren für 
Heimatvertriebene soll entfallen. Statt dessen soll die 
deutsche Staatsangehörigkeit bereits im Zuge der 
Anerkennung als Heimatvertriebener kraft Gesetzes 
festgestellt werden. Dadurch wird eine erhebliche 
Verwaltungsvereinfachung erreicht, die wir selbst-
verständlich unterstützen. 

Wir werden die Koalitionsvereinbarung im Be-
reich der Innenpolitik Punkt für Punkt umsetzen. 
Dies gilt für die Kriminalitätsbekämpfungsgesetze 
ebenso wie für die Reform des öffentlichen Dien-
stes; dies gilt auch für die Neufassung des Staatsan-
gehörigkeitsrechts. Wir werden das Staatsangehö-
rigkeitsrecht reformieren - selbstverständlich noch 
in dieser Legislaturpe riode. 

Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast (SPD): Der Ge

-

setzesentwurf des Bundesrates, mit dem wir uns 
heute mittag befassen, trägt mehr zur Entlastung 
und Erleichterung bei, als das etwas langatmige 
Wort  „ Staatsangehörigkeitsüberleitungsgesetz " ah-
nen läßt. Der Sachverhalt ist so schlicht und ein-
leuchtend, daß er schon längst hätte geregelt wer-
den können! Aber bei dieser Bundesregierung 
paart sich ja immer wieder Mangel an Fantasie mit 
dem Hang zur Unbeweglichkeit. Wieder einmal ist 
eine Nachhilfestunde in Sachen Verwaltungsverein-
fachung nötig: Es geht darum, daß Spätaussiedler 
mit ihrer Anerkennung zugleich automatisch das 
werden, worauf sie einen Anspruch nach A rtikel 116 
unseres Grundgesetzes haben: deutsche Staatsan-
gehörige. 

Bisher müssen sie trotzdem noch ein umständli-
ches Einbürgerungsverfahren durchlaufen. Eine 
aufwendige Prozedur, die man abschaffen kann - 
zum Wohle der betroffenen Menschen, zur Entla-
stung der zuständigen Behörden und auch der öf-
fentlichen Kassen. Gelten soll die neue Regelung 
auch für die nichtdeutschen Ehegatten - sofern die 
Ehe bei Verlassen des Herkunftslandes mindestens 
3 Jahre bestanden hat - und für die gemeinsamen 
Kinder. 

Die SPD-Bundestagsfraktion macht sich diese 
Bundesratsinitiative, die das Land Schleswig-Hol-
stein eingeleitet hat, mit voller Überzeugung zu ei-
gen. Sie ist logisch, dient dem Interesse der Aus-
siedler und ihrer Familien und ist ein Beispiel dafür, 
wie unser Staat mit einfachen Gesetzesänderungen 
schlanker werden und Geld einsparen kann. Der 
Verstoß aus der Länderkammer findet sich im übri-
gen auch als wichtiger Bestandteil in unserem An-
trag zur Neuregelung des Staatsangehörigkeits- 
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rechts wieder, der nun auch schon mehr als ein 
halbes Jahr auf die parlamentarische Behandlung 
im Innenausschuß harrt, weil sich die Bundesregie-
rung und die sie tragenden Fraktionen nach wie 
vor in internen Meinungsverschiedenheiten über 
dieses Thema verhakelt haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Skandal, den 
Sie uns mit der inzwischen jahrelangen Verschlep-
pung eines wichtigen Reformvorhabens liefern, wird 
durch die inzwischen eingetretene Friedhofsruhe 
zwischen CDU/CSU und F.D.P. nicht kleiner! Ich 
kann mir schon denken, was die Bundesregierung 
gleich zu dem heute debattierten Gesetzesentwurf 
zur Überleitung der Staatsangehörigkeit sagen wird: 
Ja, man wolle ja auch die Entlastung der Behörden - 
aber alles soll lieber gemeinsam mit der umfassen-
den Reform des Staatsangehörigkeitsrechts aufge-
griffen werden. 

Meine Damen und Herren auf der Regierungs-
bank, sparen Sie sich doch wolkige Ankündigungen, 
wenn Sie nicht die Kraft haben, sie in die Tat umzu-
setzen! Eher kommt ja ein Hamster im Laufrad voran 
als Sie mit der überfälligen Modernisierung unseres 
verstaubten Staatsangehörigkeitsrechts! Sie waren 
zwar nach den jüngsten PKK-Krawallen fix mit der 
Verschärfung der Ausweisungs- und Abschiebungs-
tatbestände und haben uns kürzlich auch ein paar - 
freilich absolut unzureichende - Verbesserungen für 
den Aufenthalt lange hier lebender Zuwanderer ser-
viert. Aber ein Kernstück der Integration, nämlich 
Einbürgerungserleichterungen und den großzügige-
ren Umgang mit der doppelten Staatsbürgerschaft, 
bleiben Sie schuldig. Ein armseliges Schauspiel! 
Übrigens darf ich Sie beim Stichwort „Mehrstaatig-
keit" darauf hinweisen, daß bei den Einbürgerungs-
verfahren für Aussiedler die deutschen Behörden 
kaum etwas dagegen haben, wenn die Antragsteller 
ihre bisherige Nationalität beibehalten. Das entlarvt 
den anhaltenden Widerstand vor allem der Kollegen 
aus der CSU nicht nur als ungerechtfertigt, sondern 
auch als unaufrichtig. Denn eigentlich, verehrte Kol-
legen, müßten doch Ihre Bedenken auf alle Gruppen 
zutreffen: die Deutschstämmigen ebenso wie die 
Ausländer! 

Doppelzüngig und widersprüchlich ist auch der 
Antrag von Bündnis 90/Die Grünen unter dem Titel 
„Keine Stimmungsmache gegen Aussiedler zulas-
sen". Das ist ein eilig zusammengeschriebenes Pa-
pier, mit dem vier Wochen vor den Landtagswahlen 
der Streit um die Behandlung des Themas aufge-
spießt werden sollte. Halten wir fest: Einer Zuzugs-
sperre für Aussiedler - wie es der Antrag formu-
liert - hat damals kein sozialdemokratischer Politi-
ker das Wort  geredet. Ich sage zugleich an dieser 
Stelle sehr deutlich: Keine Partei, auch nicht die 
SPD, darf auch nur den Verdacht erwecken, sie ma-
che eine Minderheit zu Sündenböcken für Frust, so-
ziale Not und Angst in der Bevölkerung um Arbeit 
und Auskommen, und keine Partei - auch nicht 
Bündnis 90/Die Grünen - sollte dem politischen 
Konkurrenten Aussagen andichten, die dieser so 
nicht getan hat. 

Ich glaube, meine Anmerkung zum Disput über 
die Behandlung des Themas „Aussiedler" in poli-
tisch aufgeheizten Wahlkampfzeiten war so klar, 
daß auch das jetzt Folgende nicht mißverstanden 
werden kann: Es ist sehr wohl legitim und ver-
ständlich, angesichts stark geschrumpfter Eingliede-
rungshilfen und zusammengestrichener Sprach-
kurse für Spätaussiedler die Frage zu stellen, ob die 
Bundesregierung dem Gebot der Integration von 
220 000 Menschen jährlich unter den gegenwärti-
gen Bedingungen überhaupt noch gerecht wird. 
Der Vorstandssprecher der Grünen, Jürgen Trittin, 
war es, der zur Aufnahme von Aussiedlern sagte: 
„Das Boot ist nicht voll, sondern wir haben gesagt, 
man muß das begrenzen. Es kann das nicht ad infi-
nitum geben. " Und die Arbeitsgruppe Migration 
der F.D.P. nennt in ihrem Kriterienkatalog für ein 
Zuwanderungsgesetz mit festgelegten Kontingenten 
unter anderem Menschen, die „einen begründeten 
Antrag auf Anerkennung als Spätaussiedler unter 
der Maßgabe jährlich abzusenkender Höchstquo-
ten" stellen. 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, deshalb soll-
ten Sie aufrichtig bleiben und nicht mit gespaltener 
Zunge reden. Wir jedenfalls kündigen Ihnen für die 
nächste Zeit einen wohldurchdachten, abgewogenen 
Beitrag zur Situation der Spätaussiedler im engeren 
Sinne und zu unseren Vorstellungen von einer ge-
steuerten, jährlich zu gestaltenden Zuwanderung an. 
Und ich wünsche mir darüber eine ruhige, sachkun-
dige und fundierte Diskussion - nicht nur im Parla-
ment und in den Parteien, sondern am besten mit 
den Betroffenen: den Spätaussiedlern und anderen 
Gruppen von Zuwanderern. 

Cern Özdemir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Im 
Alten Testament - 3. Mose 16.21 - heißt es: „daß also 
der Bock alle ihre Missetat auf sich in die Wildnis 
trage; und er lasse ihn in die Wüste." Und dann jagte 
der Hohepriester den Ziegenbock, mit den Sünden 
des ganzen Volkes beladen, in die Wüste. Zu solchen 
Sündenböcken drohen auch Aussiedler gemacht zu 
werden, wenn - wie jüngst in den Landtagswahl-
kämpfen geschehen - ein ursächlicher Zusammen-
hang zwischen dem Zuzug von Spätaussiedlerinnen 
und Spätaussiedlern und sozialen und wirtschaftli-
chen Problemen in der Bundesrepublik Deutschland 
hergestellt wird. 

Ich weiß, Herr Lafontaine, Sie haben am Wochen-
ende auf dem Juso-Bundeskongreß erklärt, es sei 
nicht Ihre Absicht gewesen, Aussiedler zu stigmati-
sieren. Doch wir sollten uns alle über eins im klaren 
sein: Wer solche Themen im Wahlkampf hochkocht, 
trägt auch die Verantwortung, wenn die Ressenti-
ments gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen stei-
gen. 

Ich möchte vor diesem Hohen Haus eindringlich 
dafür plädieren, diese Debatte sensibel und sachlich 
zu führen. Wir kennen die Strategie, wie sie in der 
Vergangenheit insbesondere von Ihnen, meine Da-
men und Herren von der CDU/CSU, gegenüber 
Asylbewerbern bet rieben wurde, wie jüngst auch die 
hier lebenden Kurden für die Gewalttaten einer Min- 
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derheit verantwortlich gemacht wurden. Ein solches 
Vorgehen gefährdet den sozialen Frieden, gefährdet 
das friedliche Zusammenleben. Es sind die Sünden 
von uns allen und besonders die dieser Bundesregie-
rung, die zu den wirtschaftlichen Problemen führen. 
Da kann der Bock nichts dafür. 

Ja, wir müssen die Debatte über die Zuwanderung 
führen, sachlich, ohne Ängste zu schüren - nicht nur 
über die Aussielder, sondern über die gesamte Zu-
wanderung, die über die Aufnahme von Flüchtlingen 
hinausgeht. Wir fordern daher ein Einwanderungs-
gesetz, das die Zuwanderung einheitlich regelt. Ana-
chronistische Merkmale wie die Blutszugehörigkeit 
gehören nicht in eine zeitgemäße Konzeption von 
Zuwanderung. Das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz 
von 1992 und das Bundesvertriebenengesetz stehen 
nach unseren Vorstellungen mittelfristig zur Disposi-
tion. Auf längere Sicht sollten - nach einer Über-
gangszeit - alle Zuwanderer, unabhängig von ihrer 
Abstammung, nach den gleichen Kriterien Zugang 
finden. 

Die Aussiedlerinnen und Aussiedler werden dabei 
auch in Zukunft eine bedeutende Rolle spielen, nicht 
zuletzt auch auf Grund der Diskriminierung dieser 
Menschen in den GUS-Staaten sowie auf Grund der 
vielfältigen verwandtschaftlichen Beziehungen, die 
bereits zu Menschen in Deutschland bestehen. Die 
Reduzierung der Zuwanderungsquote für Aussiedle-
rinnen und Aussiedler ist nach unserem Einwande-
rungskonzept auf längere Sicht nicht ausgeschlos-
sen. Sie wird aber auf Grund der besonders schwie-
rigen Bedingungen für Deutschstämmige in den 
Staaten der GUS immer einen bedeutenden Stellen-
wert behalten. Von populistischen Stammtischparo-
len halten wir nichts. Die Aussiedlerinnen und Aus-
siedler haben einen Anspruch auf Rechtssicherheit 
und - wie übrigens alle Zuwanderer - auf ver-
nünftige Eingliederungshilfen. 

Ein Wort  noch zum Staatsangehörigkeitsüberlei-
tungsgesetz, über das wir im Ausschuß diskutieren 
sollten. Es freut mich, von der Bundesregierung in 
ihrer Stellungnahme zu hören, daß sie diese Frage 
zusammen mit der vorgesehenen Neuregelung des 
Staatsangehörigkeitsrechts behandeln wi ll . Das zeigt 
immerhin, daß sie dieses Reformvorhaben noch nicht 
vergessen hat. Ja, aber wann kommt denn da einmal 
etwas? 

Cornelia Schmalz-Jacobsen (F.D.P.): Uns liegen 
hier zwei sehr unterschiedliche Vorlagen auf dem 
Tisch, die jedoch ein und dieselbe Personengruppe 
betreffen, nämlich die Spätaussiedler. 

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen hat sich 
für's erste erledigt. Die Landtagswahl in Baden-
Württemberg ist vorbei, die Kampagne ist beendet, 
genützt hat sie nicht ihren Erfindern von der SPD, 
sondern der Partei der sogenannten Republikaner. 

Ein paar Fakten über die Spätaussiedler sind in-
zwischen hoffentlich noch einmal deutlich gewor-
den: Die positive Altersstruktur, die im Vergleich 
geringere Zeit der Arbeitslosigkeit und die Renten-
situation, die in Wahrheit ganz anders aussieht, als es 

Vorurteile und manche Schlagzeilen uns glauben 
machen wollen. 

Zum Gesetzentwurf des Bundesrates kann ich nur 
sagen: Ein sehr vernünftiger Vorschlag! Aus der Stel-
lungnahme der Bundesregierung geht hervor, daß 
sie die vorgeschlagene Vereinfachung der Einbürge-
rung im Prinzip ebenfalls für richtig hält. Wir reden 
viel vom „schlanken Staat" und von Entbürokratisie-
rung - hier ist eine Chance dazu. 

Die Einbürgerungsbehörden sind überlastet, weil 
sich - endlich - immer mehr Menschen, die unter uns 
leben, dazu entschließen, die deutsche Staatsange-
hörigkeit anzunehmen. Der Antragsstau, der augen-
blicklich festzustellen ist, ist zum Teil überflüssig, 
und er ist nicht gerade eine vertrauensbildende Maß-
nahme für die Antragsteller. 

Was liegt näher, als sie von den Anspruchsein-
bürgerungen der Spätaussiedler zu entlasten? - 
Wenn die Rechtsstellung geklärt ist - ja. Warum dann 
nicht ein einfacheres Verfahren wählen? 

Die Bedenken, eine erneute Teilregelung einzu-
führen, halte ich nicht für stichhaltig. 

Die Bundesregierung kündigt eine „vertiefte Prü-
fung" an. Ich bitte sie herzlich: Prüfen Sie meinetwe-
gen tief, aber prüfen sie rasch. 

Ich bin sicher, Sie werden sich den stichhaltigen 
Gründen nicht verschließen. 

Ulla Jelpke (PDS): Auch wir sind der Ansicht, daß 
das deutsche Staatsangehörigkeitsrecht neu gestal-
tet und möglichst weit gefaßt werden soll. Die Bun-
desrepublik muß sich als ein Einwanderungsland 
begreifen. Es müssen endlich die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß Migrantinnen und Mi-
granten, Flüchtlinge und auch die sogenannten Aus-
siedler die tatsächliche - und gleichberechtigte - 
Möglichkeit haben, sich hier anzusiedeln, und mög-
lichst schnell und unbürokratisch die deutsche 
Staatsangehörigkeit annehmen können. Die Bun-
desratsinitiative geht demgegenüber weiter von 
dem völkischen Erfordernis einer deutschen Blutszu-
gehörigkeit aus. 

Geradezu abstoßend ist es, wenn ich mir in Erinne-
rung rufe, in welchem Kontext diese Bundesrats-
initiative gestartet wurde. Führende Vertreter der 
SPD entfachten aus heiterem Himmel eine Hetzkam-
pagne gegen Aussiedlerinnen und Aussiedler: Aus-
länderfeindlichkeit und soziale Existenzängste ihrer 
vermeintlichen Wählerklientel wurden unverfroren 
benutzt, um den lahmen sozialdemokratischen Wahl-
kampfkarren in Baden-Württemberg aus dem Dreck 
zu ziehen. 

Dies war mehr als geschmacklos - und es ist brand-
gefährlich, nämlich dann, wenn zu denselben 
Stammtischargumenten gegriffen wird, mit denen 
zunächst die Republikaner und zu Zeiten der unseli-
gen Asyldebatte auch die Unionsparteien gegriffen 
haben. Als sich die SPD entschloß, die faktische Ab-
schaffung des Asylrechts mitzutragen, waren auslän- 
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derfeindliche Stimmen vereinzelt auch aus der So-
zialdemokratischen Partei zu vernehmen. Daß - aus 
vordergründigen Motiven - heute aber Teile der 
SPD-Spitze diese Hetzkampagne entfachen, ist be-
schämend. Insofern unterstützen wir das Anliegen 
des von den Grünen vorgelegten Antrages nach-
drücklich. 

Allerdings - auch er ist nicht frei von Populismus. 

Warum - so frage ich mich - mußten die Grünen 
ausgerechnet die Hetze gegen Aussiedler dafür nut-
zen, ihr neues Einwanderungsgesetz zu promoten? 
In ihren im November letzten Jahres von Cem Özde-
mir vorgestellten einwanderungspolitischen Eck-
punkten wird das grüne Dilemma offenkundig. Sie 
schlagen Quoten vor, die sie mit Rücksicht auf die 
„Notwendigkeiten" letztlich der führenden deut-
schen Wirtschaftsunternehmen sowie „solider Pla-
nungsgrundlagen in der Bundesrepublik" festgelegt 
haben. Das führt dazu, daß - bei gleichbleibender 
Migration durch Aussiedler - faktisch kein Platz 
mehr für andere Einwanderer übrigbleibt. 

Das von den Grünen geforderte Einwanderungs-
gesetz bleibt in seinen Details erneut hinter grünen 
Vorstellungen aus der vergangenen Wahlperiode zu-
rück. Es wird trotz der beabsichtigten Humanität 
letztlich immer auch ein Einwanderungsverhinde-
rungsgesetz sein - mit allen Konsequenzen, sich nun 
nämlich aber richtig abzuschotten. 

Eduard Lintner, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern: Während es beim 
Gesetzentwurf des Bundesrates um ein eher techni-
sches Problem, nämlich die Art und Weise der Ober-
führung der Deutschen ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit, der sogenannten Statusdeutschen, in die 
deutsche Staatsangehörigkeit geht - eine Frage, der 
kaum materielles Gewicht zukommt -, geht es im Be-
schlußantrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN um 
die von SPD-Politikern meines Erachtens leichtfertig 
ins Gespräch gebrachte weitere Zuwanderungsbe-
grenzung bzw. überhaupt eine Zuzugssperre für 
deutsche Aussiedler. 

Zum Gesetzentwurf des Bundesrates kann ich hier 
einfach feststellen, daß die Zielsetzung grundsätz-
lich mit den Vorstellungen des Bundesinnenministe-
riums zu diesem Problem übereinstimmt. Es ist da-
her ohnehin beabsichtigt, bei der für diese Legisla-
turperiode vereinbarten umfassenden Reform des 
deutschen Staatsangehörigkeitsrechts eine Rege-
lung der automatischen Überleitung der Statusdeut-
scheneigenschaft in die deutsche Staatsangehörig-
keit zu treffen und so einen wirksamen Beitrag zu 
einem „schlanken Staat" zu leisten - durch den da-
mit verbundenen Wegfall einer Vielzahl von Einbür-
gerungsverfahren. 

Was wir allerdings nicht mitmachen werden, ist die 
vollständige Beseitigung des Status „Deutscher ohne 
deutsche Staatsangehörigkeit" , wie er in A rt . 116 
Abs. 1 Grundgesetz ausdrücklich vorgesehen ist. 

Es sprechen einfach praktische Erwägungen ge-
gen eine bereits bei der Aufnahme im Bundesgebiet 
einsetzende Erwerbsautomatik. Wenn sich nämlich  

im vertriebenenrechtlichen Verfahren herausstellt, 
daß eine aufgenommene Person nicht die Spätaus-
siedlereigenschaft besitzt - was in der Praxis zwar 
nicht häufig, aber immer wieder einmal vorkommt -, 
muß die vorangegangene, zu Unrecht erfolgte Be-
handlung als deutscher Staatsangehöriger rückgän-
gig gemacht werden. Nach der Konzeption meines 
Hauses soll der Staatsangehörigkeitserwerb daher 
erst nach endgültiger Feststellung der Spätaussied-
lereigenschaft eintreten. 

Einen ganz grundsätzlichen Einwand möchte ich 
aber noch zu bedenken geben: Es ist wenig sinnvoll, 
anstelle einer umfassenden Neuregelung des deut-
schen Staatsangehörigkeitsrechts jetzt wieder nur 
eine Teilreform durchzuführen. „Schlanker Staat" 
kann nicht heißen, daß der Gesetzgeber flickschu-
sternd eine Teilreform nach der anderen vornimmt 
und die gesetzesvollziehende Verwaltung mehr oder 
weniger dicht hinterherhechelt. Empfehlenswert 
wäre es vielmehr, die ohnehin anstehende Gesamt-
reform zu nutzen, auch dieses Anliegen do rt  zu re-
geln. 

Zum Antrag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist 
folgendes zu sagen: Die Bundesregierung kann beim 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zwar der Überschrift „Keine Stimmungsmache ge-
gen Aussiedler zulassen" zustimmen, der inhaltli-
chen Begründung aber nicht. Ein Einwanderungsge-
setz oder eine Änderung des Kriegsfolgenbereini-
gungsgesetzes sind nicht nötig, denn durch das Bun-
desvertriebenengesetz in der Fassung, die es durch 
das Kriegsfolgenbereinigungsgesetz erhalten hat, 
sind die regelungsbedürftigen Sachverhalte transpa-
rent und verläßlich, was der Entschließungsantrag ja 
fordert , völlig hinreichend geklärt. 

Es besteht auch kein Anlaß zu einer Änderung des 
Verfahrens, weil sich auch der Verwaltungsvollzug 
zwischen Bund und Ländern bewährt  hat. Sie sollten 
anerkennen, daß gerade mit dem Bundesvertriebe-
nengesetz der ungeregelte Zuzug von Spätaussied-
lern vermieden wird und so die Grundlagen für die 
sozialverträgliche Aufnahme und Integration der 
Spätaussiedler in den Städten, Kreisen und Gemein-
den geschaffen werden. Wenn Schwierigkeiten auf-
getaucht sind, hat die Bundesregierung stets ange-
messen reagiert. So zum Beispiel mit dem Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Wohnortzuweisungsgeset-
zes, das es ermöglicht, die Spätaussiedler gleichmä-
ßiger, als es bisher der Fall sein konnte, auf das Bun-
desgebiet zu verteilen. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung Initiati-
ven ergriffen, 

- in den Herkunftsgebieten Tests zur Prüfung der 
Sprachkompetenz durchzuführen, 

- verstärkt darauf hinzuwirken, daß nur solche Per-
sonen als Spätaussiedler aufgenommen werden, 
die zumindest über einfache deutsche Sprach-
kenntnisse verfügen, 

- Eigeninitiativen zum Erlernen der deutschen Spra-
che zu fördern, vorhandene Kenntnisse zu vertie-
fen und 
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- verstärkt Sprachkurse zum Beispiel in Begeg-
nungsstätten anzubieten. 

Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung 
keine Veranlassung, das Verfahren der Aufnahme 
und Eingliederung der Spätaussiedler sowie die Re-
gelungen über die jährliche Zuzugszahl grundle-
gend umzustellen. Im Gegenteil, jede Hektik und 
Änderung fördern nur die latent vorhandene Sorge 
und Angst bei den Betroffenen, das Tor könnte ge-
schlossen werden. Und das wiederum könnte Hun-
derttausende in Bewegung setzen und an unsere 
Grenzen führen. Das könnte niemand verantworten, 
weder die Regierung noch die Opposition. 

Im Interesse der Vermeidung solche Panikreaktio-
nen müssen Regierung und Opposition zusammen-
wirken und - wenn nötig - dann behutsam und mit 
überzeugenden Argumenten Änderungen vorneh-
men. Um diese Form der Zusammenarbeit bitte ich 
Sie im Interesse der Aussiedler und von uns Einhei-
mischen. 

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 16 

(Antrag: Rücknahme der Mikro-Antibabypillen 
der dritten Generation vom Markt) 

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (F.D.P.): 
Jede Frau, die sich entscheidet, zur Familienplanung 
die Pille einzusetzen, muß wissen, daß das mit einem 
gewissen Risiko behaftet ist. Arzneimittel gibt es 
nicht ohne jegliche Nebenwirkungen. Bei der Pille ist 
es das Thromboserisiko, gerade wenn zusätzliche Ri-
sikofaktoren hinzukommen, wie z. B. das Rauchen. 
Die Frage, um die es hier geht, ist also nicht, ob über-
haupt ein Risiko mit dieser Form der Empfängnisver-
hütung verbunden ist, sondern, ob speziell mit den 
Antibabypillen der dritten Generation ein besonders 
hohes Risiko verbunden ist. Dies behaupten die Grü-
nen, ohne hierfür jedoch irgendeinen überzeugen-
den Nachweis liefern zu können. 

Ich zitiere aus der Begründung zu dem Antrag der 
Grünen, die Mikro-Antibabypillen der dritten Gene-
ration vom Markt zu nehmen: „Mehrere hundert 
schwere venöse Thromboembolien und wahrschein-
lich einige Todesfälle von Frauen in Deutschland 
hätten vermieden werden können, wenn rechtzeitig 
zum Schutz der Gesundheit von Frauen die Mikro-
Antibabypillen der dritten Generation vom Markt 
genommen worden wären. " Das ist billige Polemik. 
Diese Aussage läßt sich nach den Stellungnahmen 
zahlreicher Experten, die wir im Gesundheitsaus-
schuß des Deutschen Bundestages angehört haben, 
nicht halten. Experten aller teilnehmenden EU-Staa-
ten  haben in einer gemeinsamen Stellungnahme er-
klärt, daß sie keine Notwendigkeit zur Einschrän-
kung der Verordnung oder gar einer Aufhebung der 
Zulassung für gestoden- oder desogestrelhaltige 

Mikropillen sehen. Auch der Europäische Ausschuß 
für Arzneimittelspezialitäten bei der Europäischen 
Arzneimittelagentur, der sich vor kurzem erneut 
mit dem Thromboserisiko bei den gestoden- und 
desogestrelhaltigen oralen Kontrazeptiva befaßt hat, 
sieht keine solche Notwendigkeit. 

Die Daten aus mehreren wissenschaftlichen Veröf-
fentlichungen aus dem Gebiet der Epidemiologie ha-
ben keineswegs ein neues und größeres Thrombose-
risiko der Mikropille mit Desogestrel und Gestoden, 
den Gestagenen der sogenannten dritten Genera-
tion, ergeben. Vielmehr liegt dieses in dem Bereich 
oder sogar unterhalb des Bereiches, der bisher aus 
früheren Studien für die Pi lle bekannt war. 

Jetzt sei es zu einem Rückgang der Ereignisse von 
bisher vier pro 10 000 Frauenjahre auf etwa zwei pro 
10 000 Frauenjahre bei Präparaten der zweiten Ge-
neration gekommen. Es geht also um vier oder zwei 
von 10 000 Frauen, die diese Präparate über ein Jahr 
nehmen. 

Genau um diese Dimension geht es und nicht um 
eine Gefahr, die neu ist und auf einmal das Leben 
der Pillenanwenderin bedroht. 

Ganz offensichtlich - und das ist durch eine Reihe 
von Untersuchungen belegt - gibt es Unterschiede 
im Risiko für Thrombosen bei Frauen, die Präparate 
der einen oder anderen Gruppe einnehmen. Frauen 
mit erkannten und nicht erkannten Risikofaktoren 
werden eher mit Präparaten der jüngsten Genera-
tion behandelt. Diese Frauen sind jünger als die an-
dere Gruppe und nehmen die Präparate in der Re-
gel über eine kürzere Zeit ein. Daraus können die 
hier beschriebenen Unterschiede durchaus resultie-
ren. Die Experten der CPMP (Arzneispezialitäten-
ausschuß der Europäischen Union) haben dem in ih-
rer Empfehlung vom 19. April 1996 Rechnung getra-
gen. 

Um aber den berechtigten Sicherheitsbedürfnissen 
der Patientinnen Rechnung zu tragen, kommt der 
Europäische Ausschuß im einzelnen unter Einbezie-
hung von Sicherheitserwägungen zu folgenden Fest-
stellungen, die von Ärzten und Anwenderinnen be-
rücksichtigt werden müssen: 

Erstens. Wenn in der Vergangenheit eine Throm-
boembolie bestanden hat oder akut besteht, sollen 
keine Mikropillen der dritten Generation angewandt 
werden. 

Zweitens. Wenn bestimmte Risikofaktoren, wie 
z. B. Venenthrombosen in der Familie, Übergewicht 
oder Krampfadern, vorliegen, soll darauf verzichtet 
werden. 

Und grundsätzlich gilt bei der Verordnung der An-
tibabypille: 

Erstens. Wenn ein erhöhtes Risiko venöser throm-
bolischer Ereignisse vorliegt, wie zum Beispiel bei 
schweren Verletzungen oder ausgedehnten operati-
ven Eingriffen, sollte das Absetzen oraler Kontrazep-
tiva erwogen werden. 
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Zweitens. Wenn Thromboseverdacht besteht, sollte 
die Mikropille während der diagnostischen Abklä-
rung abgesetzt werden. 

Drittens. Bei einer unklaren Diagnose venöser 
thromboembolischer Ereignisse sollten mit den An-
wenderinnen alternative kontrazeptive Methoden 
besprochen werden, da es sich bei dem Ereignis um 
ein erstes Signal auf eine mit der Anwendung oraler 
Kontrazeptiva verbundene Thromboseneigung han-
deln kann. 

Wenn diese Bedingungen und Anleitungen beach-
tet werden, sehen die Experten kein Problem da rin, 
auch die Mikropillen nach wie vor zu verordnen. 
Dann ist es Sache von Arzt und Patientin, die Ent-
scheidung zu treffen. 

Für die Zulassung von Arzneimitteln ist in der Bun-
desrepublik das Bundesinstitut für Arzneimittel in 
Berlin zuständig. Auch das Bundesinstitut hat die 
Entwicklung bei den Mikropillen der dritten Gene-
ration natürlich sehr eingehend beobachtet, und es 
hat die Studien, die hierzu erstellt worden sind, ge-
nauestens gesichtet. Im Oktober letzten Jahres hat 
es, zum Schutze der Verbraucherinnen, eine Erstan-
wendung dieser Pillengeneration bei Frauen unter 
30 Jahren untersagt. Damit ist dem Umstand Rech-
nung getragen worden, daß diese Frauen ganz be-
sonders vom Thromboserisiko betroffen sind. Wohl-
gemerkt: Es handelt sich dabei um eine vorbeugende 
Schutzmaßnahme, die kontinuierlich auf ihre Recht-
fertigung hin überprüft werden muß. Eine solche 
Überprüfung wird Ende Juni stattfinden auf der 
Grundlage der europäischen Erkenntnisse. 

Man muß die weitere Entwicklung im Auge behal-
ten. Natürlich ist es notwendig, daß Ärzte und Ärztin-
nen sich mit ihren Patientinnen sehr genau darüber 
unterhalten, welche Form der Kontrazeption unter 
welchen Bedingungen die richtige ist. Da tragen die 
Ärzte auch eine ganz große Verantwortung. Aber die 
Panikmache, die die Grünen zum jetzigen Zeitpunkt 
anzetteln, ist völlig daneben. Sie führt gerade zu der 
beklagten unverantwo rtlichen Verunsicherung der 
betroffenen Frauen. 

Hinweisen möchte ich in diesem Zusammenhang 
auf die um 10 Prozent erhöhte Zahl von Schwanger-
schaftsunterbrechungen, wie sie zum Beispiel in 
Großbritannien nach der unnötig ausgelösten Pillen-
hysterie im letzten Herbst auftraten. Dem darf nicht 
Vorschub geleistet werden. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS): Die parlamentarische Befas-
sung mit dem Problem der Antibabypillen der dritten 
Generation hat erneut die in diesem Lande seit lan-
gem bestehenden Mißstände im Umgang mit Arznei-
mittelrisiken aufgezeigt. Wieder wurde deutlich, daß 
verordnende Ärzte in der Regel zu wenig und zu spät 
informiert werden, ja daß im Gegenteil die Werbung 
der Pharmafirmen ihnen oft das Gefühl einer hohen, 
dann aber doch nicht gerechtfertigten Sicherheit der 
jeweiligen Medikamente vermittelt. Dies wiederum 
trägt dazu bei, daß sie ihrerseits die Patientinnen ten-
denziell unzureichend informieren und die notwen-
dige Risikoerfassung sowie eine anschließende indi-

viduelle Nutzen-Risiko-Abwägung allzu häufig nicht 
in erforderlicher Weise vornehmen. 

Erneut erleben wir eine oberste Bundesbehörde, 
die unter mannigfaltigem Druck steht, deren Durch-
setzungsfähigkeit von vornherein begrenzt ist und 
deren Entscheidungen deshalb durch vielerlei Rück-
sichtnahmen beeinträchtigt werden. 

Immer wieder zeigt sich auch, daß das Melde- 
und Erfassungssystem für unerwünschte Arzneimit-
telwirkungen in der Bundesrepublik nur äußerst un-
zureichend funktioniert. Verstärkt werden all diese 
Mißstände durch eine bis heute überaus mangel-
hafte Ausbildung der Ärzte in der immer wichtiger 
werdenden medizinischen Spezialdisziplin der Epi-
demiologie. Insgesamt wird zu lange vertuscht, ver-
schwiegen oder zerredet, statt vom ersten Ver-
dachtsmoment an die dann unabdingbar erforderli-
chen wissenschaftlichen Untersuchungs- und Über-
prüfungsverfahren sowie eine sofort notwendige In-
formation und Aufklärung der Ärzte und ihrer Pa-
tienten in Gang zu setzen. Kommt es dann irgend-
wann - häufig noch dazu durch eine sensations-
hungrige Presse - zu Katastrophenmeldungen und 
zum nachfolgenden „Katastrophenmanagement", 
sind rationale Entscheidungen oft nur noch schwer 
zu treffen. 

Fazit: Es gibt nach wie vor keine systematischen, 
rechtzeitig einsetzenden sowie kontinuierlich und so-
lide arbeitenden Mechanismen für den Umgang mit 
Arzneimittelnebenwirkungen. Es ist völlig unbegreif-
lich, daß diese seit langem bekannte Situation in 
einem Land mit hochentwickelter Arzneimittelpro-
duktion für die Regierung kein Anlaß zu energi-
schem Handeln ist. Ich meine, daß ist der erste und 
eigentliche Skandal, von dem immer wieder geredet 
werden muß. 

Was das aktuelle Problem der Risikobewertung bei 
den Antibabypillen der dritten Generation bet rifft, so 
haben unseres Erachtens die bisherigen Aktivitäten 
einschließlich der dazu durchgeführten Anhörung 
noch keine eindeutigen Entscheidungsgrundlagen 
für das Parlament erbringen können. Es hat sich eher 
bestätigt, daß die wissenschaftliche Diskussion noch 
keineswegs entschieden ist, ja daß dafür zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht einmal alle notwendi-
gen Voraussetzungen gegeben sind. 

Ungeachtet der immer in Rechnung zu stellenden 
bekannten Interessenlagen der pharmazeutischen 
Industrie können aber auch die durchaus objektiv 
bestehenden Schwierigkeiten und möglichen Ver-
zerrungseffekte, die mit der epidemiologischen Me-
thodik in der Tat verbunden sein können, nicht ein-
fach von der Hand gewiesen werden. Dies gilt sicher 
um so mehr, als in nächster Zeit weitere Ergebnisse 
kommen werden, von denen ein genauerer Auf-
schluß über die gegenwärtig noch strittigen Fragen 
erwartet werden kann. Mit anderen Worten: Eine ab-
schließende Bewertung der hier vorliegenden und 
ohne Zweifel sehr komplizierten Sachprobleme 
scheint uns zum gegenwärtigen Zeitpunkt weder 
möglich noch zweckdienlich zu sein. 
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Für notwendig halte ich allerdings, daß bereits 
heute die erforderlichen Schlußfolgerungen für eine 
sorgfältige und individuelle Verordnungsweise die-
ser Medikamente gezogen werden. 

Dr. Sabine Bergmann-Pohl, Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundesminister für Gesund-
heit: Der Gesundheitsausschuß des Deutschen Bun-
destages hat in mehreren Sitzungen über die oralen 
Kontrazeptiva und damit verbundenen Nebenwir-
kungen diskutiert. Es fanden umfangreiche Informa-
tionen durch die zuständige Bundesoberbehörde 
statt. Ein langes Expertengespräch des Ausschusses 
wurde am 6. März dieses Jahres durchgeführt, bei 
dem viele renommierte, auch inte rnationale Wissen-
schaftler anwesend waren. 

Die Daten und Fakten liegen Ihnen in den Druck-
sachen und Protokollen des Ausschusses vor. Ich 
kann mich also wegen der Kürze der Zeit auf grund-
sätzliche Anmerkungen beschränken. 

Es gibt für den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen keinerlei Berechtigung. Es kann für diesen 
Antrag deshalb auch keine Zustimmung geben. 

Es ist weder Auftrag noch Aufgabe des Bundesta-
ges, über die Verkehrsfähigkeit von Arzneimitteln, 
über die Zulassung von Arzneimitteln oder über Ri-
sikomaßnahmen bei Arzneimitteln zu beschließen. 
Dies gehört in die Kompetenz der zuständigen Bun-
desoberbehörde, in diesem Fall des Bundesinstituts 
für Arzneimittel und Medizinprodukte. Do rt  sitzen 
die Experten, dort  wird die wissenschaftliche Arbeit 
gemacht, dort  ist Literatur vorhanden, und do rt 

 können die Kontakte zu externen Wissenschaftlern 
geknüpft werden. Und nur do rt  können die notwen-
digen fachlic he n Entscheidungen getroffen wer-
den. 

Der Bundesminister für Gesundheit wird sich in 
solche fachlichen Entscheidungen der zuständi-
gen Behörden nicht einmischen. 

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte hat bei der Bearbeitung der anstehenden 
Problematik, nämlich der Frage der Verdopplung des 
Risikos von venösen Thromboembolien bei der An-
wendung oraler Kontrazeptiva mit den Wirkstoffen 
Gestoden und Desogestrel im Vergleich zu den ora-
len Kontrazeptiva der zweiten Generation, bisher 
eine fachlich gründliche und schnelle Arbeit gelei-
stet. 

Es hat zusammen mit den britischen Kollegen als 
erste Behörde in Europa das Problem vor dem 
CPMP (Committee for Proprietory Medicinal Pro-
ducts - Arzneimittelspezialitätenausschuß), das 
heißt, dem zuständigen europäischen Gremium, 
thematisiert. 

Es hatte sogar vorher schon wesentliche Anregun-
gen gegeben für die Studien, die inzwischen die Dis-
kussion auf eine vernünftige epidemiologische Basis 
gelenkt haben. 

Es hat als erste und bisher einzige Behörde in Eu-
ropa eine Maßnahme getroffen, die risikominimie-
rend ist. Diese Maßnahme beinhaltet, daß Frauen un-

ter 30 Jahren bei der Ersteinstellung mit oralen Kon-
trazeptiva die in Rede stehenden Pi llen der dritten 
Generation nicht verordnet bekommen. Diese Maß-
nahme umfaßt auch, daß in den Beipackzetteln deut-
liche Hinweise für Arzt und Anwenderin in bezug 
auf die Risiken gegeben werden. 

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin-
produkte hat uns alle im Gesundheitsausschuß aus-
führlich und schnell informiert. Ich möchte den Kolle-
ginnen und Kollegen in der Behörde dafür danken 
und ich weise Ihre Vorwürfe, Frau Knoche, entschie-
den zurück. 

Die epidemiologischen Studien haben noch einige 
Fragen offen gelassen, so zum Beispiel die Frage, ob 
das Herzinfarktrisiko durch Pillen der verschiedenen 
Generationen unterschiedlich beeinflußt wird und 
welchen Einfluß Störgrößen möglicherweise gehabt 
haben könnten. Diese Fragen sollen soweit wie mög-
lich beantwortet werden. Eine europäische Arbeits-
gruppe, zu der auch deutsche Wissenschaftler zäh-
len, wird mit den Autoren dieser Studien Kontakt 
aufnehmen und in den nächsten Monaten weitere 
Analysen der Daten vornehmen. 

Die im November 1995 angeordneten Maßnahmen 
gelten bis zum 30. Juni dieses Jahres. Das Bundesin-
stitut für Arzneimittel und Medizinprodukte wird un-
ter Berücksichtigung der Datenlage zunächst inner-
halb der kommenden beiden Monate und dann nach 
Abschluß der zusätzlichen Datenanalyse durch die 
europäische Arbeitsgruppe über das weitere Vorge-
hen entscheiden. 

Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß bei neuen 
Erkenntnissen eine neue Bewe rtung erfolgt und ge-
gebenenfalls neue Entscheidungen getroffen wer-
den. Und ebenso selbstverständlich ist es, daß dies - 
wie bisher auch - zügig geschieht und darüber um-
fassend informiert wird. 

Anlage 4 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner 696. Sitzung am 3. Mai 
1996 beschlossen, den nachstehenden Gesetzen 
zuzustimmen bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 
Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

- Geflügelfleischhygienegesetz (GFlHG) 

- Gesetz zu dem Vertrag vom 19. Mai 1995 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tschechischen Republik über die gegenseitige 
Unterstützung der Zollverwaltungen 

Die Vorsitzenden der folgenden Ausschüsse haben 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EU-
Vorlagen bzw. Unterrichtungen durch das Europäi-
sche Parlament zur Kenntnis genommen oder von ei-
ner Beratung abgesehen hat. 
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